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GESETZLICHE GRUNDLAGEN 

KÄRNTNER LANDESVERFASSUNG 

Laut Art. 60 Abs. 2 der Kärntner Landesverfassung ï K-LVG, LGBl. Nr. 85/1996, zuletzt 

geändert mit LGBl. Nr. 92/2012, hat die Landesregierung dem Landtag vor Ablauf des 

Finanzjahres den Entwurf des Voranschlages der Einnahmen und Ausgaben des Landes für 

das folgende Finanzjahr vorzulegen. 

Die Erstellung des Entwurfes des Voranschlages obliegt nach den Bestimmungen der 

geltenden Referatseinteilung der Kärntner Landesregierung in Verbindung mit der 

Geschäftsordnung des Amtes der Kärntner Landesregierung dem jeweiligen Finanzrefe-

renten der Kärntner Landesregierung und der ihm unterstellten Abteilung 2 (Kompetenz-

center Finanzen, Wirtschaft und Wohnbau). 

 

 

I.  MATERIELLER TEIL 

Die Erstellung des Landesvoranschlages 2013 wird im Wesentlichen von folgenden gesetz-

lichen Bestimmungen bzw. rechtlichen Rahmenbedingungen geprägt: 

 

Rechtliche Rahmenbedingungen 

 

Die rechtlichen Rahmenbedingungen werden im Budgetbericht unter Pkt. 3.2. näher 

dargestellt. 

 

Österreichischer Stabilitätspakt 2012 

 

Zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden wurde im Hinblick auf die, bewirkt 

durch die Finanz- und Wirtschaftskrise gegebene geänderte Finanzsituation der öffentlichen 

Haushalte und die gegebenen Konsolidierungs- und Koordinierungsnotwendigkeiten unter 

eine gesetzlich unbefristete neue 15a-Vereinbarung über einen Österreichischen Stabilitäts-

pakt 2012 abgeschlossen. Diese ist allerdings hinsichtlich ihres Bestandes an einer einver-

nehmlichen Regelung der Fragen des Finanzausgleiches, der Gesundheitsfinanzierung 

sowie der Pflegefinanzierung geknüpft. Diese Vereinbarung soll nach Genehmigung durch 

die Bundes- und Ländergremien rückwirkend mit 1.1.2012 in Kraft gesetzt werden. Im 

Übrigen darf dazu auf die Ausführungen unter Pkt. 3.2.4. des Budgetberichtes sowie unter 

Pkt. 1.3. des Budgetprogrammes (2. Änderung) verwiesen werden. 

 

Kärntner Budgetkonsolidierungsgesetz (LGBl.Nr. 7/2012) 

 

II. FORMALER TEIL 

Mit Beschluss des Kärntner Landtages vom 16.12.2011 wurde ein Gesetz, mit dem der 

Kärntner Landeshaushalt konsolidiert wird, verabschiedet. Dieses trat mit 17.2.2012 in Kraft 

und enthält neben Grundsätzen der Haushaltsführung als wesentliches Ziel bis Ende des Jahre 

2015 einen ausgeglichenen Landeshaushalt nach ESVG zu erreichen. 
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1. Der Landesvoranschlag gliedert sich in Gruppen, Abschnitte, Unterabschnitte und 

Voranschlagsansätze (Teilabschnitte). 

2. Nach "Haushaltshinweisen" wird der Voranschlag wie folgt geordnet: 

 

 Zuordnungsziffer 

Ordentliche Ausgaben 1 

Ordentliche Einnahmen 2 

Außerordentliche Ausgaben 5 

Außerordentliche Einnahmen 6 

  

3. Die Einnahmen und Ausgaben sind 

a) nach haushaltswirtschaftlichen Gesichtspunkten durch den Haushaltshinweis, der dem 

Ansatz vorangestellt ist gekennzeichnet; 

b) nach funktionellen Gesichtspunkten entsprechend dem dekadisch nummerierten 

Ansatzverzeichnis in Gruppen, Abschnitten und Unterabschnitten geordnet und 

c) nach ökonomischen Gesichtspunkten innerhalb der Ansätze nach dem dekadisch 

nummerierten Postenverzeichnis gegliedert. 

Der einzelne Voranschlagsansatz besteht aus insgesamt sechs Ziffernstellen, wobei die ersten 

fünf Stellen die "funktionelle Zuordnung" treffen während die 6. Dekade das "finanzwirt-

schaftliche Gliederungselement" darstellt. 

Durch das "finanzwirtschaftliche Gliederungselement" werden folgende Zuordnungen auf der 

Einnahmen- und Ausgabenseite getroffen:  

Bezeichnung der "Finanzwirtschaftlichen 

Gliederungselemente" (Gebarungsgruppen) auf der 

Einnahmenseite: 

Bezifferung der 6. Dekade des 

Ansatzes 

Einnahmen mit Ausgabenverpflichtung, lauf. Geb. 0 

Einnahmen mit Zweckwidmung, lauf. Geb. 1 

Einnahmen mit Ausgabenverpflichtung, Verm. Geb. 2 

Einnahmen mit Zweckwidmung, Verm. Geb. 3 

Einnahmen mit Gegenverrechnung, im eig. Voranschlag, lauf. 

Geb. 

4 
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Allgemeine Deckungsmittel, lauf. Geb. 5 

Einnahmen zum Haushaltsausgleich, lauf. Geb. 6 

Einnahmen mit Gegenverrechnung im eig. Voranschlag, Verm. 

Geb. 

7 

Allgemeine Deckungsmittel, Verm. Geb. 8 

Einnahmen zum Haushaltsausgleich, Verm. Geb. 9 

  

Bezeichnung der "Finanzwirtschaftlichen 

Gliederungselemente" (Gebarungsgruppen) auf der 

Ausgabenseite 

Bezifferung der 6. Dekade des 

Ansatzes 

Personalausgaben 

Leistungen für Personal 

0 

Sachausgaben 

Amtssachausgaben 

1 

Ausgaben für Anlagen, Pflichtausgaben 2 

Ausgaben für Anlagen; Ermessensausgaben 3 

 

Förderungsausgaben; Laufende Gebarung; Pflichtausgaben 4 

Förderungsausgaben; Laufende Gebarung; 

Ermessensausgaben 

5 

Förderungsausgaben; Vermögensgebarung; 

Ermessensausgaben 

6 

Förderungsausgaben; Vermögensgebarung; Pflichtausgaben 7 

Sonstige Sachausgaben; Pflichtausgaben 8 

Sonstige Sachausgaben; Ermessenausgaben 9 

  

Bei den Gebarungsgruppen "Leistungen für Personal" und "Sonstige Sachausgaben Pflicht" 

scheinen im Voranschlag zwei Ziffernstellen auf. Die Untergliederung dieser Gebarungs-

gruppen ermöglicht eine exakte Erfassung der verschiedenen Sparten innerhalb der Leistungen 

für Personal (z.B. Hoheits- und Wirtschaftsverwaltung, Musiklehrer etc.) sowie innerhalb des 

Pflicht-Sachbereiches (z.B. Pensionen - Allgemeine Verwaltung, Bezüge - Organe von 

Gebietskörperschaften etc.).  
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4. Eine Unterscheidung hinsichtlich der Verrechnung von Kosten in der Postenklasse 0 

"Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens" und 4 "Geringwertige Wirtschaftsgüter des 

Anlagevermögens" wird ab 2002 derart gefunden, dass in der Postenklasse 0 alle jene Güter 

zu verrechnen sind, deren  Einzelanschaffungswert derzeit mehr als ú 400,-- beträgt. In der 

Postenklasse 4 werden geringwertige Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens verrechnet, 

die einen Einzelanschaffungswert von weniger als ú 400,-- haben.  

5. Die Gliederung nach funktionellen Gesichtspunkten entspricht den Aufgaben, die von den 

Gebietskörperschaften zu besorgen sind und von diesen wahrgenommen werden.  

 

Diese Aufgaben sind abschnittsweise derart zusammengefasst, dass jedem Abschnitt nur 

ein Aufgabenbereich des nachstehenden in Anlehnung an das bestehende UNO-Schema 

vom Bund angewendeten Schemas entspricht. 

 

Kennziffer Aufgabenbereich 

11 Erziehung und Unterricht 

12 Forschung und Wissenschaft 

13 Kunst 

21 Gesundheit 

22 Soziale Wohlfahrt 

23 Wohnbau 

32 Straßen 

33 Sonstiger Verkehr 

34 Land- u. Forstwirtschaft 

35 Energiewirtschaft (Elektrizitäts-, Gas- und 
Wasserwirtschaft 

36 Industrie und Gewerbe (einschl. Bergbau) 

38 Private Dienstleistungen (einschl. Handel) 

41 Landesverteidigung 

42 Staats- und Rechtssicherheit 

43 Übrige Hoheitsverwaltung 
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ENTWURF LANDESVORANSCHLAG 2013 

GESAMTÜBERSICHT 

Nachstehend wird die Gesamtübersicht, betreffend Rechnungsabschluss 2011, den 

Landesvoranschlag 2012 (ohne Nachtragsvoranschlag 2012) und den Voranschlagsentwurf 

2013, dargestellt.  

 

 
 

Zu gegenständlicher Darstellung dürfen folgende Anmerkungen getätigt werden: 

 

Die Einnahmen und Ausgaben des Landesvoranschlagsentwurfes 2013 werden im Vergleich 

zu jenen Werten des Landesvoranschlages 2012 dargestellt. Die Werte des regionalen BIP 

Kärntens wurden den aktuell verfügbaren Schätzungen des IHS vom Mai 2013 entnommen. 

Dieses schätzt die Erhöhung des nominellen BIP für Kärnten von 2012 auf 2013 mit + 2,4 % 

ein. 

 

Der Landesvoranschlag 2013 weist mit Einnahmen ohne Fremdfinanzierungen im Ausmaß 

von ú 2.154.648.500,00 und damit gegenüber dem Landesvoranschlag 2012 Mehrein-

nahmen von rd. ú 180,84 Mio. bzw. rd. + 9,2 % auf. Dabei wird das höhere Einnahmen-

volumen durch folgende wesentliche Faktoren bestimmt: 

Einen großen Anteil der Mehreinnahmen verzeichnen die Einnahmen bei der Kärntner 

Energieholding Beteiligungs GmbH vor allem bedingt aufgrund des mit dem Verkauf von 

KELAG-Aktien vorhandenen Sonderausschüttung von Dividenden im Umfang von rd. 

+ ú 100 Mio, die gleichzeitig ausgabenseitig einer Tilgungsrücklage zugeführt werden. Einen 

weiteren Einnahmenschwerpunkt bilden die Zuwächse bei den Zuflüssen aus Ertragsanteilen 

an gemeinschaftlichen Bundesabgaben, die sich als sog. ĂErtragsanteilepaketñ mit rd. 

+ ú 34,1 Mio. an Mehreinnahmen zusätzlich niederschlagen werden. Mehreinnahmen 

LRA LRA LVA Differenz LVA

2011 2012 2012 LVA 2012/2013 2013

Einnahmen(o.Fremdfinanzierung) 2.392.547.177 2.267.799.394 1.973.809.700 +180.838.800 2.154.648.500

Ausgaben -2.521.968.580 -2.369.997.462 -2.116.931.400 -167.625.800 -2.284.557.200

Einnahmen ao.HH. 0 0 0 +0 0

Ausgaben ao.HH. 0 0 0 +0 0

E/A Saldo -129.421.403 -102.198.068 -143.121.700 +13.213.000 -129.908.700

Abgang (-)/Überschuss (+) (brutto) -129.421.403 -102.198.068 -143.121.700 +13.213.000 -129.908.700

Tilgung 0 653.000 0 +2.753.000 2.753.000

Netto-Neuverschuldung(-)

bzw. Nettoüberschuss(+)
-129.421.403 -101.545.068 -143.121.700 +15.966.000 -127.155.700

BIP in Kärnten [1] 16.826.000.000 17.297.000.000 17.297.000.000 +415.000.000 17.712.000.000

NVS/NÜ in % am BIP 0,77% 0,59% 0,83% +0,11% 0,72%

Netto-Neuverschuldung pro Kopf -231,40 -182,09 -256,41 +28,40 -228,01

Maastricht-Ergebnis (Land) -77.549.319 -66.375.790 -82.525.534 +19.031.677 -63.493.857 

Maastricht-Ergebnis/Kopf
 -138,66 -119,02 -147,85 +33,99 -113,86

EW-Zahl**) 559.296 557.671 558.173 557.671

[1] ausgehend vom Stand bei Erstellung des LVA 2013 NEU

ENTWICKLUNG DES KÄRNTNER LANDESHAUSHALTES

GESAMTÜBERSICHT 2013
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größeren Umfanges verzeichnen u.a. auch die Zweckzuschüsse des Bundes gem. 

Pflegefondsgesetz mit rd. + ú 13,2 Mio. (diesen stehen Mehrausgaben von rd. + ú 6,6 Mio. 

gegen¿ber), die Einnahmen im Sozialbereich, u.a. bei den Positionen ĂHilfe zur Sicherung 

des Lebensbedarfesñ Landesregierung mit einer Erhöhung der Leistung von SV-Trägern von 

rd. + ú 12,8 Mio., bei den Gemeindekopfquoten bei der ĂHilfe zur Eingliederung Behinderterñ 

mit rd. + ú 4,2 Mio. sowie der Beiträge der Gemeinden zur Betriebsabgangsdeckung der 

Krankenanstalten von rd. + ú 4,6 Mio. Weitere Einnahmenerhöhungen ergeben sich u.a. 

durch von Seiten des Bundes zufließenden Kostenersätze für Aktivbezüge Lehrer APS von 

ú 10,1 Mio. f¿r Landeslehrerpensionen + ú 10,9 Mio., denen Ausgabenerhöhungen in 

derselben Höhe gegenüberstehen.  

Ausgabenseitig erhöht sich das Budgetvolumen mit ú 2.284.557.200,00 gegenüber jenem 

des Jahres 2012 um rd. + ú 167,6 Mio. Ein GroÇteil der Mehrausgaben ergibt sich aus der 

Bildung einer Tilgungsr¿cklage von ú 100,0 Mio. aus den Einnahmen bei der Kärntner 

Energieholding Beteiligungs GmbH aufgrund des Verkaufes von KELAG-Aktien. Im 

Sozialbereich sind Ausgabenzuwªchse bei der Altenpflege in Pflegeheimen von rd. + ú 14,5 

Mio. bzw. auÇerhalb von Pflegeanstalten von rd. + ú 3,6 Mio, bei der Behindertenhilfe von rd. 

+ ú 8,3 Mio. sowie bei den Darlehen für Investitionsmaßnahmen im Sozialbereich von rd. 

+ ú 6,0 Mio. zu verzeichnen. Eine weitere Ausgabenerhöhung wird im Bereich der KABEG 

von per Saldo + ú 11,7 Mio. insbesondere durch den Landesanteil am zugestandenen 

erhöhten Nettogebarungsabgang bewirkt. Den Mehrausgaben bei den Lehrern an 

allgemeinbildenden Pflichtschulen von rd. + ú 8,9 Mio. sowie bei den Lehrerpensionen 

 ú + 10,88 Mio.  stehen, wie oben angeführt entsprechende Mehreinnahmen gegenüber. 

Weitere Mehrausgaben größeren Umfanges verzeichnen die Bereiche 

Tourismusorganisationen von rd. + ú 9,0 Mio. sowie Landtag Beiträge an Parteien und 

Klubfinanzierung von + ú 2,0 Mio. Minderausgaben scheinen bei den Zinsen für 

Landesdarlehen von - ú 11,1 Mio., beim KWF von rd. - ú 3,7 Mio. (verringerter Zinsaufwand) 

sowie bei der Erhaltung und Erneuerung von Landesstraßen von rd. - ú 2,0 Mio. (verringerter 

Schuldendienst Forderungseinlösemodell) auf. Im Bereich der Wohnbauförderung stehen 

teilweise bedingt durch die Neugestaltung der Wohnbeihilfen den Minderausgaben bei den 

Darlehen, Wohnbauhilfen, Wohnbeihilfen von rd. - ú 19,7 Mio. Mehrausgaben bei den 

Allgemeinen Wohnbauhilfen von + ú 15,0 sowie bei den Sanierungen nach dem Kärntner 

WBFG von rd. + ú 2,3 Mio. gegenüber. Wesentliche Mindereinnahmen gegenüber dem 

Landesvoranschlag 2012 ergeben sich u.a. dadurch, dass die Haftungsprovision der HYPO 

Alpe Adria Bank AG, die im Vorjahr noch mit rd. ú 11,9 Mio. veranschlagt war, im 

Landesvoranschlag 2013 nicht dotiert wurde, weiters bei den Erträgnissen der 

Landesholding aus Mitteln des Kärntner Zukunftsfonds um rd. - ú 2,4 Mio. sowie bei den 

Lehrern an landwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen von rd. - ú 1,0 Mio.  

 

 

Die erwartete Nettoneuverschuldung des Landes liegt unter Berücksichtigung einer im Jahre 

2013 vorgesehenen Tilgung von rd. ú 2,75 Mio. mit rd. - ú 127,2 Mio. nicht nur deutlich unter 

dem budgetierten Werten für das Jahr 2012 (rd. ï ú  143,1 Mio.), sondern auch um rd. - ú 2,2 

Mio. unter dem Rechnungsergebnis 2011, aber um ú 26,15  Mio. ¿ber dem Ergebnis 2012. 

Mit 0,72 % des regionalen BIP Kärntens wird wiederum eine Nettodefizitquote deutlich unter 

1 % erreicht, was gegenüber dem Rechnungsergebnis 2011 einer Reduzierung um 6,5 % 

gleich kommt.  
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Das Ergebnis des Landes nach ESVG, d.h. jener Kennwert, der nach dem Kärntner 

Budgetkonsolidierungsgesetz relevant ist, beläuft sich auf einen Abgang von  

- ú 63.343.857,00 (LVA 2012 Abgang von - ú 82.525.534,00) oder - ú 113,59/Kopf (2012 - 

ú 147,85). Auch zum Rechnungsergebnis 2012 ist ein leichter Rückgang von rd. ú 3,0 Mio. 

gegeben.  

 

Mit diesem LVA 2013 wird den Vorgaben des § 2 des Budgetkonsolidierungsgesetzes 

LGBl.Nr. 7/2012 insoweit entsprochen, als  

 

- das Maastrichtergebnis des Landes mit ú 63,343.857,- sich gegenüber dem 

Landesvoranschlag 2012 verringert 

- und mit einem Wert von rd. 0,358 % des geschätzten nominellen BIP Kärnten 

deutlich unter der gesetzlich definierten Obergrenze von 0,45 % bleibt. 
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HAUSHALTSERGEBNIS DES LANDES KÄRNTEN 2013 

 

Administratives Haushaltsergebnis - Maastricht - Defizit/Überschuss 

 

 
 

 

 
 

 

Auf Basis des vorliegenden Entwurfes des Landesvoranschlages 2013 errechnet sich ein 

Maastrichtergebnis nach ESVG einerseits unter Abzug der Einnahmen bei der Kärntner 

Energieholding Beteiligungsgesellschaft mbH aufgrund des Verkaufes von KELAG-Aktien an 

die RWE Beteiligungsgesellschaft mbH (ú 100 Mio.) sowie dem Abzug der Einnahmen aus 

der Kªrntner Landesholding (ú 0,15 Mio.) und andererseits durch Berücksichtigung der 

Zinsabgrenzung aus Agio/Disagio (ú 2,23 Mio.) von - ú 63,34 Mio. (ohne Fonds und 

Landesgesellschaften und Krankenanstalten). Unter Einschätzung der Ergebnisse der Fonds 

und ausgegliederten Rechtsträger des Landes mit einem Volumen von rd. - ú 20 Mio. sowie 

unter Berücksichtigung der Änderung der Schuldenstände der Kärntner Krankenanstalten 

aus der Investitions- und Immobilienfinanzierung (+ ú 27,29 Mio.), würde das Gesamter-

gebnis für Kärnten nach ESVG, welches für den zu erbringenden Stabilitätsbeitrag nach 

Querschnitt RA 2010 RA 2011 RA 2012 LVA 2012 LVA 2013

Laufende Einnahmen 1.849.497.603 1.924.041.117 1.977.693.017 1.944.987.100 2.129.704.000

Laufende Ausgaben -2.356.625.523 -2.037.879.872 -1.909.342.139 -1.899.730.700 -1.965.626.400

Summe 1 minus 2 -507.127.920 -113.838.755 68.350.879 45.256.400 164.077.600

Vermögen Einnahmen 12.258.358 11.769.207 9.633.019 6.968.000 5.797.700

Vermögen Ausgaben -130.047.533 -131.698.200 -140.461.406 -134.351.300 -135.452.000

Summe 3 minus 4 -117.789.175 -119.928.993 -130.828.386 -127.383.300 -129.654.300

Maastricht Ergebnis t. RQ -624.917.095 -233.767.748 -62.477.507 -82.126.900 +34.423.300

zuzügl. Darlehensrückzahlungen der KABEG 634.542.127 165.811.100 0 0 0

abzügl. KABEG Darlehen zur Abgangsdeckung bzw. 

Invest.förderung
-165.811.100 0 0 0 0

abzügl. Berücksichtigung der Kärntner Landesholding -21.358.243 -5.819.398 -5.779.500 -2.512.700 -150.000

abzgl. Kursgewinne -27.397.024 -5.887.338 -351.626 0 0

zuzügl. Kursverluste 0 0 0 0 0

zuzügl. Zinsabgrenzung aus Agio/Disagio maastrichtwirksam 736.186 2.114.066 2.232.843 2.114.066 2.232.843

abzügl. Einnahmen Energieholding -100.000.000

Maastrichtergebnis nach ESVG (Land) -204.205.149 -77.549.319 -66.375.790 -82.525.534 -63.493.857

Veränd. d. Ergebnis ausgegliedeter Rechtsträger -4.350.000 -9.272.000 -16.492.000 -25.000.000 -20.000.000

Schätzung - Ergebnis KABEG

(Schuldenentwicklung - Investitionsfinanzierung)
-32.700.000 -4.010.000 29.009.882*) 11.443.000 27.294.400**)

Maastricht nach ESVG-Gesamt (nach Stabilitätspakt) -241.255.149 -90.831.319 -53.857.908 -96.082.534 -56.199.457

Vorgabe - Ordentlicher Stabilitätsbeitrag

Stabilitätspakt 2012
-139.198.852 -138.288.000 -115.977.833

*) Zinsabgrenzungen in Hºhe von ú 10,693 Mio. wurden nicht ber¿cksichtigt

**) Zinsabgrenzungen in Hºhe von ú 12,436 Mio. wurden nicht ber¿cksichtigt

Rechnungsquerschnitt - Maastrichtergebnis

Ü
b

e
rl

e
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u

n
g

RA 2012 LVA 2012 LVA 2013

Administratives Haushaltsergebnis  - 102 Mio.  - 143 Mio.  - 130 Mio.

Maastricht-Defizit/Überschuss (ESVG-Land)  - 66 Mio.  - 83 Mio.  - 63 Mio.
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Stabilitätspakt 2012 von Relevanz ist, sich auf - ú 56,05 Mio. belaufen. Damit kann der für 

Kärnten für das Jahr 2013 auf Grund des Österreichischen Stabilitätspaktes 2012 definierte 

ordentliche Stabilitätsbeitrag, der unter Zugrundelegung der aktuellen Schätzungen zum 

nominellen BIP-Entwicklung in Österreich sich auf - ú 115,98 Mio. beläuft, eingehalten 

werden und gleichzeitig den Kärntner Gemeinden zur Erfüllung der Vorgabe landesweit ein 

ausgeglichenes Haushaltsergebnis unter Einbeziehung der Schuldenentwicklung der 

Kärntner Krankenanstalten aus den sog. Gemeindeumlagedarlehen zu erreichen, 

entsprechende Hilfestellung geleistet werden. 

 

Ergebnisse nach Maastricht 

 

Seit dem Landesvoranschlag 1998 wird im Rechenwerk Teil I, Kapitel 10, der geltenden 

Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung entsprechend, ein Voranschlagsquer-

schnitt für das Land Kärnten ausgewiesen. Diese Auswertung der Voranschlagszahlen 

dient in erster Linie dazu, von allen Gebietskörperschaften gleichlautend aufbereitete 

Datengrundlagen zu erlangen, um den gegenüber der EU bestehenden Meldepflichten 

rechtzeitig und umfassend Rechnung tragen zu können. Sie bildet die Basis, nach der die 

Einhaltung der Vorgaben des Landes nach dem Österreichischen Stabilitätspakt bewertet 

wird. 

 

Ab 2007 wird die Berechnungsmethode streng nach ESVG-Kriterien angewendet, d.h. dass 

zum ausgewiesenen Maastrichtergebnis nach Voranschlags- und Rechnungsquerschnitt 

gem. Anlage 5a VRV noch Hinzuzählungen und Hinwegrechnungen einzelner Positionen 

vorzunehmen sind, um das tatsächliche Maastrichtergebnis des Landes abzuleiten. 

 

Unter der Rubrik II der Anlage 5a VRV ist unter bisher geltenden Berechnungsmethoden 

der sich für das Land Kärnten errechnete Finanzierungssaldo dargestellt, welcher für das 

Jahr 2013 einen ¦berschuss von + ú 34.423.300,-- ausweist.  

 

Da der Rechnungsquerschnitt nach Anlage 5a VRV nicht alle Aspekte berücksichtigt, die für 

das Gesamtergebnis des Landes nach ESVG von Relevanz sind, ist in der Folge eine 

Überleitungstabelle angeschlossen. 

 

So werden etwa die Einnahmen der Kärntner Energieholding Beteiligungsgesellschaft mbH 

aufgrund des Verkaufes von KELAG-Aktien an die RWE Beteiligungsgesellschaft mbH im 

Umfang von ú 100 Mio. als nicht maastrichtwirksame Einnahme angesehen und hat daher 

bei der Bemessung des Ergebnisses des Landes nach ESVG unberücksichtigt zu bleiben. 

Damit sind die Einnahmen der Kärntner Energieholding vom obigen Ergebnis in Abzug zu 

bringen.  

 

Gleichzeitig sind im Zusammenhang mit Darlehensaufnahmen bei der ÖBFA aus Vorjahren 

Zinsabgrenzungen in der Höhe von ú 2,23 Mio. zu berücksichtigen, die sich positiv auf das 

Ergebnis auswirken. 

 

Bezüglich des Ergebnisses der ausgegliederten Rechtsträger wird für das Jahr 2013 mit 

einem Ergebnis von rd. ï ú 20 Mio. gerechnet. 
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Zusätzlich ist zu berücksichtigen, dass auf Grund einer Entscheidung im Frühjahr 2011 

nunmehr die Schuldenzuwächse der Kärntner Krankenanstalten in die Berechnung des 

Maastrichtergebnisses des Landes und der Kärntner Gemeinden miteinzubeziehen sind. 

Dabei werden die Veränderungen der Finanzschulden der KABEG aus der Investitions-

finanzierung dem Land Kärnten und jene im Zusammenhang mit der Finanzierung des 

Betriebsabgangsanteiles der Gemeinden (Gemeindeumlagedarlehen) den Kärntner 

Gemeinden zugerechnet.  

 

Die Schuldenstände aus dem Immobilienerwerb und den Investitionen gehen im Jahr 2013 

zurück, da es zu Verzögerungen bei der Realisierung von Investitionsvorhaben kommt, 

weshalb sich das Gesamtergebnis des Landes nach ESVG voraussichtlich um rd. ú 27,29 

Mio. verbessern wird. 

Schließlich ist dem Gesamtergebnis des Landes nach ESVG mit einem Defizit von - ú 56,05 

Mio, das mit - ú 115,98 Mio. sich errechnende zulässige Maastrichtsaldo nach Art. 3. des 

ÖStP 2012 gegenüberzustellen.  

 

Daraus kann geschlossen werden, dass bei Einhaltung des LVA 2013 die Vorgaben des 

Österreichischen Stabilitätspaktes 2012 erfüllt sind.  

 

Darüber hinaus kann das Land wie im Jahre 2012 den Kärntner Gemeinden eine 

Hilfestellung bei der Erbringung ihrer Maastrichtvorgabe, die ein ausgeglichenes Haushalts-

saldo nach ESVG vorsieht, insbesondere im Hinblick auf die Abdeckung der auf das 

Maastrichtergebnis sich auswirkenden Schuldenzuwächse der KABEG aus Gemeindeumla-

gedarlehen (rd. ú 21,94 Mio.) gewªhren.  
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FINANZSCHULDENENTWICKLUNG DES LANDES 

SCHULDENSTANDSGEBARUNG GEMÄSS VRV 

Der Schuldenstand gemäß VRV und die Schulden der ausgegliederten Rechtsträger stellen 

sich folgendermaßen dar: 

 

Der Schuldenstand gemäß VRV für den Landesvoranschlag 2013 in der Höhe von 

ú 1.492,04 Mio. ohne weitergegebene Darlehen, ergibt sich aufgrund der 

Nettoneuverschuldung von ú 127,2 Mio. Dies entspricht einer Pro-Kopf-Verschuldung von 

ú 2.675,- bzw. einem Anteil von 8,4% in % des BIP für Kärnten.  

Die Annahmen für das HHJ 2013 unterstellen, dass aufgrund ausreichender Liquidität 

keine Ausfinanzierung des Haushaltes über eine frische Darlehensaufnahme bei der 

Österreichischen Bundesfinanzierungsagentur [OeBFA] vorgenommen wird. Geplant ist 

allerdings, dass der Kªrntner Regionalfonds Darlehen mit einem Nominalbetrag von ú 4,2 

Mio. vorzeitig an das Land zurückzuzahlt, die das Land maastricht-neutral in den eigenen 

Schuldenstand zurück nehmen wird. Aus diesem Grund kommt es zu einem weiteren 

Aufbau der sogenannten Sollstellung auf ú 297,7 Mio. (Rest HH 2011 ú 65,6 Mio., HH 

2012 ú 102,2 Mio.), die rein buchmäßige Schulden gemäß VRV darstellen. 

Der Schuldendienst der vom Land Kärnten für eigene Schulden zu tragen ist, als auch der 

Schulden- bzw. Annuitätendienst für ausgegliederte Rechtsträger, der gemäß Finan-

zierungsvereinbarungen zu tragen ist, beläuft sich auf rd. ú 127,1 Mio.. Der historisch 

niedrige Zinssatz wirkt sich positiv auf die variabel verzinsten Darlehen, die ca. ein Drittel 

des Portfolios darstellen. 

 

Schuldenstand gemäß VRV Betrªge in Mio ú    RA  2011 LVA 2012 RA  2012 LVA 2013

  Finanzschulden des LANDES - ohne weitergegebene Darlehen - gemäß VRV [ 1 ] 1.263,3 1.406,5 1.364,9 1.492,0

Inkl. Sollstellung-Haushaltsausgleich; keine Bewertung 74,2 143,1 172,0 297,7

"Weitergegebenen" Darlehen - OeBFA   [KWF, LIG, KWWF, BBF, RegF] [ 2 ] 316,9 379,5 349,6 383,2

  Finanzschulden des Landes - inkl. weitergegebene Darlehen gem. VRV [ 3 ] 1.580,2 1.786,0 1.714,5 1.875,2

Finanzschulden - ohne weitergegebene Darlehen - in % des BIP Kärnten 7,5% 8,1% 7,9% 8,4%

Finanzschulden - ohne weitergegebene Darlehen - pro Kopf gesamt 2.259 2.520 2.447 2.675

BIP in Kärnten     (nominelles BRP Kärnten lt. IHS Prognose Mai 2013) 16.825,6 17.296,8 17.296,8 17.668,0

EW-Zahl (Beträge in Einw ohner) 559.296 558.173 557.671 557.671

Schulden der 'AUSGEGLIEDERTEN' Rechtsträger

[ 4 ] 1.403,7 1.437,8 1.404,0 1.397,0

davon Schulden der KABEG (aus Investitions- u. Immobilienfinanzierung) 928,3 916,9 907,9 880,6

Summe [ 1 + 4 ] [ 5 ] 2.667,0 2.844,2 2.768,9 2.889,0

Schuldendienst

Schuldendienst für den eigenen Haushalt

Zinsendienst für Darlehen (ohne Stückzinsen) 32,5 48,5 39,5 37,4

Tilgungen 0,0 0,0 0,7 2,8

Summe Annuitätendienst Land 32,5 48,5 40,2 40,2

Schuldendienst für ausgegl. RT gemäß Finanzierungsvereinbarungen

Annuitätendienst: vom Land zu tragen aufgrund von Finanzierungsvereinbarungen 52,0 54,1 47,9 48,0

39,6 40,1 40,1 39,0

Summe Annuitätendienst f. ausgegl. Rechtsträger bzw. lt Finanzierungsvereinbarung 91,6 94,2 88,0 87,0

  Summe Annuitätendienst 124,1 142,7 128,2 127,1

Schulden der ausgegliederten Rechtsträger, die auch jene Schulden aus vom 

Land bei der ÖBFA aufgenommen und an diese weitergegebene Darlehen 

enthalten

Übernommener Annuitätendienst für KABEG Investitionsfinanzierung im Rahmen 

des Landeszuschuss zum Nettogebarungsabgang
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SCHULDENSTANDSGEBARUNG GEMÄSS MAASTRICHT 

In Hinblick auf die neue Form der Darstellung der Schulden für den Stabilitätspakt 2012 und 

deren entsprechende EU-Rahmenbedingungen nach ESVG wird anschließend der 

Maastricht Schuldenstand des Landes dargestellt. Die Aufstellung beinhaltet die 

Überleitung des Schuldenstandes gemäß VRV zum Schuldenstand nach Maastricht-

Kriterien einschließlich entsprechend vorzunehmender Bewertungen der Fremdwährungs-

darlehen. Diese Berechnung bildet das Kriterium für die Überprüfung der Einhaltung des 

Stabilitätspaktes. 

 

Der erwartete Schuldenstand des Landes nach ESVG 2013, d.h. ohne Sollstellung, 

Fremdwährungsdarlehen bewertet sowie unter Einbeziehung der Schulden der ausgeglie-

derten Rechtsträger, sei es aus weitergegebenen Darlehen des Landes als auch über 

Fremdfinanzierungen, die die Rechtstrªger am Kapitalmarkt bei ĂDrittenñ aufgenommen 

haben, beläuft sich auf rd. ú 2,621 Milliarden. Darin enthalten sich auch die Schulden aus 

Investitions- und Immobilienfinanzierungen der KABEG in der Hºhe von ú 880,6 Mio. Für 

2013 entsprechen die Höhe der Schulden 14,8% vom BIP von Kärnten und einer Pro-

Kopf-Verschuldung von ú 4.700. 

Für die Bewertungen der Fremdwährungsdarlehen für den LVA 2013 wurde der der 

Tageskurs vom 5.06.2013 herangezogen. Anzumerken ist, dass die Finanzschulden der 

Kärntner Landesholding (aktuell Ende 2012 ú 20,9 Mio.) auf Grund des aus der Sicht des 

Landes nicht abgeschlossenen Diskussionsprozesses mit der Statistik Austria nicht unter 

die Schulden des Landes nach ESVG aufgenommen wurden. 

 

Schuldenstand des Landes nach ESVG - "Maastricht"-Schulden Betrªge in Mio ú RA 2011 LVA 2012 RA 2012 LVA 2013

  Finanzschulden des Landes - ohne weitergegebene Darlehen gemäß VRV 1.263,3 1.406,5 1.364,9 1.492,0

1. Abzüglich Sollstellung = Ausfinanzierung des Haushaltes 74,2 143,1 172,0 297,7

2. davon Finanzschulden aus Anleihen und Darlehen bei Banken (ohne Bewertung) 206,6 206,6 206,6 206,6

2a. bew ertet für CHF-Darlehen [Kurs CHF/EUR; RA11: 1,2156; LVA12: 1,16; RA12: 1,2072; LVA13: 1,24] 244,5 252,4 245,7 241,4

3. davon Darlehen OeBFA Land Kärnten 982,6 1.056,7 986,3 987,8

4. "Weitergegebenen" Darlehen - OeBFA   [KWF, LIG, KWWF, BBF, RegF] 316,9 379,5 349,6 383,2

Summe Darlehen der Österreichischen Bundesfinanzierungsagentur [OeBFA] [3.+ 4.] 1.299,5 1.436,2 1.335,9 1.370,9

  Finanzschulden des Landes - inkl. weitergegebene Darlehen (ohne Bewertung) [2.+ 3.+ 4.] 1.506,1 1.642,8 1.542,5 1.577,5

  Finanzschulden des Landes - inkl. weitergegebene Darlehen (mit Bewertung) [2.a+ 3.+ 4.] 1.544,0 1.688,6 1.581,6 1.612,3

* Forderungen oder Schulden aus Wªhrungsswaps 0,0 0,0 0,0 0,0

* Vom Land gehaltene eigene Landestitel 0,0 0,0 0,0 0,0

* Landesanleihen im Besitz von ºffentlichen Rechtstrªgern 0,0 0,0 0,0 0,0

Sonstige Finanzschulden des Landes (insbes. Rechtstrªgerfinanzierung) 158,4 141,1 146,6 128,0
Eigene Finanzierungen von KWF, LIG und BABEG (von "Dritten")

Schulden KABEG für Investitions- u. Immobilienfinanzierung 928,3 916,9 907,9 880,6

  = SCHULDEN des LANDES gemäß ESVG 2.630,8 2.746,7 2.636,0 2.620,9

Schulden gem. ESVG in % des BIP Kärnten 15,6% 15,9% 15,2% 14,8%

Schulden gem. ESVG pro Kopf gesamt 4.704 4.921 4.727 4.700

BIP in Kärnten     (nominelles BRP Kärnten lt. IHS Prognose Mai 2013) 16.825,6 17.296,8 17.296,8 17.668,0

EW-Zahl (Beträge in Einw ohner) 559.296 558.173 557.671 557.671

Bestandsgrößen

a. Stand der Inneren Anleihen 0,0 0,0 0,0 0,0

b. Stand der Rücklagen 265,1 241,3 230,8 26,7

c. Stand der Wertpapiere 55,8 55,8 55,8 55,8

d. Stand der gegebenen Darlehen (ink l. weitergegebene Darlehen an Fonds) 1.970,9 2.007,5 2.071,8 2.074,9
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AUSSERBUDGETÄRE FINANZIERUNGEN - SCHULDENSTANDSGEBARUNG DES LANDES 

UND SEINER AUSGEGLIEDERTEN RECHTSTRÄGER NACH ESVG 

Zur Nutzung optimaler Finanzierungskonditionen für die ausgegliederten Rechtsträger des 

Landes wurden erstmals im Jahre 2005 über die Österreichische Bundesfinanzierungs-

agentur Darlehen durch das Land aufgenommen, um sie an die ausgegliederten 

Rechtsträger (Kärntner Wasserwirtschaftsfonds, Kärntner Regionalfonds, Kärntner 

Bodenbeschaffungsfonds, Landesimmobilengesellschaft Kärnten GmbH und Kärntner 

Wirtschaftsförderungsfonds) zu gleichen Konditionen weitergeben zu können. Die 

entsprechenden Darlehensaufnahmen werden im Sinne der Bestimmungen der VRV, da 

es sich um Einnahmen handelt, die nicht endgültig dem Land zufließen, nicht über die 

voranschlagswirksame Gebarung abgewickelt und lediglich im Schuldenstand des Landes 

gesondert ausgewiesen.  

Zur Erläuterung von Details der außerbudgetären Finanzierung der Rechtsträger ist 

nachstehend der Schuldenstand diverser, dem Land zuzuordnenden Rechtsträger 

dargestellt. Dieser enthält auch jene Schulden, die die Rechtsträger selbst am Markt 

aufgenommen haben als auch jene Darlehen, die vom Land bei der OeBFA 

aufgenommenen wurden und an die Rechtsträger weitergegebenen wurden. Unter dem 

Annuitätendienst sind jene Beträge ausgewiesen, die vom Land Kärnten insgesamt 

(weitergegebene Darlehen und Schulden der Rechtsträger) aufgrund von 

Finanzierungsvereinbarungen getragen werden. Die Aufstellung enthält in der Darstellung 

eine Änderung gegenüber den Vorjahren. Bisher waren nur jene Schuldenstände 

ausgewiesen, deren Annuitätendienst vom Land Kärnten getragen wird. Dies Aufstellung 

enthält aber auch zusätzlich, wie bereits im RA 2011 berücksichtigt, die 

Landesimmobilengesellschaft und nun noch ergänzend den Schuldenstand des Kärntner 

Bodenbeschaffungsfonds, der bis zu seiner Überführung in den Kärntner Regionalfonds ein 

weitergegebenes Darlehen der OeBFA, zuletzt in der Hºhe von ú 8 Mio. mit Ende 2011 

aufgenommen hatte. Mit RA 2012 wurden auch die Schulden der BABEG ausgewiesen, da 

die BABEG im Jahre 2012 rückwirkend per 31.12.2011 auf die GIG GmbH verschmolzen 

wurde und auf BABEG umbenannt wurde und nun dem öffentlichen Sektor zuzurechnen ist. 

Für das Jahr 2013 wird davon ausgegangen, dass die Aufnahme von Kapital bzw. 

Refinanzierungen von ausgegliederten Rechtsträgern (Kärntner Wasserwirtschaftsfonds, 

Kärntner Landesimmobiliengesellschaft Kärnten GmbH und Kärntner Wirtschafts-

förderungsfonds) über die Aufnahme und Weitergabe von Darlehen von der 

Österreichischen Bundesfinanzierungsagentur erfolgen. Bestehende Darlehen bei 

Kreditinstituten bzw. Dritten werden getilgt bzw. bleiben bis zu deren Abreifung stabil. 

Der Kärntner Bodenbeschaffungsfonds wurde mit 1.1.2012 in den Kärntner Regionalfonds 

¿bergef¿hrt und dessen Darlehen in der Hºhe von ú 8 Mio. ¿bernommen. Nach vorzeitigen 

Tilgungen von weitergegebenen Darlehen im Jahr 2011 seitens des Regionalfonds in der 

Hºhe von ú 6,517 Mio. hat das Land Kªrnten aufgrund von ¦berliquidität vom Kärntner 

Regionalfonds im Jahr 2012 ein Darlehen der ÖBFA mit einem Nominale von ú 4,4 Mio. 

vorzeitig übernommen. Im Jahr 2013 wird der K-RegF Darlehen mit einem geschätzten 

Nominale von ú 4,2 Mio. vorzeitig an das Land Kärnten zurückzahlen. 
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In obiger Darstellung sind die sogenannten Sonderfinanzierungen des Landes im Wege des 

Leasing und der Forderungseinlösung nicht enthalten. Die Leasingraten bzw. die 

Schuldenstände und Annuitätenkosten der Forderungseinlösung werden auf Anregung des 

Rechnungshofes anschließend dargestellt. 

 

 

Entwicklung der Schulden des Landes und der ausgegliederten Rechtsträger nach ESVG  

Beträge in EURO RA 2011 LVA 2012 RA 2012 LVA 2013

FINANZSCHULDEN des LANDES  lt. VRV 1.263.339.009 1.406.460.709 1.364.884.077 1.492.039.777

Finanzschulden in % des BIP Kärnten 7,5% 8,1% 7,9% 8,4%

Finanzschulden pro Kopf Land 2.259 2.520 2.447 2.675

    (ohne bei der ÖBFA aufgenommene und an ausgegl. Rechtsträger w eitergegebene Darlehen)

Ausgegliederte Rechtsträger:

  Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds*)

Schuldenstand am Ende des Jahres 213.675.095 237.048.019 230.333.019 240.175.943

Annuitätenrefundierungen 24.297.450 25.265.800 21.062.311 21.525.200

  Kärntner Regionalfonds*)

Schuldenstand am Ende des Jahres 8.800.000 8.147.000 10.750.000 6.000.000

Annuitätenrefundierungen 1.000.000 0 0 0

  Kärntner Bodenbeschaffungsfonds*)

Schuldenstand am Ende des Jahres 8.000.000 10.000.000 0 0

Annuitätenrefundierungen 0 0 0 0

  Kärntner Wasserwirtschaftsfonds*)

Schuldenstand am Ende des Jahres 89.619.783 105.400.000 94.219.783 104.219.783

Annuitätenrefundierungen 2.766.881 4.131.500 3.232.993 3.150.000

  Landesimmobiliengesellschaft Kärnten GmbH. *)

Schuldenstand am Ende des Jahres 155.260.649 160.313.103 155.612.587 160.781.217

Annuitätenrefundierungen 0 0 0 0

Krankenanstalten-Betriebsgesellschaft (ohne Gemeindedarlehen):

Investitionsfinanzierung 605.543.140 604.651.000 595.650.898 579.034.790

Finanzierung Erw erb Landesimmobilien KABEG 322.777.847 312.227.000 312.226.838 301.548.542

Annuitätenrefundierungen (Immo) 23.919.652 24.707.400 23.652.001 23.339.300

Kärntner Betriebsansiedlungs- und Beteiligungs GmbH

Schuldenstand am Ende des Jahres 0 0 5.227.262 5.227.262

Summe ausgegl. Rechtsträger, deren

Schulden gem. ESVG dem Land zuzuordnen sind
1.403.676.514 1.437.786.122 1.404.020.386 1.396.987.537

Schulden der ausgegl. RT in % des BIP Kärnten 8,3% 8,3% 8,1% 7,9%

Annuitätenrefundierungen Gesamt 51.983.983 54.104.700 47.947.306 48.014.500

GESAMTVERSCHULDUNG 2.667.015.523 2.844.246.831 2.768.904.463 2.889.027.313

Abzüglich Sollstellung 74.166.844 143.121.700 171.964.912 297.673.612

Zuzüglich Bewertungsdifferenz für CHF-Darlehen 37.926.641 45.799.000 39.071.466 34.755.522

SCHULDEN des LANDES gemäß ESVG 2.630.775.319 2.746.924.131 2.636.011.017 2.626.109.224

Veränderung Stand zum Vorjahr 150.921.880 116.148.812 5.235.698 -9.901.794

Schulden gem. ESVG in % des BIP Kärnten 15,6% 15,9% 15,2% 14,9%

Schulden gem. ESVG pro Kopf gesamt 4.704 4.921 4.727 4.709

Landesdarlehen an die KABEG 0 0 0 0

Abgangsfinanzierung KABEG (Gemeindeanteil) 413.787.175 435.866.000 435.969.224 457.912.883

Landesdarlehen Sonderfinanzierung KWF 1.897.434 0 0 0

BIP in Kärnten (Prognose IHS Mai 2013) 16.825.640.000 17.296.757.920 17.296.757.920 17.668.000.000

EW-Zahl 559.296 558.173 557.671 557.671

*) bei KWF, KRF, LIG, KBBF und KWWF scheinen als Schulden auch jene gegenüber dem Land aus w eitergegebenen Darlehen auf
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SONDERFINANZIERUNGEN 

LEASING 

Um eine rasche Realisierung von Bauvorhaben zu erleichtern, hat die Kärntner 

Landesregierung für mehrere Großbauprojekte die Finanzierung in einer Sonderform 

mittels Leasing beschlossen. Seit den 80-igern Jahren wurde unter Berücksichtigung von 

Steueraspekten, aber auch aus reinen finanziellen Überlegungen (Finanzierung von 

Projekten über die Abschreibungsdauer) die Finanzierung von Gebäuden, insbesondere 

im schulischen Bereich, im Leasingwege vorgenommen. Seit Einrichtung der LIG Kärnten 

GmbH und die Übertragung der Liegenschaften des Landes an dieselbe, sind 

Leasingprojekte im Baubereich nicht mehr zum Tragen gekommen, sondern sind 

Leasingfinanzierungen ausschließlich zur Anschaffung von Einrichtungsgegenständen 

oder für Sondereinrichtungen (Röntgenwagen, Luftgütemessnetz) bzw. im EDV-Bereich, 

zur Anwendung gelangt. Im Rahmen abgeschlossener (Kautions-) Leasingverträge 

können die Gesamtinvestitionskosten (Baukosten, als auch Kosten der festen und 

beweglichen Einrichtung) einschließlich der während und nach der Bauzeit anfallenden 

Finanzierungskosten (Zinsen) auf einen längeren Zeitraum gleichmäßig verteilt werden. 

Für die aus dem Vertrag sich ergebenden jährlichen (monatlichen) Zahlungsver-

pflichtungen wird im Wege des jeweiligen Landesvoranschlages vor ihrer Erfüllung die 

Genehmigung durch den Landtag eingeholt und auf diese Weise budgetäre Vorsorge für 

die einzelnen Jahres(Monats)raten getroffen. 

Neben der Möglichkeit zur raschen Realisierung des Vorhabens, der Vermeidung von 

Baukostensteigerungen während einer längeren Wartezeit und der Erleichterung der 

Finanzierung können dem Land auch allfällige mit einer Sonderfinanzierungsform 

verbundene abgabenrechtliche, wirtschaftliche (diese Projekte könnten im hoheitlichen 

Bereich nur mit den damit verbundenen steuerlichen Nachteilen verwirklicht werden) und 

administrative Vorteile zugutekommen. In den letzten Jahren wurden im Hinblick auf die 

Übertragung der Amtsgebäude und Schulen an die Landesimmobiliengesellschaft Kärnten 

GmbH nur mehr Einrichtungsgegenstände, KFZ und Sondergüter (Luftgütemessnetz, 

Röntgenwagen) auf diesem Wege finanziert. 

Nachfolgend werden in einer Übersicht die bei den einzelnen Projekten laut abgeschlos-

senen Leasingverträgen die für Bau- und Einrichtungskosten angefallenen bzw. 

veranschlagten Leasingraten dargestellt. 
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Die Finanzierungskosten ergeben sich auf Basis der in den jeweiligen 

(Kautions)Leasingverträgen festgelegten, der Kapitalmarktanpassung unterliegenden 

Finanzierungskostensätze. Bei bereits übernommenen Projekten ergeben sich diese auf 

Basis der aktuellen Finanzierungskostensätze und unter Einbeziehung bereits geleisteter 

Entgelte. Aufgrund der aktuellen günstigen Zinslage können die Leasingraten moderat 

budgetiert werden. Die Annahmen implizieren, dass das Zinsniveau 2013 (6M-Euribor) nur 

geringe Steigerungen erfährt. 

Da die (Kautions-)Leasingraten prozentuell von den Gesamtinvestitionskosten der 

jeweiligen Bauvorhaben berechnet werden, wirken sich Änderungen der Gesamtbaukosten 

als auch der Fertigstellungstermine, welche wiederum im engen Zusammenhang mit den 

Zwischenfinanzierungskosten zu sehen sind, unmittelbar auf die (Kautions-)Leasingraten 

aus. Des Weiteren ist in diesem Zusammenhang auch noch auf die Bindung von 

(Kautions)Leasingraten an variable Parameter orientiert an der Entwicklung des Geld- und 

Kapitalmarktes hinzuweisen, welche vertragskonform die periodisch vorzunehmenden 

Kapitalmarktanpassungen direkt beeinflussen und dadurch eine prognostizierbare 

Auswirkung auf die Höhe der zukünftigen (Kautions)Leasingraten und damit auch auf die 

Gesamtfinanzierungskosten in exakter Höhe nicht ermöglichen. 

Die im Landesvoranschlag 2013 ausgewiesenen Leasingraten für diverse Projektvorhaben 

für Bau und Einrichtung, sowie für Röntgenwagen, EDV Outsourcing als auch die KFZ-

Leasingkosten betragen insgesamt ú 7,63 Mio. Für 2013 sind neue Anschaffungen im 

Leasingwege für die Einrichtung die Fachberufsschule für Tourismus in Warmbad Villach 

vorgesehen. Es wird von einer Eröffnung mit Schuljahr 2013/14 ausgegangen. 

Gemäß Beschluss des Kärntner Landtages wurde die Landesregierung ermächtigt, im 

Zusammenhang mit dem IT-Outsourcing Projekt in den Jahren 2008 bis 2012 bis zu einem 

maximalen Jahresvolumen in Hºhe von ú 1.700.000.-- für die Finanzierung der PC-

Arbeitsplatzinfrastrukturen Leasingverträge entsprechend dem Umsetzungsgrad des 

Outsourcingprojektes abzuschließen. Ab dem Jahre 2013 wird auf Basis einer 

Neuausschreibung ein großer Teil der IT-Outsourcing Infrastruktur nicht mehr im 

Leasingwege, sondern auf Mietbasis bereitstehen. Für das Jahr 2013 sind unter Berück-

sichtigung dieses Beschlusses Geldmittel zur Bestreitung von Leasingraten im Ausmaß von 

ú 0,9 Mio. vorgesehen. 

LEASING - SONDERFINANZIERUNGEN 

BAU und EINRICHTUNGEN

Projekt Art VA RA 2011 LVA 2012 RA 2012 LVA 2013

Verw altungszentrum + Technik & Labor Einrichtung 1-02000-9-7020.029 687.725,78 718.000,00 688.451,30 700.000,00

Heilstättenschule Klagenfurt Bau 1-21310-9-7020.028 215.010,30 225.000,00 215.302,01 219.000,00

Berufsschule Villach Bau 1-22017-9-7020.028 1.612.303,43 1.670.000,00 1.607.995,71 1.624.000,00

Berufsschulen (Klagenfurt, Spittal, TBS Villach) Einrichtung 1-22017-9-7020.029 848.608,76 948.000,00 607.058,30 1.080.000,00

Landw irtschaftliche Fachschulen (Litzlhof, Althofen/Hun.br.) Einrichtung 1-22115-9-7020.029 208.167,12 220.000,00 186.865,09 172.000,00

Röntgenw agen KFZ 1-51411-9-7020.029 7.075,71 210.000,00 33.000,16 220.000,00

Luftgütemessnetz Einrichtung 1-52211-9-7020.029 129.940,56 140.000,00 130.878,66 133.000,00

Landesarchiv Bau 1-28310-9-7020.028 1.025.132,50 1.030.000,00 1.025.132,50 665.000,00

Strassenbauamt Klagenfurt Bau 1-61015-9-7020.028 143.461,34 150.000,00 146.588,31 150.000,00

Carinthische Musikakademie Einrichtung 1-84012-9-7020.029 84.306,27 90.000,00 85.341,48 87.000,00

Pflegeschule Villach Bau 1-54210-9-7020.028 257.759,28 0,00 0,00 0,00

S U M M E  (1200) 5.219.491,05 5.401.000,00 4.726.613,52 5.050.000,00

EDV Outsourcing EDV 1-02001-9-7020.002 868.274,02 1.673.200,00 838.717,49 900.000,00

KFZ Anschaffung und Betrieb KFZ 1-02002-9-7020.025 1.779.330,77 1.823.900,00 1.823.861,00 1.679.400,00

S U M M E 7.867.095,84 8.898.100,00 7.389.192,01 7.629.400,00
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Im Rahmen des in der 37. Sitzung am 6.2.1996 beschlossenen Projektes 

ĂFuhrparkmanagementñ wurde der Abschluss von Leasingvertrªgen f¿r Kraftfahrzeuge in 

der jeweiligen Höhe des Voranschlages genehmigt. In der Regierungssitzung am 

20.09.2011 wurden der Umstieg des Fuhrpark-Managements über die Bundesbeschaffungs 

GmbH sowie der Abschluss in weiterer Folge von Leasing-Einzelverträgen mit der Porsche 

Bank AG beschlossen. Im Jahr 2013 sind Leasingraten in der Hºhe von ú 1,679.400,-- 

veranschlagt. 

 

FORDERUNGSEINLÖSEMODELL GEMÄSS § 1422 ABGB IM STRASSENBAU  

Das Land Kärnten hat beginnend mit dem Jahr 2011 zum Zwecke der Vorfinanzierung 

dringend notwendiger Straßenbauvorhaben zunächst für den Bereich der Landesstraßen L 

das sogenannte Forderungseinlösemodell gemäß § 1422 ABGB mit einem jährlichen 

Volumen von rd. ú 5 Mio. zum Einsatz gebracht. In der Folge ist es auf Grund gesonderter 

Regierungs- und Landtagsbeschlüsse dazu gekommen, dass dieses Forderungsein-

lösemodell auch für die beiden groÇen StraÇenbauvorhaben, nªmlich die ĂUmfahrung 

Vºlkermarktñ und die ĂUmfahrung Bad St. Leonhardñ als Finanzierungsmodell ausgewªhlt 

wurde. 

Das zur Finanzierung von Straßenbauvorhaben an Landesstraßen L sowie die zur 

Vorfinanzierung der Straßenbauvorhabens ĂUmfahrung Vºlkermarktñ und ĂUmfahrung Bad 

St. Leonhardñ mit der Hypo-Alpe-Adria Bank entwickelte Forderungseinlösemodell wies mit 

31.12.2012 einen Stand an Verwaltungsschulden in Hºhe von ú 73,4 Mio. auf. Während für 

die Landesstraßen und für die Umfahrung Völkermarkt keine Neuinvestitionen mehr 

stattfinden, wird für 2013 für das Vorhaben Umfahrung Bad St. Leonhard mit den letzten 

Abrechnungen des Projektes und somit mit einer Forderungseinlösung in der Höhe von rd. 

ú 100.000 gerechnet. Für Ende 2013 wird ein Schuldenstand in der Hºhe von ú 63,1 Mio. 

angesetzt, der im Finanzschuldenstand des Landes Kärnten nicht enthalten ist. Die Zins- 

und Tilgungskosten sowie die Schuldenstände stellen sich folgendermaßen dar: 

 

 
 

 

 Schuldendienstkosten

Projekt RA 2011 LVA 2012 RA 2012 LVA 2013

  Völkermarkt 5.011.706,00 5.646.700,00 5.137.499,00 4.919.000,00

  Bad St Leonhard 1.253.260,00 2.949.700,00 2.006.847,12 3.156.000,00

Summe   1-61015-8-7023.002 6.264.966,00 8.596.400,00 7.144.346,12 8.075.000,00

  Landesstrassen 1-61015-8-7023.003 3.369.256,00 3.698.700,00 3.449.349,55 3.325.000,00

  Gesamt Forderungseinlösung 9.634.222,00 12.295.100,00 10.593.695,67 11.400.000,00

 Schuldenstände

Projekt RA 2011 LVA 2012 RA 2012 LVA 2013

  Völkermarkt 34.835.267 30.500.486 30.500.486 25.913.789

  Bad St Leonhard 15.987.570 26.336.869 25.539.252 22.977.112

  Landesstrassen 20.278.905 17.342.645 17.342.645 14.249.923

  Schuldenstand 71.101.741 74.180.000 73.382.383 63.140.824
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HAFTUNGEN DES LANDES 

Gemäß Artikel 13 der Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden 

über eine Weiterführung der stabilitätsorientierten Budgetpolitik (Österreichischer 

Stabilitätspakt 2012) besteht ab dem Jahr 2011 die Verpflichtung des Bundes 

bundesgesetzlich und der Länder, rechtlich verbindliche Haftungsobergrenzen für die 

Landesebene und  landesrechtlich für die Gemeindeebene festzulegen. Auch soll die 

Regelung das Verfahren bei Haftungsübernahmen, jedenfalls vorzusehende Bedingungen 

und Informationspflichten gegenüber dem allgemeinen Vertretungskörper enthalten und 

regeln, dass Haftungen im Landesvoranschlag sowohl hinsichtlich der Entwicklung der 

erwarteten Haftungen im laufenden Finanzjahr sowie im Budgetjahr auszuweisen sind. 

Weiters ist der Stand der Haftungen sowohl nominell als auch bewertet auszuweisen und 

das Ergebnis dem Endstand der Haftungen per 31.12. des Vorjahres gegenüberzustellen. 

Darüber hinaus sollen für Haftungen, bei denen eine Inanspruchnahme zumindest von 

überwiegender Wahrscheinlichkeit angenommen wird, Risikovorsorgen gebildet werden.  

Mit Landtagsbeschluss vom 16.12.2011 wurde eine Neuregelung in Bezug auf die 

zukünftige Übernahme von Haftungen durch das Land Kärnten vorgenommen und werden 

ab dem Rechnungsabschluss 2011 die Haftungsnachweise in neuer Form gestaltet.  

 

Ein wesentlicher Bestandteil ist die Festlegung der Höhe der Haftungsobergrenze. Der Wert 

der Haftungen des Landes Kärnten und jener Rechtsträger, die nach dem ESVG dem 

Bereich des Landes zugeordnet sind, darf insgesamt in einem Jahr die Haftungsobergrenze 

von 20% der Einnahmen nach den Abschnitten 92 und 93 (Anlage II der Voranschlags- und 

Rechnungsabschlussverordnung 1997 (VRV 1997), BGBl. Nr. 787/1996, zuletzt geändert 

durch BGBl. II Nr. 118/2007) des zweitvorangegangenen Jahres nicht überschreiten. Des 

Weiteren werden Haftungen nach Haftungsgruppen geordnet, denen eine Risiko-

klassifikation mit Bewertungsschlüssel zugewiesen wird. Folgende Haftungsgruppen 

wurden nun festgelegt: 

 

A.) Haftungen für die Verwertung von hypothekarisch besicherten Wohnbaudarlehen und 

Verbindlichkeiten von Gebietskörperschaften und Gemeindeverbänden (Risikoklasse I), 

 

B.) Haftungen für Verbindlichkeiten von Rechtsträgern, die dem beherrschenden Einfluss 

des Landes (Beteiligungsgrad mehr als 50%) allein oder gemeinsam mit anderen 

Gebietskörperschaften oder Gemeindeverbänden unterliegen (Risikoklasse II),  

 

C.) Haftungen des Landes für Verbindlichkeiten von Rechtsträgern an denen das Land 

beteiligt ist (Beteiligungsgrad des Landes bis 50 %) und für Verbindlichkeit von 

Wasserverbände (und Reinhalteverbände) gemäß dem Abschnitt 10 des 

Wasserrechtsgesetzes 1959 (Risikoklasse III). 

 

D.) Haftungen des Landes für Verbindlichkeiten von Dritten (Risikoklasse IV), 
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E.) Haftungen für Verbindlichkeiten von Rechtsträgern die lt. ESVG dem Land zugerechnet 

werden. 

 

F.) Gesetzliche Haftungen des Landes für Verbindlichkeiten gegenüber der Hypo Alpe-

Adria-Bank AG sowie der Alpe-Adria-Bank International AG, der Kärntner 

Landesholding und der Pfandbriefstelle der österreichischen Landes- und Hypotheken-

banken. 

 

Im Landesvoranschlag 2013 wurde der "Nachweis über den Stand an Haftungen" gemäß 

dem Landtagsbeschluss neu dargestellt. Eine detaillierte ziffernmäßige Darstellung ist dem 

"Nachweis über den Stand an Haftungen" im I. Teil des Landesvoranschlages 2013 zu 

entnehmen.  

 

Weiters erfolgen ein Bericht bzw. Informationen zu Haftungen im Rahmen des 

Landesvoranschlages:  

 

Die für das Budgetjahr 2013 definierte Haftungsobergrenze per 31.12. wird eingehalten. Die 

erwarteten offenen und bewerteten Haftungen per Jahresende betragen voraussichtlich 

ú 79.893.719,--. während die Haftungsobergrenze bei ú 200,2 Mio. liegt. 

 

Der Stand für Haftungen im Zusammenhang mit Verbindlichkeiten von Dritten (Risikoklasse 

IV) beträgt mit 31.12.2013 voraussichtlich rd. ú 28,72 Mio, wobei dem Krankenhaus 

Spittal/Drau Haftungen im AusmaÇ von rd. ú 22,78 zuzurechnen sind. Für diesen 

Haftungsfall besteht eine Ausnahme von der pauschalen Risikovorsorge. Da aufgrund der 

Finanzierungsvereinbarung vom 20.5.2005 bzw. Zusatzvereinbarung vom 1.11.2005 

zwischen dem Land Kärnten und der Krankenhaus Spittal/Drau GmbH als Rechtsträger das 

Land Kärnten selbst die Verpflichtung zur Rückzahlung der Immobilien- als auch der 

Mobilienleasingraten aus dem eigenen Haushalt übernommen hat, wird für das 

Krankenhaus Spittal/Drau (Samonig) keine Risikovorsorge getroffen. Für die übrigen 

Bürgschaften des Landes (Risikoklasse IV) bestehen per 31.12.2013 voraussichtlich offene 

Haftungen in Hºhe von ú 5,369.523,-- Mio. Die dafür mit Ende 2012 gebildeten 

Rückstellungen betragen ú 6,24 Mio. Selbst wenn auch 2013 davon ausgegangen werden 

muss, dass einige Haftungen gegenüber Dritten schlagend werden, wird Ende 2013 

jedenfalls deutlich mehr als 20 % des erwarteten aushaftenden Darlehensvolumens an 

Risikovorsorge gebildet sein und ist auch der aktuell bestehende hºchste Haftungsfall von ú 

1,31 Mio. problemlos abdeckbar. 

 

 

Der Stand an Haftungen stellt sich zusammenfassend folgendermaßen dar: 
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NACHWEIS ÜBER DEN STAND AN HAFTUNGEN

Haftungs-

gruppe

Risiko-

klasse
     Haftungen für

Multi-

plikator

Offene Haftung per 

31.12.2011

Offene Haftung per 

31.12.2011

bewertet

Offene Haftung 

per 31.12.2012

Offene Haftung per 

31.12.2012

bewertet

Offene Haftung 

per 31.12.2013

Offene Haftung per 

31.12.2013

bewertet

A I
Haftungen für die Verwertung von hypothekarisch besicherten Wohnbaudarlehen und 

Verbindlichkeiten von Gebietskörperschaften und Gemeindeverbänden
0 1.197.361.224 0 1.164.693.568 0 1.129.330.117 0

B II

Haftungen für Verbindlichkeiten von Rechtsträgern, die dem beherrschenden Einfluss des 

Landes alleine oder gemeinsam mit anderen Gebietskörperschaften oder 

Gemeindeverbänden unterliegen (Beteiligungsgrad > 50%)

0,1 474.156.452 47.415.645 478.971.768 47.897.177 485.032.819 48.503.282

C III

Haftungen des Landes für Verbindlichkeiten von Rechtsträgern an denen das Land 

beteiligt ist (Beteiligungsgrad des Landes bis 50 %) und für Verbindlichkeiten von 

Wasserverbänden (und Reinhalteverbänden) gemäß dem Abschnitt 10 des 

Wasserrechtsgesetzes 1959

0,5 12.968.786 6.484.393 6.569.258 3.284.629 5.334.294 2.667.147

D IV Haftungen des Landes für Verbindlichkeiten von Dritten 1 35.221.615 35.221.615 30.884.248 30.884.248 28.723.290 28.723.290

A+B+C+D 1.719.708.078 89.121.653 1.681.118.842 82.066.054 1.648.420.520 79.893.719

Einnnahmen Abschn 92 u. 93 (2009) Einnnahmen Abschn 92 u. 93 (2010) Einnnahmen Abschn 92 u. 93 (2011)

HAFTUNGSOBERGRENZE  20% der Einnahmen nach den Abschnitten 92 und 93 

des zweitvorangegangenen Jahres (gem. VRV 1997)
20% 931.081.068 186.216.214 926.771.904 185.354.381 1.001.067.206 200.213.441

E
Haftungen für Verbindlichkeiten von Rechtsträgern die lt. ESVG dem Land zugerechnet 

werden.
1.086.770.085 1.054.436.101 1.009.559.742

F
Gesetzliche Haftungen des Landes für Verbindlichkeiten gegenüber der Hypo Alpe-Adria-

Bank AG sowie der Hypo Alpe-Adria-Bank International AG, der Kärntner Landesholding
17.495.700.000 14.989.098.000 13.135.995.000

E+F 18.582.470.085 16.043.534.101 14.145.554.742

SUMME gesamt ungewichtet   20.302.178.163 17.724.652.943 15.793.975.262

Solidarische Gewährträgerhaftung der Bundesländer  inkl. Land Kärnten gegenüber der 

Pfandbriefstelle der österreichischen Landes- und Hypothekenbanken zum 

Bilanzstichtag  (vorläufige Werte)

9.403.020.318 7.638.831.866 6.541.589.243

  - minus des enthaltenen Anteils für die HBInt., da bereits in der Kärntner 

Landeseinzelhaftung enthalten (vorläufige Werte)
-1.420.671.707 -1.281.475.530 -1.264.946.684

  - minus des enthaltenen Anteils für die HBA, da bereits in der Landeshaftung enthalten 

(vorläufige Werte)
-886.741.675 -717.103.872 -492.411.758

7.095.606.935 5.640.252.464 4.784.230.801

F
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Zu den in den Zustimmungen und Ermächtigungen zum Landesvoranschlag 2013 erteilten 

Ermächtigungen zur Haftungsübernahme für von Seiten des Kärntner Wirtschafts-

förderungsfonds aufgenommenen Darlehen darf festgehalten werden, dass entsprechend 

der neuen Haftungsrichtlinie Haftungen für Verbindlichkeiten von Rechtsträgern die lt. ESVG 

dem Land zugerechnet werden, der Haftungsgruppe E zuzuordnen sind. 

Damit erfolgt eine Berücksichtigung dieser Haftungen im Rahmen der definierten 

Haftungsobergrenze bzw. Einordnung der Haftungen in eine Risikoklasse nicht. 

Die Summe der Ende 2012 bestehenden Haftungen des Landes für Anleihen, Darlehen und 

Verbindlichkeiten des KWF belªuft sich auf ú 52,43 Mio. 

Grundsätzlich wurde bei der Erstellung des LVA 2013 davon ausgegangen, dass auch im 

Jahre 2013 die Finanzierung des KWF über die ÖBFA und nicht über den Kapitalmarkt mit 

Haftung des Landes stattfinden wird. Es wurden daher die Darlehensaufnahmen in der 

Finanzschuldenentwicklung des Landes aus weitergegebenen Darlehen mit ú 27 Mio. 

berücksichtigt. Um Doppelzählungen zu vermeiden, findet die gegenständliche Haftungs-

ermächtigung im voraussichtlichen Haftungsstand des Landes Ende 2013 keine 

Berücksichtigung. Es kommt vielmehr zu einer Reduzierung des nicht ausgeschöpften 

Haftungsrahmens aus Vorjahren. 

 

Außerdem haftet das Land Kärnten unter den gemäß §§ 5 und 9 des Kärntner 

Landesholding-Gesetzes i.d.F. LGBL. 27/2004 genannten Voraussetzungen als Ausfalls-

bürge für alle von der Hypo Alpe-Adria-Bank AG, der Hypo Alpe-Adria-Bank International AG  

und der Kärntner Landesholding eingegangene Verbindlichkeiten. Die behafteten 

Verbindlichkeiten belaufen sich voraussichtlich aushaftend mit 31.12.2013 bei der Hypo-

Alpe-Adria-Bank AG auf ú 0,764 Mrd. sowie bei der Hypo-Alpe-Adria-Bank International auf 

ú 12,372 Mrd. 

 

Für die Krankenanstalten-Betriebsgesellschaft wurden seitens des Landes Kärnten für das 

Betriebsjahr 2013 neue Garantien in Hºhe von ú 10,35 Mio. f¿r Investitionen und ú 64,51 

Mio. für den Betrieb berücksichtigt. Sollte sich die KABEG über die ÖBFA ganz oder 

teilweise finanzieren, wird sich das Haftungsvolumen entsprechend reduzieren. 

 

Im Zusammenhang mit den Haftungen des Landes für Kapitalgesellschaften, an denen das 

Land beteiligt ist, wurde bei der Erstellung des LVA 2013 davon ausgegangen, dass auch im 

Jahre 2013 die Finanzierung der LIG über die ÖBFA und nicht über den Kapitalmarkt mit 

Haftung des Landes stattfinden wird.  

 

Im Rechnungsjahr 2012 wurde die Grundstücks- und Infrastruktur Besitz AG (GIG) mit der 

BABEG fusioniert, weshalb die ehemalige GIG aufgrund der Haftungsrichtlinien ab dem 

Rechnungsabschluss 2012 nicht mehr in der Haftungsgruppe C, sondern in der 

Haftungsgruppe E dargestellt wird und die Schulden dem Land zugerechnet werden. Daher 

wird die Kärntner Betriebsansiedlungs- und Beteiligungsgesellschaft mbH bei der 

Berechnung der Haftungsobergrenze nicht berücksichtigt. 

 

Bei den übrigen Bürgschaften des Landes (Risikoklasse IV) sind im Bereich der Offensiv- 

sowie Defensivmaßnahmen Zuwächse bei den offenen Haftungen per 31.12.2013 deshalb 

zu verzeichnen, da die Annahme getroffen wurde, dass für die mögliche Übernahme neuer 

Haftungen ein Spielraum von rd. ú 2,0 Mio. jªhrlich an Zugªngen eingeplant werden sollte. 
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Es darf allerdings festgehalten werden, dass mit den dafür bisher gebildeten Rückstellungen 

dafür ausreichend Vorsorge getroffen wurde. 

 

Das Land Kärnten übernahm eine Ausfallsbürgschaft gegenüber der Österr. Draukraftwerke 

AG für Schäden und Folgeschäden an der Werksanlage des KW Edling, die durch 

Verkehrsteilnehmer bei Benützung der Wehrbrücke und der Anschlussstraßenstücke im 

Bereich des KW Edling verursacht werden; pro Ereignis bis zu ú 218.018,50 wertbeständig 

(Beschluss des Kärntner Landtages vom 3.5.1967, Ldtgs.Zahl: 238-3/21). Aus diesem Titel 

musste bis dato jedoch noch keine Haftung in Anspruch genommen werden. 

 

Gem. § 2 der Satzung der Pfandbriefstelle der österreichischen Landes- und Hypotheken-

banken haften die Mitgliedsinstitute und ihre Gewährträger zur ungeteilten Hand für 

sämtliche Verbindlichkeiten der Pfandbriefstelle. Dementsprechend haftet das Land Kärnten 

mit der Hypo Alpe-Adria-Bank AG den anderen Mitgliedern der Pfandbriefstelle und deren 

Gewährträgern zur ungeteilten Hand für sämtliche Verbindlichkeiten der Pfandbriefstelle. 

 

Im Landesvoranschlag 2013, I. Teil, des Landes Kärnten ist der Nachweis über den Stand an 

Haftungen angeführt. 

 

 

 

  



 - 27 - 

DETAILANALYSE ZUM LVA 2013 

VORANSCHLAGS-, RECHNUNGSQUERSCHNITT GEM. VRV-VERGLEICH LVA 2013 / LVA 

2012 /LRA 2012 

 

  

LVAE 2013 LVA 2012 RA 2012

Einnahmen der laufenden Gebarung

Eigene Steuern 53.434.300 53.838.400 54.008.766

Ertragsanteile 1.077.842.700 1.041.336.900 1.046.976.318

Einnahmen aus Leistungen 37.568.100 54.657.300 48.143.648

Einnahmen aus Besitz und w irtschaftlicher Tätigkeit 133.810.200 36.296.000 39.947.869

Laufende Transferzahlungen von Trägern des

öffentlichen Rechts 737.055.900 687.155.600 712.508.508

Sonstige laufende Transfereinnahmen 62.331.200 42.926.200 45.491.978

Einnahmen aus Veräußerung und sonstige Einnahmen 27.661.600 28.776.700 30.615.930

Summe 1  (laufende Einnahmen) 2.129.704.000 1.944.987.100 1.977.693.017

Ausgaben der laufenden Gebarung

Leistungen für Personal -501.004.900 -489.731.000 -480.703.242

Pensionen und sonstige Ruhebezüge -230.016.800 -218.466.900 -221.331.734

Bezüge der gew ählten Organe -3.811.900 -3.839.200 -3.791.518

Gebrauchs- und Verbrauchsgüter, Handelsw aren -28.614.700 -25.212.800 -27.370.670

Verw altungs- und Betriebsaufw and -439.578.800 -412.077.300 -426.093.093

Zinsen für Finanzschulden -37.400.000 -48.539.300 -39.530.412

Laufende Transferzahlungen an Träger des

öffentlichen Rechts -207.064.100 -204.650.200 -203.798.018

Sonstige laufende Transferausgaben -518.135.200 -497.214.000 -506.723.452

Summe 2  (laufende Ausgaben) -1.965.626.400 -1.899.730.700 -1.909.342.139

Saldo 1: Ergebnis der laufenden Gebarung +164.077.600 +45.256.400 +68.350.879

Summe 1 minus Summe 2

Einnahmen der Vermögensgebarung ohne

Finanztransaktionen

Veräußerung von unbew eglichem Vermögen 1.114.600 2.032.100 3.889.219

Veräußerung von bew eglichem Vermögen 40.500 45.200 76.767

Veräußerung von aktivierungsfähigen Rechten 0 0 0

Veräußerung von Ersatzteilen 0 0 0

Kapitaltransferzahlungen von Trägern des

öffentlichen Rechts 4.638.900 4.885.900 5.659.103

Sonstige Kapitaltransfereinnahmen 3.700 4.800 7.931

Summe 3 (Einnahmen der Vermögensgebarung ohne 

Finanztransaktionen)
5.797.700 6.968.000 9.633.019

Ausgaben der Vermögensgebarung ohne

Finanztransaktionen

Erw erb von unbew eglichem Vermögen -28.207.400 -31.150.800 -32.058.616

Erw erb von bew eglichem Vermögen -5.134.000 -4.308.600 -5.734.809

Erw erb von aktivierungsfähigen Rechten 0 0 0

Erw erb von Ersatzteilen 0 0 0

Kapitaltransferzahlungen an Träger des

öffentlichen Rechts -15.548.000 -15.335.900 -17.382.532

Sonstige Kapitaltransferausgaben -86.562.600 -83.556.000 -85.285.449

Summe 4 (Ausgaben der Vermögensgebarung ohne 

Finanztransaktionen)
-135.452.000 -134.351.300 -140.461.406

Saldo 2: Ergebnis der Vermögensgebarung

ohne Finanztransaktionen (Summe 3 minus

Summe 4)

-129.654.300 -127.383.300 -130.828.386

Voranschlagsquerschnitt, Rechnungsquerschnitt für das Land Kärnten

 gem. Anlage 5a VRV 2013/2012
[+] Verbesserung, [-] Verschlechterung
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LVAE 2013 LVA 2012 RA 2012

Einnahmen aus Finanztransaktionen

Veräußerung von Beteiligungen und Wertpapieren 200 200 28.990

Investitions- und Tilgungszuschüsse zw ischen 

Unternehmungen und marktbestimmten Betrieben des 

Landes (entspr.A 85-89) und dem Land 0 0 0

Entnahmen aus Rücklagen 200 300 247.513.030

Einnahmen aus der Rückzahlung von Darlehen an Träger 

des öffentlichen Rechts 85.900 84.300 3.038.012

Einnahmen aus der Rückzahlung von Darlehen an sonstige 

Unternehmungen und Haushalte 19.060.500 21.769.800 29.893.324

Aufnahme von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen 

Rechts 129.908.700 143.121.700 102.198.068

Aufnahme von sonstigen Finanzschulden 0 0 0

Einnahmen aus der Rückzahlung von 

Haftungsinanspruchnahmen 0 0 0

Aufnahme von sonstigen Schulden 0 0 0

Summe 5 (Einnahmen aus Finanztransaktionen) 149.055.500 164.976.300 382.671.425

Ausgaben aus Finanztransaktionen

Erw erb von Beteiligungen und Wertpapieren -200 -200 0

Investitions- und Tilgungszuschüsse zw ischen 

Unternehmungen und marktbestimmten Betrieben des 

Landes (entspr. A 85-89)  und dem Land 0 0 0

Zuführungen an Rücklagen -100.001.100 -1.200 -213.373.406

Gew ährung von Darlehen an Träger des öffentlichen 

Rechts -1.300.100 -1.200.100 -3.478.094

Gew ährung von Darlehen an sonstige Unternehmungen und 

Haushalte -74.674.300 -76.997.800 -98.203.296

Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des 

öffentlichen Rechts -2.753.000 0 -653.000

Rückzahlung von Finanzschulden bei sonstigen 

Unternehmungen und Haushalten -4.750.000 -4.650.000 -4.486.121

Ausgaben aus der Inanspruchnahme aus Finanzhaftungen 0 0 0

Rückzahlung von sonstigen Schulden -100 -100 0

Summe 6 (Ausgaben aus Finanztransaktionen) -183.478.800 -82.849.400 -320.193.917

Saldo 3: Ergebnis der Finanztransaktionen Summe 5 

minus Summe 6
-34.423.300 +82.126.900 +62.477.507

Saldo 4: (Summe der Salden 1,2 und 3)                                                            

Jahresergebnis (+) = Überschuss

Jahresergebnis (-) = Jahresfehlbetrag
+0 +0 +0

II. Ableitung des Finanzierungssaldos

Jahresergebnis Haushalt ohne A 85-89 und ohne 

Finanztransaktionen

Saldo 1 plus Saldo 2 35.287.500 1.853.900 19.262.575

Überrechnung Jahresergebnis A 85-89

Saldo 4 der Spalte "davon A 85-89" -864.200 -83.980.800 -81.740.082

Finanzierungssaldo ("Maastricht-Ergebnis") +34.423.300 -82.126.900 -62.477.507

III. Übersicht Gesamthaushalt

Einnahmen der laufenden Gebarung, der 

Vermögensgebarung und Finanztransaktionen

(Summe 1, 3 und 5) 2.284.557.200 2.116.931.400 2.369.997.462

Sonstige Einnahmen des Gesamthaushaltes:

Abw icklung Soll-Überschüsse Vorjahre 0 0 0

Abw icklung Soll-Abgang laufendes Jahr -129.908.700 -143.121.700 -102.198.068

Summe 7 (Gesamteinnahmen) 2.154.648.500 1.973.809.700 2.267.799.394

Ausgaben der laufenden Gebarung, der 

Vermögensgebarung und Finanztransaktionen

(Summe 2, 4 und 6) -2.284.557.200 -2.116.931.400 -2.369.997.462

Sonstige Ausgaben des Gesamthaushaltes:

Abw icklung Soll-Abgänge Vorjahre 0 0 0

Abw icklung Soll-Überschuss laufendes Jahr 0 0 0

Summe 8 (Gesamtausgaben) -2.284.557.200 -2.116.931.400 -2.369.997.462

Administratives Jahresergebnis

(Summe 7 minus Summe 8)
-129.908.700 -143.121.700 -102.198.068
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Erläuterungen zu den Abweichungen zwischen LVA 2013 und LVA 2012 

 

Anmerkung: AUSGABEN werden mit [-] Vorzeichen dargestellt / EINNAHMEN ohne Vorzeichen [ ];  

 

EINNAHMEN DER LAUFENDEN GEBARUNG 

 

 
 

Eigene Steuern Unter den eigenen Steuern sind gegenüber dem Landesvoranschlag 

2012 insgesamt Mindereinnahmen in Höhe von rd. - ú 0,4 Mio. zu 

verzeichnen, wobei der Einnahmensenkung bei den Abgaben auf 

Spielautomaten von - ú 1,0 Mio. und bei den Bundes- und 

Verwaltungsabgaben von rd. - ú 0,37 Mio. Erhöhungen der 

Einnahmen u.a. bei der Motorbootabgabe mit + ú 0,35 Mio., der 

Landesmusikschulabgabe mit rd. + ú 0,22 Mio. und bei der 

Tourismusabgabe mit rd. + ú 0,31 Mio. gegenüberstehen. 

Ertragsanteile Die Steigerung bei den Ertragsanteilen um insgesamt rd. + ú 36,5 

Mio. ist auf den erwarteten Abgabenerfolg bei den gemein-

schaftlichen Bundesabgaben laut Schätzung des Bundesmini-

steriums für Finanzen vom April 2013 zurück zu führen, wobei 

allerdings die veränderte Volkszahl mit negativen Folgen für 

Kärnten Berücksichtigung fand. Diese Einnahmenerhöhungen 

verteilen sich auf das ĂErtragsanteilepaketñ mit rd. + ú 34,07 Mio., 

auf die Landesumlage mit rd. + ú 1,07 Mio. sowie auf die als 

Durchlaufer anzusehenden Bedarfszuweisungen der Gemeinden 

mit rd. + ú 1,37 Mio. 

Einnahmen aus 

Leistungen 

Bei den Einnahmen aus Leistungen sind Mindereinnahmen von 

insgesamt rd. - ú 17,09 Mio. festzustellen. Der überwiegende Teil 

davon in Höhe von rd. - ú 11,95 Mio. ist bei der Einnahmenposition 

der Haftungsprovision der Hypo Alpe Adria Bank AG zu 

verzeichnen, die im Landesvoranschlag 2013 vorerst nicht dotiert 

wurde. Weitere Mindereinnahmen sind bei den Ersätzen ï 

Pflegegelder im Bereich der Hilfe zur Eingliederung Behinderter 

(- ú 2,25 Mio.), bei der Hilfe zur Sicherung des Lebensbedarfes ï 

Landesregierung (- ú 2,15 Mio.) sowie im Bereich der 

Veterinärmedizinischen Untersuchungsanstalt (rd. - ú 0,4 Mio.) zu 

verzeichnen. 

  

LVA 2013 LVA 2012 Diff. in abs. Diff. in %

Einnahmen der laufenden Gebarung

Eigene Steuern 53.434.300 53.838.400 -404.100 -0,75%

Ertragsanteile 1.077.842.700 1.041.336.900 +36.505.800 +3,51%

Einnahmen aus Leistungen 37.568.100 54.657.300 -17.089.200 -31,27%

Einnahmen aus Besitz und w irtschaftlicher Tätigkeit 133.810.200 36.296.000 +97.514.200 +268,66%

Laufende Transferzahlungen von Trägern des

öffentlichen Rechts 737.055.900 687.155.600 +49.900.300 +7,26%

Sonstige laufende Transfereinnahmen 62.331.200 42.926.200 +19.405.000 +45,21%

Einnahmen aus Veräußerung und sonstige Einnahmen 27.661.600 28.776.700 -1.115.100 -3,88%

Summe 1  (laufende Einnahmen) 2.129.704.000 1.944.987.100 +184.716.900 +9,50%
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Einnahmen aus Besitz 

und wirtschaftlicher 

Tätigkeit 

Im Bereich der Einnahmen aus Besitz und wirtschaftlicher Tätigkeit 

sind als gravierendste Mehreinnahmen die Einnahmen bei der 

Kärntner Energieholding Beteiligungs GmbH aufgrund des 

Verkaufes von KELAG-Aktien an die RWE Beteiligungsgesellschaft 

mbH im Umfang von + ú 100,0 Mio. zu erwähnen. Mehreinnahmen 

von rd. + ú 0,8 Mio. sind bei den Zinserträgnissen für an natürliche 

Personen gewährte Wohnbauförderungsdarlehen sowie aus 

Dividendenerlösen der Kärntner Landesimmobiliengesellschaft in 

Höhe von rd. + ú 0,39 Mio. vorgesehen. Geringere Einnahmen sind 

aus den Erträgnissen der Kärntner Landesholding im Wege 

zufließender Mittel aus dem Zukunftsfonds von rd. - ú 2,36 Mio. 

anzuführen. Weitere Mindereinnahmen ergeben sich u.a. bei den 

Zinsen aus der Veranlagung (- ú 1,2 Mio.) und bei den Zinsen aus 

dem Geldverkehr (- ú 0,4 Mio.) sowie bei den Miet ï und 

Pachtzinsen im Bereich der Erhaltung und Erneuerung von 

Landesstraßen (rd. - ú 0,28 Mio.). 

 

 

Laufende 

Transferzahlungen von 

Trägern des 

öffentlichen Rechts 

Die Erhöhung der Einnahmen im Bereich der laufenden 

Transferzahlungen von Trägern des öffentlichen Rechtes um rd. 

+ ú 49,9 Mio. ist auf folgende Faktoren zurückzuführen: Per Saldo 

ergeben sich im Sozialbereich Mehreinnahmen aus 

Gemeindekopfquoten, Leistungen von SVïTrägern und 

Sozialhilfeverbänden von + ú 42,7 Mio. Diesen stehen 

Mindereinnahmen bei den Gemeinde-Direktanteilen (rd. ï ú 11,6 

Mio.) gegenüber, welche aufgrund einer gesetzlichen Änderung bei 

der Buchung bei den Gemeindekopfquoten verrechnet werden. Die 

Bundeszuschüsse im Rahmen des Pflegefondsgesetzes (ú 13,23 

Mio.) wurden erstmals aufgrund der Vorgaben der VRV in der 

Haushaltsgruppe 9 veranschlagt, demgegenüber scheinen bei der 

Post ĂBeitrªge des Bundesñ beim Haushaltsansatz ĂHilfe zur 

Sicherung des Lebensbedarfes ï Landesregierungñ keine 

Einnahmen und somit gegenüber 2012 ein Einnahmenrückgang um 

rd. - ú 9,03 Mio. auf. Erhöht haben sich auch die Beiträge der 

Gemeinden zum Annuitätendienst der Krankenanstalten um rd.  

+ ú 3,57 Mio. sowie die Betriebsabgangsdeckung der Gemeinden 

f¿r die privaten ºffentlichen Krankenanstalten um rd. + ú 0,98 Mio., 

die Finanzzuweisungen an Gemeinden um rd. + ú 2,58 Mio., der 

Zweckzuschuss des Bundes nach dem Katastrophenfondsgesetz 

bei der Anschaffung von Katastropheneinsatzgeräten der 

Feuerwehren (rd. + ú 1,4 Mio.) sowie bei der Behebung von 

Katastrophenschäden ï Landesvermögen (rd. + ú 0,75 Mio.), die 

Beiträge des Bundes im Bereich des Gesundheits- und 

Sozialbereich- Beihilfengesetzes um rd. + ú 1,15 Mio. sowie die 

Beitragsleistungen der Gemeinden für den Personennahverkehr 
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um + ú 0,4 Mio. Die Rückerstattung des Kärntner Schulbaufonds 

erhºhte sich um rd. + ú 0,83 Mio. durch die Mitfinanzierung der 

Baukosten der neuen Tourismusberufsschule Villach. Gegenüber 

2012 wurden geringere Einnahmen aus Kostenersätzen des 

Bundes gem. FAG für Pensionen der Landeslehrer (rd. - ú 8,1 

ú  Mio.) und auch für die Lehrer an landwirtschaftlichen Berufs- und 

Fachschulen (rd. - ú 1,0 Mio.) hingegen höhere Einnahmen bei den 

Kostenersätzen gem. FAG für die Aktivbezüge der Lehrer an 

allgemeinbildenden Pflichtschulen (rd.   + ú 10,4 Mio.) veranschlagt. 

 

 

Sonstige laufende 

Transfereinnahmen 

Einnahmen aus 

Veräußerung und 

sonstige Einnahmen 

Bei den sonstigen laufenden Transfereinnahmen ist die Erhöhung 

in erster Linie auf die erwarteten Mehreinnahmen bei den 

Pensionsbeiträgen bei den Pensionen der Landeslehrer, (rd.  

+ ú 18,97 Mio.) zurück zu führen. 

Einnahmen aus 

Veräußerung und 

sonstige Einnahmen 

Ein Rückgang bei den Einnahmen aus Veräußerung und sonstigen 

Einnahmen ist bei den Bezugserstattungen von gesamt rd. - ú 0,62 

Mio. bei Ăder Erhaltung von Autobahnenñ für Personalbeleihungen 

an die ASFINAG und für Landesbedienstete beim Kärntner 

Landesarchiv zu verzeichnen. Weiters ergibt sich eine 

Mindereinnahme bei der Vergütung ï Personalaufwand im Bereich 

der Lehrer an allgemeinbildenden Pflichtschulen (rd. - ú 0,31 Mio.), 

die im Landesvoranschlag nicht mehr dotiert wurde. 

 

 

AUSGABEN DER LAUFENDEN GEBARUNG 

 

 
 

Leistungen für Personal 

Pensionen und sonstige 

Ruhebezüge 

Bei den Ausgaben der laufenden Gebarung, die sich gegenüber 

2012 um rd. + ú 11,27 Mio. erhöhen, darf hinsichtlich der Ent-

wicklung bei den Leistungen für das Personal sowie bei den 

Pensionen und sonstigen Ruhebezügen auf die Ausführungen 

unter Pkt. Personal/Landeslehrer verwiesen werden. 

 

 

 

LVA 2013 LVA 2012 Diff. in abs. Diff. in %

2 Ausgaben der laufenden Gebarung

20 Leistungen für Personal -501.004.900 -489.731.000 -11.273.900 -2,30%

21 Pensionen und sonstige Ruhebezüge -230.016.800 -218.466.900 -11.549.900 -5,29%

22 Bezüge der gew ählten Organe -3.811.900 -3.839.200 +27.300 +0,71%

23 Gebrauchs- und Verbrauchsgüter, Handelsw aren -28.614.700 -25.212.800 -3.401.900 -13,49%

24 Verw altungs- und Betriebsaufw and -439.578.800 -412.077.300 -27.501.500 -6,67%

25 Zinsen für Finanzschulden -37.400.000 -48.539.300 +11.139.300 +22,95%

26
Laufende Transferzahlungen an Träger des

öffentlichen Rechts -207.064.100 -204.650.200 -2.413.900 -1,18%

27 Sonstige laufende Transferausgaben -518.135.200 -497.214.000 -20.921.200 -4,21%

29 Summe 2  (laufende Ausgaben) -1.965.626.400 -1.899.730.700 -65.895.700 -3,47%
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Gebrauchs- und 

Verbrauchsgüter, 

Handelswaren 

 

Der Mehrverbrauch um insgesamt rd. + ú 3,4 Mio. unter der 

Position Gebrauchs- und Verbrauchsgüter, Handelswaren ist durch 

höhere Aufwendungen beim Winterdienst und den Treibstoffkosten 

(zusammen rd. + ú 2,03 Mio.) sowie der Straßenausrüstung 

(rd. + ú 0,31 Mio.) im Bereich der Erhaltung und Erneuerung von 

Landesstraßen bedingt.  

Verwaltungs- und 

Betriebsaufwand 

 

Der Mehraufwand von insgesamt rd. + ú 27,5 Mio. gegenüber 2012 

beim Verwaltungs- und Betriebsaufwand ist kumuliert zu 

betrachten. 

Die größten Abweichungen ergeben sich überwiegend im 

Sozialbereich und hier vor allem im Bereich Hilfe zur Sicherung des 

Lebensbedarfes ï Landesregierung bei den Alten- und 

Pflegeheimkosten, von per Saldo + ú 14,1 Mio, im Besonderen 

durch die Erhöhung der Kosten für chronisch Kranke um rd.  

+ ú 12,2 Mio. Weitere Erhöhungen im Sozialbereich verzeichnen 

die Bereiche Hilfe zur Eingliederung Behinderter (rd. + ú 7,6 Mio.), 

Hilfe zur Sicherung des Lebensbedarfes ï Bezirks-

verwaltungsbehºrden (rd. + ú 1,95 Mio.) sowie die Sozialen Dienste 

ï Sozialhilfe (rd. + ú 1,98 Mio.). Weitere herausragende 

Ausgabenerhöhungen sind im Bereich der Erhaltung und 

Erneuerung von LandesstraÇen (rd. + ú 1,84 Mio.), bei den 

Allgemeinen und Besonderen Hilfs- und Rettungsdiensten (gesamt 

rd. + ú 1,86 Mio.) und den Aufwendungen für derivative 

Finanzprodukte (rd. + ú 1,29 Mio.) bedingt durch die mit dem 

Ausstieg aus dem letzten SWAP-Geschäft geleisteten 

Abschlagszahlung zu verzeichnen. Geringere Ausgaben scheinen 

bei den Miet- und Pachtzinsen ï LIG für die Anmietung von 

Amtsgebäuden (rd. - ú 1,1 Mio.), den Leasingraten der EDVA (rd.  

- ú 0,77 Mio.), der Regionalen Gesundheitsförderung (rd. - ú 0,5 

Mio.), der Kapitalertragssteuer bei den Zinsen von Guthaben (rd. 

 - ú 0,3 Mio.) auf. Die Minderausgaben bei den Vorauszahlungen 

von Mieten und Zusatzmieten sind auf die Zusammenführung der 

Aufwendungen auf die Position Miet- und Pachtzinse ï LIG 

zurückzuführen. 

Zinsen für 

Finanzschulden 

 

Die Verringerung der Zinsen für Finanzschulden um rd. - ú 11,14 

Mio. ist im Jahre 2013 im Wesentlichen auf das weiterhin erwartete 

niedrige Zinsniveau und den geringen Ausfinanzierungsbedarf 2012 

zurückzuführen. 

Laufende 

Transferzahlungen an 

Träger des 

öffentlichen Rechts 

 

Bei den laufenden Transferzahlungen an Trägern des öffentlichen 

Rechtes sind Ausgabenerhöhungen von gesamt rd. + ú 2,41 Mio. 

zu verzeichnen, die sich überwiegend durch die geänderte 

Veranschlagung der laufenden Transferzahlungen von Gebiets-

körperschaften an Gemeinden aufgrund des Pflegefondsgesetzes 

mit rd. + ú 6,6 Mio., bei den Finanzzuweisungen an Gemeinden um 
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rd. + ú 2,58 Mio., bei den Bedarfszuweisungen an Gemeinden um 

rd. + ú 1,4, bei den Ausgaben nach dem Landesfeuerwehrgesetz 

um rd. + ú 1,4 Mio., dem Landesbeitrag an den Kärntner 

Gesundheitsfonds (rd. + ú 0,59 Mio.) sowie beim Landesbeitrag 

zum Personal- und Sachaufwand an den Biosphärenpark ï 

Nockberge (gesamt rd. + ú 0,45 Mio.) ergeben. Weiters sind 

Mehraufwendungen durch eine Neuzuordnung des 

Landesbeitrages zum Personalaufwand und Sachaufwand von den 

sonstigen laufenden Transferausgaben zu den laufenden 

Transferzahlungen an Träger des öffentlichen Rechts beim 

Landesmuseum für Kärnten (gesamt rd. + ú 4,44 Mio.), beim 

Kärntner Landesarchiv (gesamt rd. + ú 1,03 Mio.) und bei der 

Kärntner Verwaltungsakademie (gesamt rd. + ú 0,53 Mio.), die als 

Minderausgaben bei den sonstigen laufenden Transferausgaben 

aufscheinen, zu verzeichnen. 

Eine Ausgabensteigerung ist auch bei der neu im 

Landesvoranschlag 2013 vorgesehenen Dotierung beim 

Landesbeitrag zum Sachaufwand des Kärntner Schulbaufonds im 

Bereich der Darlehen für Investitionsmaßnahmen im Sozialbereich 

(rd. + ú 0,72 Mio.) gegeben.  

Den ausgewiesenen Mehrausgaben stehen Minderausgaben 

gegenüber, die sich in erster Linie durch die mit dem neuen 

Tourismusgesetz verbundenen geringeren Rücküberweisungen an 

Gemeinden aus der Tourismusabgabe in der Höhe von - ú 10,29 

Mio. ergeben. Verringerungen gegenüber dem Vorjahr sind auch 

beim Ersatz der Tilgungsquote und des Zinsaufwandes gegenüber 

dem KWF in Höhe von saldiert insgesamt rd. - ú 3,74 Mio., im 

Bereich der Familienförderung (rd. - ú 3,5 Mio.) und beim 

Zinsenaufwand ï Refundierung an den Kärntner Wasser-

wirtschaftsfonds (rd. - ú 0,98 Mio.) gegeben.  

 

Sonstige laufende 

Transferausgaben 

 

Die Erhöhung bei den sonstigen laufenden Transferausgaben von 

rd. + ú 20,92 Mio. ist saldiert zu betrachten und weist nachstehende 

Abweichungen auf: 

 

Die größte Abweichung wird durch die dieser Ausgabengruppe 

zuzuordnenden Zahlungen an die nach dem neuen Tourismus-

gesetz gegründeten Tourismusverbände und Tourismusregionen in 

der Hºhe von + ú 9,03 Mio. bewirkt. Auch im Bereich der 

Verrechnung von Leistungen des Landes an die KABEG gibt es 

gegenüber dem Vorjahr markante Veränderungen durch eine 

Trennung der Leistungen des Landes an die KABEG zwischen 

Landeszuschuss ï Investition und Landeszuschuss ï Betrieb. 

Ausgabenerhöhend ist der 2013 veranschlagte Zuschuss für den 

Investitionsschuldendienst im Umfang von rd. + ú 39,0 Mio. Dem 
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gegenüber steht die Dotierung des Zuschusses zum 

Betriebsabgang der Krankenanstalten, der sich gegenüber 2012 

um rd. - ú 29,7 Mio. verringert. Weiters steht der Erhöhung des 

Beitrages zum Annuitätendienst (Gemeindebeiträge) von rd. + ú 3,6 

Mio. eine Ausgabenverminderung von rd. - ú 1,37 Mio. beim Beitrag 

zum Annuitätendienst zum Erwerb der Krankenanstalten 

gegen¿ber. Es darf diesbez¿glich auf die ĂAllgemeinen Erlªute-

rungenñ bei den ĂSpeziellen Themenbereichenñ zum Thema 

ĂKrankenanstaltenfinanzierungñ verwiesen werden. Auch bei den 

Öffentlichen und privaten gemeinnützigen Krankenanstalten wurde 

2013 für das Krankenhaus Spittal/Drau ein Landeszuschuss für 

Investitionen (Leasingfinanzierung) von + ú 2,2 Mio. veranschlagt, 

der Zuschuss zur Betriebsabgangsdeckung wurde um rd. - ú 3,2 

Mio. zurückgenommen. Der Beitrag des Landes als 

Krankenanstaltensprengel wurde bei den öffentlichen 

Krankenanstalten privater Rechtstrªger um + ú 1,96 Mio. 

angehoben. Weitere Mehrausgaben scheinen bei der 

Parteienförderung (rd. + ú 1,53 Mio.), bei den 

Kinderbetreuungseinrichtungen (rd. + ú 1,5 Mio.), dem Kärntner 

Jugendstartgeld (+ ú 0,5 Mio.), Lebenslangem Lernen (rd. + ú 0,7 

Mio.) sowie bei den Lärmschutzmaßnahmen im Bereich des 

Personennahverkehrs (+ ú 0,5 Mio.) auf. 

Gegenüber dem Landesvoranschlag 2012 wurden im Haushaltsjahr 

2013 die Wohnbeihilfen mit + ú 1,0 Mio. dotiert. Bei der Kärntner 

Betriebsansiedelungs- und BeteiligungsgmbH erfolgte im 

Landesvoranschlag 2013 die Veranschlagung eines Gesellschafter-

zuschusses von + ú 1,28 Mio. Weitere Ausgabenerhöhungen finden 

sich u.a. im Bereich der Hilfe zur Sicherung des Lebensbedarfes ï 

Bezirksverwaltungsbehörden (gesamt rd. + ú 1,92 Mio.) und hier 

vor allem bei den einmaligen Unterstützungen (rd. + ú 0,92 Mio.), 

den laufenden Unterstützungen (rd. + ú 0,53 Mio.) und den 

Beschäftigungsprojekten inkl. Eingliederungsbeihilfe (rd. + ú 0,45 

Mio.). Die Förderungsbeiträge des Landes im Zusammenhang mit 

der Entwicklung des Gewerbewesens wurden um - ú 1,0 Mio., das 

Schulstartgeld gegenüber 2012 um rd. - ú 0,7 Mio. gekürzt. 

Haftungsinanspruchnahmen für Bürgschaften des Landes wurden 

im Landesvoranschlag 2013 aufgrund bestehender ausreichender 

Rückstellungen nicht dotiert. Weiters scheinen geringere Ausgaben 

bei den Landesbeiträgen zum Personal- und Sachaufwand an das 

Landesmuseum für Kärnten (gesamt rd. - ú 4,4 Mio.), beim 

Kärntner Landesarchiv (gesamt rd. - ú 1,03 Mio.) und bei der 

Kärntner Verwaltungsakademie (gesamt rd. - ú 0,53 Mio.) bzw. 

unter den laufenden Transferzahlungen an Träger des öffentlichen 

Rechts als Mehrausgabe auf.  
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EINNAHMEN DER VERMÖGENSGEBARUNG OHNE FINANZTRANSAKTIONEN 

 

 
 

Veräußerung von 

unbeweglichem Vermögen 

 

Bei der Position Veräußerung von unbeweglichem Vermögen ist 

der im Jahre 2012 veranschlagte Verkaufserlös ï LIG von rd. 

ú 0,78 Mio. enthalten. Im Landesvoranschlag 2013 erfolgt keine 

Einnahmendotierung, weshalb dieser Betrag als Minderausgabe 

aufscheint. 

Kapitaltransferzahlungen 

von Trägern des 

öffentlichen Rechts 

 

Bei den Kapitaltransferzahlungen von Trägern des öffentlichen 

Rechts wurden die Einnahmen für strukturverbessernde 

Maßnahmen außerhalb von Krankenanstalten, die aus dem 

Kärntner Gesundheitsfonds kommen, um rd. - ú 0,4 Mio. 

reduziert. Mehreinnahmen in Höhe von + ú 0,15 Mio. ergeben 

sich durch die Dotierung der Überschüsse aus dem 

Bundesfonds im Wohnbaubereich. 

 

 

AUSGABEN DER VERMÖGENSGEBARUNG OHNE FINANZTRANSAKTIONEN 

 

 
 

Erwerb von 

unbeweglichem Vermögen 

 

Im Rahmen des Erwerbes von unbeweglichem Vermögen fallen 

die Ausgabeneinsparungen von rd. - ú 2,94 Mio. überwiegend im 

Bereich der Erhaltung und Erneuerung von Landesstraßen auf 

die Investitionen (rd. - ú 1,85 Mio.) und den Erwerb von 

Liegenschaften für Straßenzwecke (rd. - ú 1,24 Mio.) an. 

Erwerb von beweglichem 

Vermögen 

 

Ausgabenseitig besteht ein Mehraufwand von rd. + ú 0,83 Mio., 

welcher hauptsächlich durch Kraftfahrzeuganschaffungen 

(rd. + ú 1,18 Mio.) im Bereich der Erhaltung und Erneuerung der 

LVA 2013 LVA 2012 Diff. in abs. Diff. in %

Einnahmen der Vermögensgebarung ohne

Finanztransaktionen

Veräußerung von unbew eglichem Vermögen 1.114.600 2.032.100 -917.500 -45,15%

Veräußerung von bew eglichem Vermögen 40.500 45.200 -4.700 -10,40%

Veräußerung von aktivierungsfähigen Rechten 0 0 +0 +0,00%

Veräußerung von Ersatzteilen 0 0 +0 +0,00%

Kapitaltransferzahlungen von Trägern des

öffentlichen Rechts 4.638.900 4.885.900 -247.000 -5,06%

Sonstige Kapitaltransfereinnahmen 3.700 4.800 -1.100 -22,92%

Summe 3 (Einnahmen der Vermögensgebarung ohne 

Finanztransaktionen)
5.797.700 6.968.000 -1.170.300 -16,80%

LVA 2013 LVA 2012 Diff. in abs. Diff. in %

4
Ausgaben der Vermögensgebarung ohne

Finanztransaktionen

40 Erw erb von unbew eglichem Vermögen -28.207.400 -31.150.800 +2.943.400 +9,45%

41 Erw erb von bew eglichem Vermögen -5.134.000 -4.308.600 -825.400 -19,16%

42 Erw erb von aktivierungsfähigen Rechten 0 0 +0 +0,00%

43 Erw erb von Ersatzteilen 0 0 +0 +0,00%

44
Kapitaltransferzahlungen an Träger des

öffentlichen Rechts -15.548.000 -15.335.900 -212.100 -1,38%

45 Sonstige Kapitaltransferausgaben -86.562.600 -83.556.000 -3.006.600 -3,60%

49
Summe 4 (Ausgaben der Vermögensgebarung ohne 

Finanztransaktionen)
-135.452.000 -134.351.300 -1.100.700 -0,82%
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Landesstraßen bedingt ist. Einsparungen von rd. - ú 0,46 Mio. 

hingegen ergeben sich bei den Maschinen und Geräten im 

Straßenbaubereich.  

Kapitaltransferzahlungen 

an Träger des 

öffentlichen Rechts 

 

Im Rahmen der Vermögensgebarung sind Mehrausgaben bei 

den Kapitaltransferzahlungen an Träger des öffentlichen Rechts 

in Hºhe von rd. + ú 0,21 Mio. zu verzeichnen, die vor allem im 

Bereich der Sanierungen nach dem Kärntner WBFG (rd. - ú 0,2 

Mio.) für die Annuitätenzuschüsse an Gemeinden anfallen.  

Sonstige 

Kapitaltransferausgaben 

 

Bei den sonstigen Kapitaltransferausgaben, die sich gegenüber 

2012 um rd. + ú 3,0 Mio. erhöhen, sind die größten 

Mehrausgaben im Bereich der Sanierungen nach dem Kärntner 

WBFG bei den Annuitätenzuschüssen an natürliche Personen 

von + ú 1,4 Mio. und an Wohn- und Siedlungsgesellschaften von 

+ ú 0,7 Mio. und im Bereich des Personennahverkehrs von 

insgesamt rd. + ú 0,99 Mio. ersichtlich. 

 

 

 

EINNAHMEN AUS FINANZTRANSAKTIONEN 

 

 
 

Einnahmen aus der 

Rückzahlung von Darlehen 

an sonstige 

Unternehmungen und 

Haushalte 

 

Die Einnahmen aus der Rückzahlung von Darlehen an sonstigen 

Unternehmen und Haushalte, die sich um rd. - ú 2,71 Mio. 

gegenüber 2012 reduzieren, sind hauptsächlich auf den Wegfall 

der Einnahmen bei den Darlehensrückzahlungen für Zwecke der 

ĂTourismusoffensiveñ beim Kªrntner Wirtschaftsfºrderungsfonds 

(rd. - ú 1,9 Mio.) sowie bei den Darlehensrückzahlungen von 

Wohn- und Siedlungsgesellschaften (- ú 1,2 Mio.) zurück zu 

führen.  

Aufnahme von 

Finanzschulden bei 

Trägern des öffentlichen 

Unter den Positionen Aufnahme von Finanzschulden bei Trägern 

des öffentlichen Rechts wird der Bruttoabgang des Landes, der 

durch Schuldaufnahme zu bedecken ist (rd. ú 129,91 Mio, 

LVA 2013 LVA 2012 Diff. in abs. Diff. in %

Einnahmen aus Finanztransaktionen

Veräußerung von Beteiligungen und Wertpapieren 200 200 +0 +0,00%

Investitions- und Tilgungszuschüsse zw ischen 

Unternehmungen und marktbestimmten Betrieben des 

Landes (entspr.A 85-89) und dem Land 0 0 +0 +0,00%

Entnahmen aus Rücklagen 200 300 -100 -33,33%

Einnahmen aus der Rückzahlung von Darlehen an Träger 

des öffentlichen Rechts 85.900 84.300 +1.600 +1,90%

Einnahmen aus der Rückzahlung von Darlehen an sonstige 

Unternehmungen und Haushalte 19.060.500 21.769.800 -2.709.300 -12,45%

Aufnahme von Finanzschulden bei Trägern des öffentlichen 

Rechts 129.908.700 143.121.700 -13.213.000 -9,23%

Aufnahme von sonstigen Finanzschulden 0 0 +0 +0,00%

Einnahmen aus der Rückzahlung von 

Haftungsinanspruchnahmen 0 0 +0 +0,00%

Aufnahme von sonstigen Schulden 0 0 +0 +0,00%

Summe 5 (Einnahmen aus Finanztransaktionen) 149.055.500 164.976.300 -15.920.800 -9,65%
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Rechts 

 

gegenüber 2012 um - ú 13,21 Mio. geringer), dargestellt und soll 

diese für das Jahr 2013 voraussichtlich ausschließlich bei der 

Österreichischen Bundesfinanzierungsagentur erfolgen. 

 

 

AUSGABEN AUS FINANZTRANSAKTIONEN 

 

 
 

Zuführungen an Rücklagen Die aus der Veräußerung von Anteilen an der KELAG an 

erzielten Einnahmen aus einer Dividendensonderausschüttung 

der Kärntner Energieholdung werden im AusmaÇ von ú 100,0 

Mio. einer Tilgungsrücklage zugeführt. 

Gewährung von Darlehen 

an sonstige 

Unternehmungen und 

Haushalte 

 

Bei der Gewährung von Darlehen an sonstige Unternehmungen 

und Haushalte scheinen Minderausgaben von insgesamt rd.  

- ú 2,32 Mio. auf. Die größten Ausgabeneinsparungen sind im 

Bereich der Wohnbauförderung bei den Darlehen an natürliche 

Personen (- ú 4,4 Mio.), bei den Darlehen an Wohn- und 

Siedlungsgesellschaften (rd. - ú 3,6 Mio.) und den Darlehen für 

den erstmaligen Eigentumserwerb (rd. - ú 0,5), hingegen 

Mehrausgaben bei den rückzahlbaren Annuitätenzuschüssen an 

Wohn- und Siedlungsgesellschaften (+ ú 2,5 Mio.) zu 

verzeichnen. Minderausgaben von rd. - ú 0,78 Mio. werden 

dadurch bewirkt, dass im Jahre 2012 ein an die Kärntner 

Landesimmobiliengesellschaft gewährtes Gesellschafterdarlehen 

veranschlagt wurde und 2013 ein solches nicht vorgesehen ist. 

Eine Verringerung der Ausgaben ergibt sich bei den Darlehen im 

Bereich der Kärnten Tourismusholding GmbH (rd. - ú 0,55 Mio.). 

Bei den Investitionsmaßnahmen im Sozialbereich erfolgte 2013 

eine Dotierung von + ú 5,28 Mio, wodurch gegenüber 2012 

Mehrausgaben in diesem Umfang aufscheinen. 

LVA 2013 LVA 2012 Diff. in abs. Diff. in %

6 Ausgaben aus Finanztransaktionen

60 Erw erb von Beteiligungen und Wertpapieren -200 -200 +0 +0,00%

61

Investitions- und Tilgungszuschüsse zw ischen 

Unternehmungen und marktbestimmten Betrieben des 

Landes (entspr. A 85-89)  und dem Land 0 0 +0 +0,00%

62 Zuführungen an Rücklagen -100.001.100 -1.200 -99.999.900 -8.333.325,00%

63
Gew ährung von Darlehen an Träger des öffentlichen 

Rechts -1.300.100 -1.200.100 -100.000 -8,33%

64
Gew ährung von Darlehen an sonstige Unternehmungen und 

Haushalte -74.674.300 -76.997.800 +2.323.500 +3,02%

65
Rückzahlung von Finanzschulden bei Trägern des 

öffentlichen Rechts -2.753.000 0 -2.753.000 -2.753.000,00%

66
Rückzahlung von Finanzschulden bei sonstigen 

Unternehmungen und Haushalten -4.750.000 -4.650.000 -100.000 -2,15%

67 Ausgaben aus der Inanspruchnahme aus Finanzhaftungen 0 0 +0 +0,00%

68 Rückzahlung von sonstigen Schulden -100 -100 +0 +0,00%

69 Summe 6 (Ausgaben aus Finanztransaktionen) -183.478.800 -82.849.400 -100.629.400 -121,46%
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FIX- UND ERMESSENSKOSTEN ï VERGLEICH LVA 2013 / LVA 2012 

 

 
 

 

Personalaufwand 

 

Im Bereich des Personalaufwandes ergibt sich beim Vergleich 

des Landesvoranschlages 2013 gegenüber dem 

Landesvoranschlag 2012 per Saldo eine Ausgabenerhöhung von 

rd. + ú 12 Mio. oder + +2,45 %. Gegenüber der Budgetierung des 

Vorjahres erhöht sich der Personalaufwand in der ĂAllgemeinen 

Verwaltungñ um rd. + ú 1,73 Mio. und im Bereich der Lehrer mit 

FAG von rd. + ú 9,42 Mio. 

Pensionen Im Pensionsbereich kommt es zu einer Erhöhung um rd.  

+ ú 11 Mio. oder rd. + 4,95 %, wobei rd. + ú 0,87 Mio. auf 

Pensionen der allgemeinen Verwaltung und + ú 10,68 Mio. auf die 

Pensionen der Lehrer mit FAG zurückzuführen sind. Siehe zu 

diesen beiden Themenbereichen die Ausführungen in den 

Allgemeinen Erläuterungen unter der Rubrik 

ĂPersonal/Landeslehrerñ. 

 

 

 

in Mio ú

LVA 2012
Differenz

2012/2013

Differenz

in %
LVA 2013

Gesamtausgaben 2.117 +168 +7,94% 2.285

100,00% 100,00%

abzüglich Fixkosten:

Personalaufwand 489 +12 +2,45% 501

Pensionen 222 +11 +4,95% 233

Annuitäten 54 -9 -16,67% 45

Außerbudgetäre Fin. 153 -3 -1,96% 150

Sonder(Leasing)Fin. 9 -1 -11,11% 8

übriger Pflicht-Sachaufwand 839 +65 +7,75% 904

Tilgungsrücklage 0 +100 100

Summe Fixkosten 1.766 +175 +9,91% 1.941

Prozentanteil Fixkosten 83,42% 1,53% 84,95%

Rest für Ermessensanteil 351 -7 -1,99% 344

Prozentanteil Ermessen 16,58% -1,53% 15,05%

Vergleich 2012 - 2013
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Annuitäten Im Bereich der Annuitäten ist der Rückgang von rd. - ú 9 Mio. 

oder rd. ï 16,67 % einerseits darauf zurückzuführen, dass im 

Hinblick auf den günstigeren Verlauf der Zinssatzentwicklung und 

den geringeren Ausfinanzierungsbedarf 2012 sowie die gute 

Liquidität 2013 gegenüber den Budgetdaten 2012 zu Grunde 

liegenden Annahmen im Jahr 2013 mit einer Zinsersparnis von rd. 

- ú 12 Mio. zu rechnen ist. Andererseits sind 2013 Tilgungen von 

Darlehen von rd. + ú 2,75 Mio. vorgesehen.  

Außerbudgetäre 

Finanzierung 

Der Rückgang bei den außerbudgetären Finanzierungen um rd.  

 - ú 2 Mio. oder rd. ï 1,32 % ist in erster Linie durch Minderaus-

gaben von gesamt rd. ï ú 4 Mio. beim Zins- und Tilgungsdienst 

für den KWF sowie bei der Refundierung des Zinsenaufwandes 

für den Kärntner Wasserwirtschaftsfonds von rd. - ú 1,0 Mio. 

bedingt.  

Übriger Pflicht-

Sachaufwand 

Für die Steigerung beim übrigen Pflichtsachaufwand von rd. 

+ ú 65 Mio. oder rd. + 7,75 % gibt es verschiedene Ursachen. In 

der Haushaltsgruppe 4 ĂSoziale Wohlfahrt und Wohnbau-

fºrderungñ erhºhen sich die Ausgaben gegen¿ber 2012 im 

Sozialbereich bei den Alten- und Pflegeheimen um rd. + ú 14 Mio. 

und bei der Behindertenhilfe um rd. + ú 8 Mio. Weitere 

Ausgabenerhöhungen verbuchen u.a. auch der Bereich der 

KABEG mit einem Zuwachs von insgesamt rd. + ú 12,0 Mio. Im 

Rahmen des Zweckzuschusses des Bundes nach dem 

Pflegefondsgesetz wurden zur Beteilung der Gemeindemittel rd. 

+ ú 6,6 Mio. veranschlagt. 

Tilgungsrücklage Die Verwendung der Einnahmen aus einer Sonderdividenden-

ausschüttung der Kärntner Energieholding Beteiligungs GmbH 

aufgrund des Verkaufes von KELAG-Aktien an die RWE 

Beteiligungsgesellschaft mbH für eine Tilgungsrücklage in Höhe 

von + ú 100 Mio. ist als Pflichtausgabe ausgewiesen, unterliegt 

jedoch einer gesonderten Betrachtung. 

Ermessensanteil Die Verringerung des Ermessensanteils um rd. - ú 7 Mio. oder 

 -1,99% ist vor allem durch eine Neuzuordnung des 

Förderungsbeitrages des Landes für die Kärnten Werbung 

GesmbH (rd. - ú 10,23 Mio.) zu den sonstigen Pflichtausgaben 

sowie durch eine Verringerung der Dotierung für 

Haftungsinanspruchnahmen (rd. - ú 1,5 Mio.), die im 

Landesvoranschlag 2013 wegen der hohen Rückstellung nicht 

budgetiert wurden, sowie durch eine Verringerung der Ausgaben 

bei der Entwicklung des Gewerbewesens (- ú 1,0 Mio.) bedingt. 

Erhöhungen bei den Ermessensausgaben gegenüber dem 

Landesvoranschlag 2012 erfolgten im Bereich der 
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InvestitionsmaÇnahmen im Sozialbereich (+ ú 5,28 Mio.), den 

Amtssachausgaben (rd. + ú 1,6 Mio.), bei den 

Kinderbetreuungseinrichtungen (rd. + ú 1,5 Mio.), im Bereich der 

Erhaltung und Erneuerung von LandesstraÇen (+ ú 2,6 Mio.), den 

Aufwendungen für derivative Finanzprodukte (+ rd. ú 1,3 Mio.) 

sowie durch einen Gesellschafterzuschuss bei der Kärntner 

Betriebsansiedelungs- und BeteiligungsgmbH (+ ú 1,28 Mio.).  
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HAUSHALTSGRUPPEN - VERGLEICH LVA 2013 / LVA 2012 

 

 
 

Einnahmen im Landesvoranschlag 2013

o. Haushalt

Gruppe LVA 2012 LVA 2013 Unterschied

Erhöhung (+)

absolut % vom absolut % vom absolut der %-Anteile Verminderung (-)

ú Budget- ú Budget- ú am Budget- der Gruppe in %

volumen volumen volumen gg. dem Vorjahre

0 34.990.600 1,65% 34.670.800 1,52% -319.800 -0,14% -0,91%

1 554.500 0,03% 577.000 0,03% +22.500 -0,00% +4,06%

2 409.747.400 19,36% 438.116.900 19,18% +28.369.500 -0,18% +6,92%

3 4.707.600 0,22% 4.747.300 0,21% +39.700 -0,01% +0,84%

4 253.177.600 11,96% 263.268.500 11,52% +10.090.900 -0,44% +3,99%

5 88.562.500 4,18% 93.993.600 4,11% +5.431.100 -0,07% +6,13%

6 27.154.400 1,28% 26.557.100 1,16% -597.300 -0,12% -2,20%

7 4.680.000 0,22% 2.983.200 0,13% -1.696.800 -0,09% -36,26%

8 3.011.700 0,14% 2.279.300 0,10% -732.400 -0,04% -24,32%

9 1.290.345.100 60,95% 1.417.363.500 62,04% +127.018.400 +1,09% +9,84%

Summe 2.116.931.400 100,00% 2.284.557.200 100,00% +167.625.800 +0,00% +7,92%
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Ausgaben im Landesvoranschlag 2013

o. Haushalt

Gruppe LVA 2012 LVA 2013 Unterschied

Erhöhung (+)

absolut % vom absolut % vom absolut der %-Anteile Verminderung (-)

ú Budget- ú Budget- ú am Budget- der Gruppe in %

volumen volumen volumen gg. dem Vorjahre

0 262.837.800 12,42% 266.775.900 11,68% +3.938.100 -0,74% +1,50%

1 10.685.000 0,50% 12.036.400 0,53% +1.351.400 +0,02% +12,65%

2 525.046.100 24,80% 561.609.900 24,58% +36.563.800 -0,22% +6,96%

3 54.564.400 2,58% 54.791.600 2,40% +227.200 -0,18% +0,42%

4 508.505.100 24,02% 522.058.200 22,85% +13.553.100 -1,17% +2,67%

5 268.253.000 12,67% 367.380.000 16,08% +99.127.000 +3,41% +36,95%

6 141.738.300 6,70% 143.982.700 6,30% +2.244.400 -0,39% +1,58%

7 105.246.900 4,97% 107.213.900 4,69% +1.967.000 -0,28% +1,87%

8 85.276.900 4,03% 2.198.200 0,10% -83.078.700 -3,93% -97,42%

9 154.777.900 7,31% 246.510.400 10,79% +91.732.500 +3,48% +59,27%

Summe 2.116.931.400 100,00% 2.284.557.200 100,00% +167.625.800 +0,00% +7,92%
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Anmerkung: obige Tabelle ist bereinigt um die Rücklage UAbschnitt 912 sowie Abschn. 99 dargestellt 
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KAMERALER ABGANG bzw. KAMERALER ÜBERSCHUSS DER GRUPPEN DER

ORDENTLICHEN GEBARUNG DES LANDESVORANSCHLAGES 2013

LVA 2012 LVA 2013

+ = Steigerung

-  = Verminderung

Abgang  ( - ) Abgang  ( - ) ú

Überschuß  ( + ) Überschuß  ( + )

ú ú

0 -227.847.200 -232.105.100 +4.257.900

1 -10.130.500 -11.459.400 +1.328.900

2 -115.298.700 -123.493.000 +8.194.300

3 -49.856.800 -50.044.300 +187.500

4 -255.327.500 -258.789.700 +3.462.200

5 -179.690.500 -273.386.400 +93.695.900

6 -114.583.900 -117.425.600 +2.841.700

7 -100.566.900 -104.230.700 +3.663.800

8 -82.265.200 81.100 -82.346.300

9 +1.135.567.200 +1.170.853.100 +35.285.900

Summe +/- 0 +/- 0

Gruppe
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DIE LANDESRECHNUNGSABSCHLÜSSE DER JAHRE 2007 - 2012 UND DER 

LANDESVORANSCHLAG 2013 

 

Einnahmen und Ausgaben 

 

 

 TABELLE 1: 

 

A) Ordentliche Gebarung: 

 

JAHR EINNAHMEN AUSGABEN ÜBERSCHUSS (+) 

 ú ú ABGANG (-) 

   ú 

    

2007 LRA 2.156.594.839,-- 2.156.594.860,-- +/- 0 

2008 LRA 2.354.508.518,-- 2.354.508.518,-- +/- 0 

2009 LRA 2.442.205.834,50 2.442.205.834,50 +/-0 

2010 LRA 3.042.984.916,10 3.042.984.916,10 +/-0 

2011 LRA 2.521.968.580,-- 2.521.968.580,-- +/-0 

2012 LRA 

2013 LVA 

2.369.997.461,57 

2.284.557.200,-- 

2.369.997.461,57 

2.284.557.200,-- 

+/-0 

+/-0 

    

 

 

 TABELLE 2: 

 

B) Außerordentliche Gebarung: 

 

JAHR EINNAHMEN AUSGABEN ÜBERSCHUSS (+) 

 ú ú ABGANG (-) 

   ú 

    

2007 LRA 0,-- 0,-- +/- 0 

2008 LRA 0,-- 0,-- +/. 0 

2009 LRA 0,-- 0,-- +/- 0 

2010 LRA  0,-- 0,-- +/-0 

2011 LRA 0,-- 0,-- +/-0 

2012 LRA 

2013 LVA 

0,-- 

0,-- 

0,-- 

0,-- 

+/-0 

+/-0 
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 TABELLE 3: 

 

C) Gesamtgebarung: 

 

JAHR EINNAHMEN AUSGABEN ÜBERSCHUSS (+) 

 ú ú ABGANG (-) 

   ú 

    

2006 LRA 2.027.369.224,-- 2.027.369.224,-- +/- 0 

2007 LRA 2.156.594.839,-- 2.156.594.860,-- +/- 0 

2008 LRA 2.354.508.518,-- 2.354.508.518,-- +/- 0 

2009 LRA 2.442.205.834,50 2.442.205.834,50 +/-0 

2010 LRA 3.042.984.916,10 3.042.984.916,10 +/-0 

2011 LRA 2.521.968.580,-- 2.521.968.580,-- +/-0 

2012 LRA 

2013 LVA 

2.369.997.461,57 

2.284.557.200,-- 

2.369.997.461,57 

2.284.557.200,-- 

+/-0 

+/-0 
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EINNAHMENENTWICKLUNG 2013 

Hat die Prognose des BMF mit Stand Oktober 2012 für das Jahr 2013 Einnahmen aus dem 

Ertragsanteile-Paket von insgesamt ú 978,81 Mio. noch erwarten lassen, hat die Eintrübung 

der Konjuktur einerseits, eine gegenüber den Annahmen noch rückläufige 

Bevölkerungsentwicklung sowie das deutlich schlechtere Ergebnis des Landes aus der 

Zwischenabrechnung eine deutliche Reduzierung der Einschätzungen notwendig gemacht. 

Mit ú 966 Mio. liegen die Einnahmen um ú 12,81 Mio. unter den ursprünglichen Prognosen. 

Gegenüber den budgetierten Einnahmen im Landesvoranschlag 2012 (rd. ú 931,927.900,--) 

bedeutet dies ein Ansteigen um rd. + ú 34,07 Mio. Gegenüber dem Rechnungsergebnis 

2011, bei dem im Rahmen des ĂErtragsanteilepaketesñ insgesamt rd. ú 909,13 Mio. 

vereinnahmt wurden, liegen die f¿r 2013 prognostizierten Einnahmen um rd. + ú 56,87 Mio. 

darüber. Gegenüber dem Rechnungsabschluss 2012 ist mit Mehreinnahmen von rd. ú 29,5 

Mio. oder + 3,15% zu rechnen. 

 

Die Einnahmen aus der Landesumlage werden der Entwicklung der Einnahmenerwar-

tungen bei den Ertragsanteilen angepasst und gegen¿ber 2012 um rd. + ú 1,1 Mio. auf rd. 

ú 41,94 Mio. erhöht. 

Die Bedarfszuweisungen steigen gegen¿ber der Veranschlagung 2012 um rd. + ú 1,4 Mio. 

auf rd. ú 69,9 Mio. 

Im Bereich der Landesabgaben wurde bei der Bemessung der Beträge für 2013 zum 

überwiegenden Teil der Einnahmenerfolg des Rechnungsjahres 2011 herangezogen. Auf 

dem Dotierungsniveau wie 2012 blieben die Jagdabgabe, die Naturschutzabgabe sowie die 

Feuerschutzsteuer. Gegenüber dem Landesvoranschlag 2012 angehoben wurden die 

Motorbootabgabe um + ú 350.000,00, die Nªchtigungstaxe um + ú 87.400,00, die 

Tourismusabgabe um rd. + ú 308.700,00, der Förderungsbeitrag für den 

Musikschulaufwand im Lande um + ú 221.100,00 und die Abgaben nach dem 

Fischereigesetz um + ú 7.600,00. Bei den Abgaben nach dem Landesvergnügungs-

steuergesetz erfolgte gegenüber 2012 eine Reduktion um - ú 1.000.000,00, bei den 

Bundes- und Landesverwaltungsabgaben um - ú 365.900,--. Ebenso wurden die 

Nebenansprüche und Resteingänge um - ú 13.000,00 niedriger als 2012 veranschlagt. 

Bei den Überweisungen des Bundes für Aufwendungen für Pflichtschullehrer wird für das 

Jahr 2013 davon ausgegangen, dass auf Grund von Planstellenüberschreitungen über den 

vom Bund genehmigten Dienstpostenplanes, die Leistungen des Bundes sowie die 

sonstigen Einnahmen f¿r die Deckung der Kosten der Pflichtschullehrer mit rd. ú 14,1 Mio., 

unter den erwarteten Ausgaben zum Liegen kommen werden. Da das Rechnungsjahr 2012 

einen vom Land Kärnten zu tragenden Differenzbetrag von rd. ú 11,9 Mio. ergeben hat wird 

angestrebt, diesen Ausgabenüberhang zu unterschreiten. Gegenüber 2012 werden die 

Einnahmen aus Kostenersätzen des Bundes gem. FAG um rd. + ú 15,0 Mio. aber auch die 

Ausgaben f¿r das Lehrerpersonal um rd. + ú 10,1 Mio. angehoben. 

Aufgrund einer 15aïVereinbarung gewährt der Bund für die Nachmittagsbetreuung einen 

Zweckzuschuss von rd. + ú 2,88 Mio. 

Die Einnahmen im Sozialbereich und in der Jugendwohlfahrt wurden unter Berück-

sichtigung des geltenden Finanzierungsschlüssels zwischen dem Land und den Gemeinden  
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im Jahre 2013 berechnet. Hinsichtlich der Aufwendungen für schutzbedürftige Fremde, 

wurde entsprechend der abgeschlossenen 15a-Vereinbarung bei der Budgetierung ein 

ungefähr 60 %-iger Beitrag des Bundes zu den Ausgaben von rd. ú 8,0 Mio, d.h. von 

ú 4.802.200,00 angesetzt. Die aus dem neuen Bundespflegefonds erwarteten Einnahmen 

von ú 13,23 Mio. sollen zu keiner Ausweitung des vorgegebenen Finanzierungsrahmens 

führen, sondern die bisher für diesen Bereich eingesetzte Gemeinde- und Landesmittel 

ersetzen. Auf Grund des Wegfalls der Leistungen des Landes f¿r das ĂLandespflegegeldñ, 

dessen Auszahlung ab 2012 durch den Bund besorgt wird, sind die Kofinanzierungs-

beiträge der Gemeinden nicht mehr einnahmenseitig zu dotieren. 

Als Mittelzufluss aus dem Sondervermºgen ĂZukunft Kªrntenñ der Kªrntner Landesholding 

wurden einnahmenseitig für die im Jahre 2013 geplanten und teilweise beschlossenen 

Projektsfinanzierungen lediglich rd. ú 150.000,00  f¿r das Projekt ĂMittelalterliche Burg 

Friesachñ veranschlagt (um - ú 2,36 Mio. weniger als 2012). 

Bei der Kärntner Energieholding wurde für das Jahr 2013 ein Dividendenzufluss von 

ú 109.067.800,00 Mio. budgetiert wovon aufgrund des Verkaufes von KELAG-Aktien an die 

RWE Beteiligungsgesellschaft mbH im Umfang von + ú 100 Mio. entfallen (diese 

Sondereinnahmen werden ausgabenseitig einer Tilgungsrücklage zugeführt).  

Mit Wirksamkeit vom 31.12.2011 hat die Hypo Group die Vereinbarung mit dem Land 

Kärnten über die Leistung einer Haftungsprovision gekündigt. Für die noch offene 

vertraglich vereinbarte Haftungsprovision 2011 und offene Zinszahlungen für Haftungen 

der Vorjahre konnte kein Einvernehmen hergestellt werden. Gegen Abgabe eines 

Verjährungsverzichtes wurde von Seiten des LFR nach Diskussion im 

Regierungskollegium angeboten, vorerst von einer gerichtlichen Geltendmachung Abstand 

zu nehmen. Da mit einer Entscheidung und einem Geldmittelfluss in diesem Jahr nicht zu 

rechnen ist, wurde keine Veranschlagung vorgenommen.   

Mangels Abschluss neuer derivativer Finanzgeschäfte in den letzten Jahren, wurden beim 

Portfoliomanagement ï ebenso wie bereits im Landesvoranschlag 2012 - keine Erträgnisse 

veranschlagt. 

Für das Jahr 2013 erfolgt, ausgenommen der Sonderdividende der KEH (der mit der 

gebildeten Tilgungsrücklage Ausgaben in gleicher Höhe gegenüberstehen) und einer 

Dividendenleistung der LIG von ú 0,394 Mio. keine Dotierungen aus Sondereinnahmen, die 

etwa aus einem Verkauf von Liegenschaften größeren Ausmaßes oder aus der Verwertung 

von WBF-Darlehen des Landes oder Rücklagenauflösungen erzielt werden sollen. 
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S P E Z I E L L E  T H E M E N B E R E I C H E  

SOZIALES, FAMILIE UND KINDERBETREUUNG 

Einen wesentlichen Schwerpunkt des vorliegenden Landesvoranschlages 2013 bildet, wie 

in den vergangenen Jahren auch, der Sozialbereich. Angemerkt wird, dass dem Bereich 

Soziales aufgrund seines Sonderstatus, nach dem zuletzt beschlossenen Budgetprogramm 

über die gesamte Prognosedauer bis 2016 (inkl. Vorschaujahr) ein jährlicher Zuwachs von 

4 % eingeräumt wurde.  

Um dieses Budgetziel zu erreichen, wurden seitens des Sozialressorts bereits begleitend 

gesetzliche Rahmenbedingungen geändert, um die massiven Steigerungsraten einzelner 

ĂKostentreiberñ auf diesem Sektor der letzten Jahre auf ein finanzierbares Maß zu drosseln. 

So ist auszuführen, dass mit der Initiierung gezielt gesetzter Maßnahmen, die 

Kostensteigerungen der letzten Jahre im Bereich der Jugendwohlfahrt insbesondere bei 

den teuren Heimaufenthalten reduziert werden konnten.  

 

Im Rahmen der stattgefundenen Referentengespräche der Fachreferentin mit der 

Finanzreferentin wurde Einigung darüber erzielt, dass im Hinblick auf die Kurzfristigkeit zur 

Erstellung eines LVA 2013 die bereits im Vorjahr getroffenen Festlegungen für ein 

Sozialbudget 2013 als Basis heranzuziehen sind. Änderungen waren durch den mit der  

geplanten Abschaffung des Pflegeregresses zu erwartenden Einnahmenausausfall, welcher 

zu einem Teil durch Einsparungen bei einzelnen Ausgabenpositionen aufgefangen werden 

sollte, vorzunehmen. Weiters wird angemerkt, dass jener von den Gemeinden zu leistende 

Kostenanteil zu den mit übertragenen Restmitteln des Vorjahres zu finanzierenden 

Maßnahmen auf der Einnahmenseite berücksichtigt wurde. Zur Erreichung des 

Budgetkonsolidierungspfades wird es jedoch insgesamt notwendig sein, beim für die neue 

Legislaturperiode zu erstellenden Budgetprogrammes 2014 - 2018 bestehende Strukturen 

zu diskutieren bzw. zu überdenken.     

 

Demnach mußte zwar dem Sozialressort (Ref.02 LH-Stv. Dr.in Prettner) für 2013 mit einer 

Steigerung bei den Ausgaben von 11,04 % im Vergleich zum LVA 2012 ein wesentlich 

höherer als noch im BP mit 4 %-Maximalzuwachs festgelegter Valorisierungsfaktor 

zugestanden werden. Im Vergleich zum Rechnungsergebnis 2012 beträgt die 

Ausgabensteigerung rd. 5 %, was auf den Umstand zurückzuführen ist, dass im Vorjahr 

verstªrkt aus R¿cklagenmitteln finanzierte ĂDarlehen f¿r InvestitionsmaÇnahmen im 

Sozialbereichñ ¿ber den VA 41117 (she. Tabelle) ausbezahlt wurden.   

 

Als Schwerpunktthemen 2013 gelten, wie in den Vorjahren, die Ausgaben im Bereich der 

Alten- und Pflegeheime (VA 41112), der Hilfe zur Eingliederung Behinderter (VA 41311) 

sowie die Ausgaben auf dem Gebiet der Jugendwohlfahrt (43930) Im letzten 

Schwerpunktbereich konnte eine Abflachung der Kostenkurve erreicht werden. Weitere 

maßgebliche Ausgabenzuwächse sind bei den Maßnahmen im Rahmen der bundesweit 

eingeführten bedarfsorientierten Mindestsicherung (VA 41111) sowie bei den mobilen 

Diensten (VA 42915) insbesondere der 24 Stunden-Pflege zu verzeichnen. 
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Zum Pflegeheimansatz VA 41112, welcher seit dem Rechnungsergebnis 2010 ein 

ausgeprägtes Wachstum aufweist, ist zu bemerken, dass der Ausgabenzuwachs im 

Vergleich zur Dotierung im LVA 2012 auch auf die seit 2010 erfolgte Verrechnungs-

umstellung für die SHV sowie verstärkte Inanspruchnahme höherer Pflegestufen (ab der 

Stufe 3) zurückzuführen ist. Dies führte zu im Wesentlichen stark erhöhten Volumina 

sowohl beim Ausgaben- als auch Einnahmenbudget durch erhöhte Veranschlagung von 

Leistungen der Sozialversicherung.   

Mit der Installierung des neuen Bundespflegefonds werden den Ländern entsprechende 

Zweckzuschüsse zur Sicherung und zum bedarfsgerechten Aus- und Aufbau des 

Betreuungs- und Pflegedienstleistungsangebotes in der Langzeitpflege für die Jahre 2011 

bis 2014 gewährt. Die zu erwartenden Zweckzuschüsse des Bundes sollen in erster Linie 

zur Entlastung des Landes und der Gemeinden und nicht zur Initiierung zusätzlicher 

Ausgaben beitragen. Für 2013 wird für Kärnten auf Basis aktueller Berechnungen durch 

den R¿ckgang der Volkszahl in Kªrnten von einem Betrag von ú 13,23 Mio. ausgegangen. 

Mit dem beschlossenen Pflegereformgesetz wird das Landespflegegeld ab 2012 neu über 

den Bund ausbezahlt, mit der Zielsetzung im Rahmen dieser Verwaltungsreform, die bisher 

300 auszahlenden Pflegegeldstellen auf 8 zu reduzieren. Die auf Basis 2010 erhobenen 

Aufwendungen des Landes und der Gemeinden aus dem Landespflegegeld werden von 

den Ertragsanteilen einbehalten. Einnahmenseitig entfällt gleichzeitig der Gemeindebeitrag 

zum Pflegegeld, der ebenfalls bei den Steuerertragsanteilen der Gemeinden nach dem 

bisherigen Aufteilungsschlüssel vorweg einbehalten wird. Dieser Umstand reduziert das 

Ausgabenvolumen des Sozialbudgets um rund ú 26,9 Mio. gegenüber 2011. 

 

Aufgrund neuester Vorgaben des VR-Komitees sind ab der Budgetplanung 2013 die 

Zweckzuschüsse des Bundes gemäß Pflegefondsgesetz nicht mehr wie bisher beim 

Haushaltsansatz 41112 zu verbuchen, sondern in der Haushaltsgruppe 9. Demgemäß 

erfolgt ab dem LVA 2013 die Verbuchung der Zweckzuschusses des Bundes beim neu 

erºffneten VA 2/94506/0/8501 ĂZweckzusch¿sse des Bundes gem. Pflegefondsgesetz; 

Bundeszusch¿sseñ. Gleichzeitig wurde f¿r die anteilige ¦berweisung der Mittel an die 

Gemeinden ausgabenseitig bei gegenst. VA 1/94506/8/7305.003 ĂZweckzusch¿sse des 

Bundes gem. Pflegefondsgesetz; lfd. Transferzahlungen v. Gebietsk.- an Gde, sonst.ñ In 

Hºhe von ú 6,615.000 Sorge getragen. 

  

F¿r die Fortf¿hrung des Sozialbauprogrammes (VA 41117 ĂDarlehen für Investitions-

maßnahmen im Sozialbereich) steht im Budget 2013  ein Rahmenkredit von insgesamt 

ú 6,0 Mio. auf dem Ansatz bereit. Gemäß beschlossenem RS-Akt ĂSozialpªdagogisches 

Zentrum des Landes (BFZ), Projekt Inklusionñ werden 2013 erstmals ú 720.000 unter 

diesem Ansatz bei der Post 7671.005 ĂLandesbeitrag zum Sachaufwand Ktn. 

Schulbaufondsñ dotiert, ¿ber den diese Mittel an die Gemeinden bzw. Schulgemeinde-

verbände zur Auszahlung gelangen sollen.  

 

Die Eckpunkte des Familienpaketes 2013, welches im Jahr 2013 mit einem 

Gesamtrahmen von rd. ú 52,9 Mio. finanziell ausgestattet ist, stellen sich wie folgt dar:  

Für eine allgemeine Schulbedarfsförderung ist seit 2010 keine Budgetierung mehr 

vorgesehen, diese Aktion wird jedoch unter sozialen Gesichtspunkten über das 
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Sozialreferat weitergeführt. Für 2013 ist bei VA 44112-8-7690.006 ĂHilfe in besonderen 

Lebenslagen; Schulstartgeldñ eine Dotierung von ú 412.000 vorgesehen.   

 

Das Ktn. Jugendstartgeld, welches in der 10. Sitzung der Landesregierung am 13.10.2009 

beschlossen wurde und mit 1.1.2010 startete, und dessen Bedeckung bisher aus den 

Erträgnissen der Landesholding sichergestellt wurde, wird 2013 letztmalig aus 

Landesmitteln mit ú 500.000 dotiert. Diese Landesmittel sowie die nicht verbrauchten 

Landesholdingmittel, die in die Kreditübertragung eingeflossen sind, dienen der 

Ausfinanzierung des Jahrganges 1994.  

 

Basierend auf den Regierungsbeschlüssen (Beschluss der Förderungsrichtlinie) wird für die 

Auszahlung des Kärntner Babygeldes f¿r 2013 ein Betrag von ú 2,3 Mio. vorgesehen. F¿r 

die Durchführung der Familienförderung Neu werden unter Berücksichtigung des 

Jahres¿berschusses 2012 des Familienfºrderfonds f¿r 2013 ú 1,600.100,-- an Leistungen 

an den Fonds veranschlagt. Der jährliche Aufwand des Fonds für Förderausgaben wird auf 

rd. ú 3,0 Mio. geschªtzt. 

 

Die Kärntner Landesregierung hat am 9.5.2006 die Projektförderung für Seniorinnen für 

pensionsunversorgte Mütter beschlossen. Aufgrund dieses RS-Beschlusses ist im 

Landesvoranschlag 2013 eine budgetªre Vorsorge in Hºhe von rd. ú 1,68 Mio. getroffen.  

Der Teuerungsausgleich ist im LVA 2013 nicht mehr dotiert. Stattdessen wurden die 

Fºrdermittel bei der Position ĂWohnbeihilfenñ bei VA 1/48211 ĂDarlehen, Wohnbauhilfen, 

Wohnbeihilfenñ f¿r eine verstªrkte Fºrderung von Betriebskosten neu angesetzt. 

   

Die Gesamtausgaben f¿r den Bereich ĂSoziales, Familien, Kinderbetreuung u. Jugendñ 

belaufen sich für 2013 (nach der neuen Geschäfts- bzw. Referatseinteilung des Amtes d. 

Ktn. LR) in Summe auf rd. ú 426,3 Mio. Unter Ber¿cksichtigung der erwarteten Einnahmen 

von rd. ú 271,3 Mio. verbleibt, für das Budgetjahr 2013 eine Belastung des Landes-

haushaltes in Hºhe von ú 155,1 Mio. Bezogen auf den Abgang entspricht das einer 

relativen Steigerung im Vergleich zum LVA 2012 von 4,3 % oder abs. +ú 6,5 Mio.. 

Bezogen auf den RA 2012 ergibt sich bei Abgangsbetrachtung de facto ein rel. Rückgang 

von 3,32% oder ú 5,3 Mio., was im Wesentlichen jedoch darauf zur¿ckzuf¿hren ist, dass 

im Vorjahr verstärkt aus Rücklagen finanzierte Darlehen für Investitionsmaßnahmen im 

Sozialbereich bei VA 41117 zur Auszahlung gelangten.   
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AUSGABEN

Ansatz B e z e i c h n u n g Ref. RA 2011 RA 2012 LVA 2012 LVA 2013 Steig. abs. Steig. %

VA 12/VA 13 VA 12/VA 13

1/23914 Nachmittagsbetreuung 01 772.800 2.666.540 4.107.700 3.683.000 -424.700 -10,3%

1/24011 Kinderbetreuungswesen (inkl. VA 24012) 01 25.938.388 27.022.376 26.719.100 27.044.000 324.900 1,2%

1/24013 Ktn. Kindergartenfondsgesetz 01 559.000 559.000 533.000 559.000 26.000 4,9%

1/24015 Kinderbetreuungseinrichtungen 01 0 0 0 14.560.000 14.560.000

1/25113 Private Schülerheime 01 22.700 22.700 32.500 30.800 -1.700 -5,2%

1/25215 Jugendheime und -zentren 02 171.000 165.000 190.100 180.500 -9.600 -5,0%

1/25911 Landesjugendreferat 02 1.175.403 1.185.011 1.188.700 1.078.100 -110.600 -9,3%

1/25912 EU-Programm - Jugend 02 74.634 83.110 13.100 13.300 200 1,5%

1/25913 Kärntner Jugendstartgeld 02 1.396.985 1.240.322 0 500.000 500.000

1/28111 Studentenheime 01 55.000 56.000 131.400 124.800 -6.600 -5,0%

1/28113 Hochschülerheim, Mozartstraße 01 334.257 309.663 317.800 269.100 -48.700 -15,3%

1/41111 Hilfe zur Sich. d. Lebensbed.-Bez.Verw.Beh. 02 19.831.469 22.155.117 20.107.300 23.665.100 3.557.800 17,7%

1/41112 Hilfe zur Sich. d. Lebensbed.-Landesreg. 02 138.776.876 148.981.178 141.085.000 155.508.800 14.423.800 10,2%

1/41113 Sozialprojekte 02 1.190.288 886.644 1.400.000 1.225.700 -174.300 -12,5%

1/41115 Fachschulen für Sozialberufe 02 136.100 119.100 160.000 140.100 -19.900 -12,4%

1/41117 Darlehen f. Invest.massn. im Sozialbereich 02 7.539.559 11.847.330 0 6.000.000 6.000.000

1/41118 Soziale Mindestsicherung b.Gewaltbedroh. 02 1.381.905 1.508.341 1.560.100 1.606.900 46.800 3,0%

1/41119 Verein Kärnten Sozial 02 428.421 437.189 520.100 517.000 -3.100 -0,6%

1/41311 Hilfe zur Eingliederung Behinderter 02 64.293.944 68.248.814 64.182.400 72.333.700 8.151.300 12,7%

1/41312 Behindertenanwaltschaft 02 28.912 20.939 74.600 65.300 -9.300 -12,5%

1/41700 Pflegegeld 02 26.967.849 186.332 45.000 0 -45.000 -100,0%

1/41911 Sozialhilfe - Jahresabrechnung 02 0 0 100 100 0 0,0%

1/42915 Soziale Dienste-Sozialhilfe 02 26.542.648 28.731.839 28.460.200 30.441.600 1.981.400 7,0%

1/42916 Alkohol- u. Drogenberatung 02 948.000 939.233 997.500 1.022.000 24.500 2,5%

1/42920 Kärntner Behindertenförderungszentrum 02 797.496 708.754 936.000 903.800 -32.200 -3,4%

1/42921 Betreuung alter Menschen 02 370.000 370.000 288.200 370.000 81.800 28,4%

1/42921 Betreuung alter Menschen 02 200.365 194.775 225.000 197.500 -27.500 -12,2%

1/42922 Sonst. Maßn. d. freien Wohlfahrtspfl. 02 156.407 172.248 218.200 213.300 -4.900 -2,2%

1/43510 Landesjugendheim "Rosental" 02 295.763 262.298 391.900 347.600 -44.300 -11,3%

1/43915 Urlaub für pflegende Angehörige 02 87.301 98.775 104.000 91.100 -12.900 -12,4%

1/43916 Zuwendungen an pflegende Angehörige 02 74.398 15.938 100.000 87.600 -12.400 -12,4%

1/43930 Jugendwohlfahrt 02 43.620.358 42.551.620 46.171.000 46.328.900 157.900 0,3%

1/43931 Soziale Dienste - Jugendwohlfahrt 02 5.121.570 5.765.922 6.205.300 6.103.900 -101.400 -1,6%

1/43932 Kinderbetreuungseinrichtungen 01 13.316.931 13.724.297 13.054.400 0 -13.054.400 -100,0%

1/43933 Frauenpolitische Maßnahmen 02 735.692 832.462 899.300 787.400 -111.900 -12,4%

1/43934 Familienberatung 02 41.456 42.622 36.800 37.900 1.100 3,0%

1/43935 Verein Kärntner Frauenplattform 02 195.455 231.453 206.700 212.200 5.500 2,7%

1/43936 Ruhegeld für Pflegepersonen 02 539.559 528.695 593.000 607.700 14.700 2,5%

1/43937 Opferhilfefonds d. Landes 02 75.640 94.330 90.100 79.300 -10.800 -12,0%

1/43938 Familienpolitische Maßnahmen 02 393.568 338.412 390.600 371.000 -19.600 -5,0%

1/43939 Jugendanwaltschaft 02 61.966 60.548 58.800 62.500 3.700 6,3%

1/43940 Frauenhaus Villach 03 28.513 29.546 32.300 26.800 -5.500 -17,0%

1/43941 Landes-Kinderbetreuungsbeihilfe 02 0 0 0 0 0

1/43942 Blindenheim Klagenfurt 02 41.162 68.465 70.000 75.700 5.700 8,1%

1/44112 Hilfe in besonderen Lebenslagen 02 3.617.873 4.809.355 4.760.000 4.161.300 -598.700 -12,6%

1/44113 Kanalanschluss - Zuschüsse 02 7.191 5.208 25.000 8.200 -16.800 -67,2%

1/45917 Seniorenförderung 02 1.343.074 1.579.267 2.051.700 1.876.400 -175.300 -8,5%

1/46910 Familienförderung 02 3.613.519 2.167.500 5.100.000 1.600.100 -3.499.900 -68,6%

1/46913 Kärntner Babygeld 02 2.216.081 2.132.426 2.300.000 2.300.000 0 0,0%

1/53015 Rettungsdienstförderungsgesetz 02 5.894.980 7.705.187 6.071.900 7.933.800 1.861.900 30,7%

1/53016 Einrichtungen für Krankentransporte 02 3.870.434 3.844.921 4.302.100 4.377.500 75.400 1,8%

1/78215 Maßn.zum Schutz d.Verbraucherinnen 03 2.418.188 3.078.384 100 100 0

1/94506 Zweckzuschüsse Bund Pflegefondsgesetz 02 0 0 0 6.615.000 6.615.000

S u m m e   A u s g a  b e  n: 407.701.079 408.785.183 386.508.100 426.345.500

S u m m e   E i n n a  h m e  n: 249.281.358 248.397.942 237.895.200 271.277.400

Sa ldo 158.419.721 160.387.241 148.612.900 155.068.100

Deckungsgrad: 61,14% 60,76% 61,55% 63,63%

Summe Ref. 01 - LH Dr. Kaiser 40.999.077 44.360.576 44.895.900 46.270.700

Summe Ref. 02 - LH-Stv.Dr. Prettner 364.255.301 361.316.676 341.579.800 380.047.900

Summe Ref. 03 - LH-Stv. Dr. Schaunig 2.446.701 3.107.931 32.400 26.900

Anmerk zu VA 94506: ab 2013 neue Darstellung der Zweckzuschüsse Bund "Pflegefondsgesetz"; Vorgabe VR-Komitee (Einnahmen aus Pflegefondsgesetz
                                             sind in der Summe Einnahmen enthalten; ausgabenseitig ist der den Gmden. zu leistende Kostenanteil dargestellt
Die Beihilfenaufwendungen sind einnahmenseitig bei der Pos. "Summe Einnahmen" und ausgabenseitig bei den entsprechenden Ansätzen erfasst

            SOZIALES - FAMILIE - KINDERBETREUUNG - JUGEND
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Maßnahmen zur Kinderbetreuung 

 

Unter verschiedenen Haushaltsansätzen werden vom Land Kärnten Kinderbe-

treuungseinrichtungen gefördert.  

 

So wird bei VA 1/24011 ĂKinderbetreuungswesenñ unter anderem die Pflichtfºrderung 

abgewickelt. Gemäß § 38 und § 40 des Kärntner Kindergartengesetzes beträgt der 

Kindergarten-Landesbeitrag (sinngemäß auch für Kinderkrippen) für die erste und zweite 

Gruppe jªhrlich jeweils ú 29.957,-. Die Förderung von weiteren Gruppen ist abhängig von den 

jeweiligen Öffnungszeiten. Die ersten beiden Hortgruppen einer Einrichtung werden mit jeweils 

ú 21.693,- gefºrdert, jede weitere mit jeweils ú  15.495,-   

Gemäß § 12 (Fortbildung des pädagogischen Personals) des zit. Gesetzes hat die 

Landesregierung für  Kindergärtnerinnen und HorterzieherInnen Fachtagungen zum Zweck 

des Erfahrungsaustausches abzuhalten. Weiters werden Träger von Integrationsgruppen und 

Einzelintegrationen aufgrund eines erhöhten Integrationsbedarfs zur Unterstützung von 

beeinträchtigten Kindern gefördert.  

Zur fachspezifischen Unterstützung und Ergänzung der bestehenden Betriebe werden 

zielorientierte Projekte z.B.: Kinder als Gärtner, Bewegung und Begegnung im Kindergarten, 

Sommerbetreuung, Sprachförderung etc. gefördert. Außerdem werden Integrations-

psychologen sowie Sonderkindergärtnerinnen landesweit zur Betreuung von Integrations-

kindern eingesetzt. Ebenso wird das Pilotprojekt mobile Tagesmütter finanziert.  

Des Weiteren sind in diesem Ansatz auch die Förderbeiträge des Landes zum verpflichtenden 

Gratis-Kindergartenjahr für 5-jährige Kinder enthalten.  

Bei den Einnahmen ist der Zweckzuschuss des Bundes gem. Art. 15a B-VG über die 

Einführung der halbtägig kostenlosen und verpflichtenden frühen Förderung in institutionellen 

Kinderbetreuungseinrichtungen dotiert. 

Insgesamt ist für die genannten Vorhaben im Landesvoranschlag 2013 ein Gesamtbetrag in 

der Hºhe von ú 27,044.000,-- vorgesehen. Dies entspricht einer Steigerung gegenüber der 

Dotierung von 2012 um ú 0,3 Mio. oder 1,2 %. Dabei wurde einnahmenseitig die auf Grund 

der Art. 15a-Vereinbarung mit dem Bund für das Kindergartenjahr 2012/2013 (September 

2012 bis Juli 2013) vorgesehene Mitfinanzierung des Gratiskindergartens für Fünfjährige mit  

ú 4,3 Mio. berücksichtigt. 

 

Mit dem LVA 2013 wurde aus Gründen der Budgetklarheit eine Umstellung bei der Dotierung 

insoweit vorgenommen, als auch die unter das Jugendwohlfahrtsgesetz fallenden 

KinderbetreuungsmaÇnahmen im Abschnitt 24 ĂVorschulische Erziehungñ veranschlagt 

wurden. 

Aus dem vormals unter VA 43932 geführten, nunmehr korrekt nach VRV-Systematik ab dem 

Budget 2013 in der Haushaltsgruppe 2 gef¿hrten VA 1/24015 ĂKinderbetreuungs-

einrichtungenñ werden Kostenzusch¿sse an Kindertagesstªtten und die Aktion Tagesmütter 

gefördert. Kindertagesstätten und Tagesmütter sind gemäß § 8 Abs. 1 lit. c. des Kärntner 

Jugendwohlfahrtsgesetzes, LGBl. Nr. 139/1991 idgF., als sozialer Dienst definiert. Gemäß § 9 

leg. cit. hat das Land zu sorgen, dass die zur Erfüllung der Aufgaben der Jugendwohlfahrt 

notwendigen sozialen Dienste bereitgestellt werden, wobei auf die regionalen Verhältnisse 

und die Bevölkerungsstruktur Bedacht zu nehmen ist. Soweit nun also vom Land soziale 
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Dienste bereitgestellt werden, hat das Land hierfür die Kosten zu tragen. Gemäß § 54 

Kärntner Kinderbetreuungsgesetz, LGBl. Nr. 13/2011, sind die Kosten für die Kinderbetreuung 

und die Tagesbetreuung vom Land zu tragen. Die Gemeinden haben dem Land 56 v.H. der 

Kosten für die Tagesbetreuung zu ersetzen. 

Derzeit werden 2.174 Kleinkinder in Kindertagesstätten betreut und 569 Kleinkinder bei 

Tagesmüttern. Die Betreuungsquote der unter 3jährigen beträgt in Kärnten 15,3 %, somit ist 

Kärnten im Bundesländervergleich an 6. Stelle. Aufgrund der Ausbauoffensive in diesem 

Bereich, die zum Teil mit Bundesmittel (15a-Vereinbarung) gefördert werden, ist auch 2013 

ein entsprechender Landesanteil durch die Kofinanzierung erforderlich. 

Im LVA 2013 sind bei gegenst. VA 24015 ĂKinderbetreuungseinrichtungenñ ú 14.560.000,-- 

dotiert. 

 

Der Bund gewährte den Ländern für den Ausbau des institutionellen Kinderbetreuungs-

angebots und für die Finanzierung der Maßnahmen zur sprachlichen Frühförderung in den 

Jahren 2008 bis 2011 jährlich Zweckzuschüsse. Diese Vereinbarung wurde bis 2013 

verlªngert und belªuft sich der Anteil des Landes Kªrnten auf jªhrlich ú 1,194.900,--. Dieser 

Betrag wurde einnahmenseitig berücksichtigt. 

 

Aufgrund der neuen Art. 15a B-VG Vereinbarung über den Ausbau der ganztägigen 

Schulformen, wonach der Bund ab 2011 pro Kalenderjahr ú 80 Mio. den Ländern als 

Anschubfinanzierung für u.a. infrastrukturelle Maßnahmen im Rahmen der schulischen 

Tagesbetreuung an öffentlichen allgemein bildenden Pflichtschulen, zur Verfügung stellt, 

wurde für 2013 der für Kärnten anteilige Beitrag von rd. ú 2,9 Mio. bei VA 23914 neu 

aufgenommen und lautet damit die ĂNachmittagsbetreuungñ f¿r 2013 auf einen neuen 

Rahmenbetrag von ú 3,7 Mio.    

 

Bei VA 1/24013 ĂKªrntner Kindergartenfondsgesetzñ wird gemªÇ Kªrntner 

Kindergartenfondsgesetz ein Pauschalbetrag von ú 43.000,-- je Gruppe (derzeit 13 Gruppen) 

für die Betreuung des zweisprachigen Kärntner Kindergartenfonds bereitgestellt. Dazu 

kommen Beratungs- und Überprüfungskosten. Im Budget 2013 wurde bei diesem Ansatz eine 

Dotierung von ú 559.000,-- angesetzt.  

 

 

KRANKENANSTALTENFINANZIERUNG 

Der Nettogebarungsabgang für die Landesspitäler sowie das KABEG-Management konnte für 

die Jahre 2011 bis 2012 auf dem Niveau von jeweils ú 230 Mio. gehalten werden.  

Vor dem Hintergrund des vorherrschenden Konsolidierungsdruckes wurde im Juni 2012 mit 

den Verantwortlichen der KABEG ein Budgetkonvent abgehalten. Finanzzielvorgabe dabei 

war, den im zuletzt beschlossenen Budgetprogramm (in der Fassung 2. Änderung) für das 

Jahr 2013 definierten Nettogebarungsabgang von ú 236,88 Mio., oder rd. +3% zum Jahr 2012 

als Vorgabe zu halten oder allenfalls zu senken. Dies auch unter dem Gesichtspunkt, dass im 

Hinblick auf die Besserung der Konjunkturlage vergleichbar den vorangegangenen Jahren mit 

höheren als der Planung zugrunde gelegten Einnahmen über den Kärntner Gesundheitsfonds 

gerechnet werden kann.  
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Durch die mit der gesetzlichen Änderung getroffene neue Konzernstruktur der KABEG, die die 

Zusammenarbeit der Anstalten, eine abgestimmte Leistungsangebotsplanung sowie eine 

gemeinsame Einkaufspolitik ermöglichen und forcieren sollte, sollten durch das Management 

Einsparungspotentiale, insbesondere im administrativen Bereich realisiert werden und damit ï 

trotz gegenteiliger Kosteneffekte aus demographischer Entwicklung und medizinischem 

Fortschritt ï die Konsolidierungsbemühungen des Landes unterstützt werden. 

 

Insbesondere die gegebene Notwendigkeit der Einstellung zusätzlichen Pflegepersonals und 

Schaffung zusätzlicher Ärztestellen brachte es mit sich, dass diese Vorgaben nicht gehalten 

werden konnten und dem Kärntner Landtag der Antrag auf Neufestsetzung des 

Nettogebarungsabganges der KABEG und der Landesspitäler von ú 242 Mio. f¿r 2013, 

unabhängig von der Beschlussfassung des LVA 2013, vorgelegt wurde. Die 

Beschlussfassung durch den Ktn. Landtag erfolgte am 13.12.2012, mit Zl. Ldtgs.Zl.177-73/30.  

Durch die Vorlage des kameralen Rechnungsabschlusses 2012 mit Ende April 2013 mit 

einem außerordentlich positiven Betriebsergebnis, mit welchem sich das Gesamtbild der 

KABEG gegenüber dem Zeitpunkt der Budgetierung in der KABEG und Neufestsetzung des 

Nettogebarungsabganges deutlich geändert hat, ist festzuhalten, dass der 

Nettogebarungsabgang in der vom Landtag beschlossenen Größenordnung von ú 242 Mio. 

heute als überhöht anzusehen ist. Seitens des Finanzreferates wird daher ein  Vorschlag der 

KABEG erwartet, in welcher Höhe der Nettogebarungsabgang 2013 reduziert werden kann. 

Diesbez¿glich wird auch auf die neue 15a Vereinbarung ĂZielsteuerung Gesundheitñ 

verwiesen, wonach im Sinne einer Gesamtzielsteuerung Mehreinnahmen aus dem 

Gesundheitsfond zwangsläufig eine Verringerung der Landesbeiträge zur Folge haben. 

Die Landeszusch¿sse 2013 in der Hºhe von rd. ú 177,49 Mio. orientieren sich vorlªufig am 

beschlossenen NGA von ú 242 Mio.. Die Entwicklung der KABEG soll jedoch wªhrend des 

Jahres beobachtet werden und soll eine allfällige Reduzierung nach Festlegung eines 

realistischen NGA im Zuge eines Nachtragsvoranschlages ins Auge gefasst werden.  

 

Auf Basis dieser neuen 15a Vereinbarung haben sich die Länder zuletzt auf die jährliche 

länderinterne Aufteilung für die Jahre 2012 und 2016 sowie die Festlegung von 

Ausgabenobergrenzen geeinigt. Für Kärnten bewirkt diese Vereinbarung ein zu erreichendes 

Dªmpfungspotential von insgesamt ú 144,5 Mio. in den Jahren 2012 bis 2016. Im Detail 

ergeben sich für die einzelnen Jahre nachstehende definierte Ausgabenobergrenzen (mit 

Ausgabendämpfung): 

 
- Im Jahr 2012 ú 679,67 Mio. 

- Im Jahr 2013 ú 699,58 Mio. 

- Im Jahr 2014 ú 731,78 Mio. 

- Im Jahr 2015 ú 750,59 Mio. und 

- Im Jahr 2016 ú 775,33 Mio. 

 

Aus heutiger Sicht kann für Kärnten festgehalten werden, dass der laut Budgetprogramm des 

Landes anzustrebende Budgetpfad deutlich niedrigere - für die Budgetkonsolidierung des 

Landes unbedingt erforderliche - Ausgabenpfade als diese Vereinbarung vorsieht, festsetzt.   

 

Seit Vorliegen des neu vereinbarten Stabilitätspaktes 2012 müssen auch jene Schulden 

ausgegliederter Einheiten wie u.a. Krankenanstalten berücksichtigt werden. Demnach werden 
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von der Statistik Austria die Schuldenzuwächse der Kärntner Krankenanstalten in die 

Berechnung des Maastrichtergebnisses des Landes und der Kärntner Gemeinden 

miteinbezogen. Die Veränderungen der Finanzschulden der KABEG aus der Investitions-

finanzierung werden nunmehr dem Land Kärnten und jene im Zusammenhang mit der 

Finanzierung des Betriebsabgangsanteiles der Gemeinden (Gemeindeumlagedarlehen) den 

Kärntner Gemeinden zugerechnet.  

 

Aufgrund der Bestimmungen der Kärntner Krankenanstaltenordnung werden 30 % des 

errechneten Netto-Gebarungsabganges (abzüglich der Tilgungsaufwendungen für 

Investitionen) auf die Gemeinden umgelegt. Für das Jahr 2013 errechnet sich auf Basis des 

neuen NGA das von Seiten der Landeskrankenanstalten-Betriebsgesellschaft für den 

Gemeindeanteil mit Haftung des Landes aufzunehmende Darlehen vorerst mit ú 64,510.200, 

wobei eine diesbezügliche Ermächtigung der Landesregierung zur Haftungsübernahme vom 

Landtag im Rahmen der Zustimmungen und Ermächtigungen zum LVA 2013 erteilt werden 

soll. Die daraus erwachsende Gemeindebelastung für die Kapitalbeschaffungskosten 

(Annuitätendienst, Zwischenfinanzierungskosten und allfällige Nebengebühren) schlägt sich 

im Jahr 2013 unter Ber¿cksichtigung der bereits aufgenommenen Darlehen mit ú 62,000.000,-

- zu Buche und gelangt einnahmenseitig bei VA 56211 ĂBetriebsabgangsdeckung - 

Gemeindenñ und ausgabenseitig ab 2013 bei VA 56114 ĂKabegñ zur Verrechnung (bis 2012 

erfolgte die Verbuchung bei VA 85900 ĂKrankenanstalten-Betriebsgesellschaftñ).  

 

Der nach Abzug der Gemeindeleistung von Seiten des Landes abzudeckende Anteil am 

Netto-Gebarungsabgang wird durch einen Zuschuss des Landes zum Betriebsabgang der 

KABEG bedeckt. Für das Jahr 2013 beläuft sich der Rahmenbetrag auf ú 177,489.800,-- und 

ist beim Haushaltsansatz VA 56114 ĂDarlehen - KABEGñ entsprechend ausgewiesen. Ab 

2013 wird gemªÇ der neuen 15a Vereinbarung ĂZielsteuerung Gesundheitñ und der 

unterschiedlichen Beurteilung hinsichtlich der Leistung von Betriebszuschüssen und 

Zuschüssen für Investitionen bzw. den Investitionsschuldendienst erstmals der 

Landeszuschuss differenziert nach Post 7670.020 ĂLandeszuschuss - Betriebñ mit 

ú 138,509.800,- sowie Post 7670.021 ĂLandeszuschuss ï Investitionenñ  mit dem maximal laut 

Investitionsfinanzierungsvertrag vom Land zu leistenden  Zuschuss zum 

Investitionsschuldendienst in der Hºhe von ú 38,980.000 abgebildet. 

 

Die Ktn. Gemeinden wurden durch die Umstellung der Krankenanstaltenfinanzierung in den 

letzten Jahren hinsichtlich ihrer tatsächlich zu leistenden Beiträge deutlich entlastet. Auch 

2013 liegen die von ihnen zu tragenden Schuldendienstkosten für Gemeindedarlehen mit 

ú 62,000.000,-- um rd. ú 2,5 Mio. noch knapp unter dem zu leistenden 30%-Anteil von 

ú 64,510.200,--. Es ist zum jetzigen Zeitpunkt davon auszugehen, dass die rechtlichen 

Bestimmungen hinsichtlich der Deckelung der Gemeindebeiträge zur Krankenanstalten-

finanzierung gemäß § 68 Kärntner Krankenanstaltenordnung 1999 ï K-KAO erstmals im Jahr 

2015 wirksam werden. Der über die Deckelung der Gemeinden kraft Gesetzes 

hinausgehende Betrag ist vom Land abzudecken. Sollte es, wie oben erwähnt, zu einer 

Nachjustierung bzw. Reduktion des NGA von ú 242 Mio. kommen, wird auch die Aufteilung 

zwischen Landeszuschuss und Gemeindeanteil neu zu berechnen sein und ist nicht 

auszuschließen, dass sodann die Deckelung der Gemeindebeiträge bereits 2013 zum Tragen 

kommt.  
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Die Nettobelastung des Landes aus der Krankenanstaltenfinanzierung für alle 

Fondskrankenanstalten inkl. Beiträge für die Schulen (inkl. FH-Studiengänge) bewegt sich für 

2013 auf rd. ú 237,3 Mio. 2012 betrug diese im Vergleich ú 227,8 Mio., was einer rel. 

Steigerung von +4,2% entspricht. Die tatsächlichen Leistungen der Gemeinden betragen 2013 

rd. ú 81,0 Mio. Im Vergleich zu 2012 mit ú 76,5 Mio. entspricht dies einer rel. Steigerung von 

+5,9%. Die Steigerung bei den Gemeinden ergibt sich durch die praktizierte 

Finanzierungsform. Die Gemeinden leisten ï wie zuvor ausgeführt - lediglich den laufenden 

Annuitätendienst, welcher naturgemäß jährlich aufgrund der neu zugezählten Darlehen 

ansteigt und nicht die tatsächlich zu leistenden Beiträge.  

 

Nachdem die Überführung bzw. Eingliederung der medizinisch-technischen Akademien und 

der Hebammenakademie des Landes in die Fachhochschule (FH-Bakkalaureats-

studiengänge) mit dem Studienjahr 2010/2011 startete, wurde die erforderliche 

Umstrukturierung der Budgetplanung beim Ausbildungszentrum für 2011 vorgenommen. 

Gleichzeitig wird beim Ansatz 1/28012 ĂFachhochschulenñ die daf¿r eingerichtete Post 

ĂLandesbeitrag zum Betriebsaufwand MTD ï Hebammenñ f¿r 2013 mit ú 3,495.000,- dotiert. 

Die von der FH anteilig zu leistenden Personal-, Betriebs- bzw. Mietkosten werden beim neu 

eingerichteten Ansatz VA 54311 ĂAusbildungszentrum f. Gesundheitsberufe FH-Lehrgangñ auf 

der Einnahmenseite verrechnet.  

 

Zur Investitionsfinanzierung im Krankenanstaltenbereich ist festzustellen, dass für die Jahre 

2010 bis 2014 ein Investitionsfinanzierungsvertrag erstellt, welcher vom Landtag mit 

27.5.2010 beschlossen wurde. Größtes Gewicht wurde dabei der Ausfinanzierung des 

GroÇprojektes ĂKlinikum Klagenfurt a.W. (LKH Klagenfurt-Neu) für die Folgejahre 2010 sowie 

2011 beigemessen. Gemäß Beschluss haftet das Land demnach für Kreditaufnahmen der 

KABEG zur Aufbringung ihrer Mittel zur Finanzierung des Investitionshaushaltes im 

maximalen AusmaÇ von ú 70,0 Mio. im Jahr 2010, von ú 30,0 Mio. im Jahr 2011 sowie je 

ú 20,0 Mio. in den Jahren 2012 ï 2014, und ist damit sichergestellt, das nach der 

Ausfinanzierung des Großbauprojektes Klinikum Klagenfurt a. W. 2011 die Dotierungsgrößen 

im Investitionsprogramm wiederum deutlich auf die Größenordnungen wie sie vor dem 

Neubauprojekt bestanden haben, zurückgeführt werden.  

 

Im Rahmen des Beitrages des Landes zum Nettogebarungsabgang der Krankenanstalten 

wird auf Grund dieses Vertrages im Jahr 2013 ein Beitrag Schuldendienst von rd. ú 39 Mio. zu 

den Schuldendienstkosten aus der Investitionsfinanzierung geleistet. Dieser wird erstmals im 

LVA 2013 unter einer gesonderten Post ausgewiesen. 

 

Die Ausgaben für Annuitätenaufwändungen der KABEG aus den bisherigen Liegenschaftsan-

kªufen sind im LVA 2013 mit rd. ú 23,3 Mio. veranschlagt. 

 

 

LANDESIMMOBILIENGESELLSCHAFT KÄRNTEN GMBH 

Mit der Übertragung der weiterhin als Amtsgebäude bzw. Schulen oder sonstige 

Landeseinrichtungen genutzten Gebäuden an die Landesimmobiliengesellschaft werden auf 
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den verschiedensten Voranschlagsansätzen bei den jeweils betroffenen bewirtschaftenden 

Abteilungen im Landesvoranschlag 2013 Miet- und Pachtzinse mit Gesamtaufwendungen im 

AusmaÇ von insgesamt ú 19.632.300,-- (Post 7030) angenommen. 

Der Voranschlagsbetrag begründete sich vornehmlich auf bereits eingelangte Mietvorschrei-

bungen durch die LIG. 

 

Eine wesentliche Änderung im Bereich der Mieten ergibt sich aus der Umstellung auf ein 

neues Mietmodell im Jahr 2013, welches mit Zahl 02-FINL-8009/34-2012 von der 

Landesregierung beschlossen wurde. 

Ziel des neuen Mietenmodells (NMM) ist es, jene Mieten, welche bei Fortschreibung der 

bisherigen Praxis in Zukunft zu Ăunangemessenenñ Miethºhen f¿hren w¿rden, auf 

angemessene Miethöhen anzupassen. Damit soll für beide Seiten eine sachgerechte, 

akzeptable und faire Lösung erzielt werden, wie sie wohl auch unter fremden Dritten ï 

insbesondere wenn ein gegenseitiges starkes Abhängigkeitsverhältnis besteht ï in der Regel  

vereinbart werden würde. 

Trotz aller Vorsicht und gutachterlichen Stellungnahmen wird die letztgültige Akzeptanz der 

steuerlichen Auswirkungen des neuen Mietmodells, erst bei einer entsprechenden 

Betriebsprüfung durch die Finanzbehörden geklärt werden können. 

Unabhängig von einer endgültigen Entscheidung der Finanzbehörde wurde das neue 

Mietenmodell per 1.1.2013 operativ umgesetzt. 

Bei Umsetzung des NMM können bei einer großen Anzahl an Objekten die Mieten, wie bereits 

vorerwähnt gesenkt und damit langfristig das Landesbudget entlastet werden.  

Die Gesamtentlastung liegt derzeit bei rd. ú 1,7 Mio. pro Jahr beginnend f¿r das Jahr 2013.  

Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass für den Fall einer nicht - oder nur Teilanerkennung des 

NMM durch die Finanzbehörde mit einer nicht unbeträchtlichen Nachzahlung an 

Körperschaftsteuer und Umsatzsteuer sowie auch möglichen Säumniszuschlägen zu rechnen 

ist. 

Ebenso hätte diese Entscheidung der Finanzbehörde wohl wieder eine Rückabwicklung des 

neuen Mietmodells sowie eine Wiederauflebung der ehemaligen (ursprünglichen) Mietverträge 

zur Folge. Dies bedeutet, dass für den Fall der Nichtanerkennung des neuen Mietmodells 

durch die Finanzbehörde wegen Verstoßes gegen das Verbot der Einlagenrückgewähr eine 

Nichtigkeit der Verträge zwischen dem Land Kärnten als Gesellschafter der LIG Kraft GmbH-

Gesetz gegeben wäre, womit eine Rückabwicklung durchzuführen und die ersparten Mietzinse 

nachzuzahlen wären.  

 

Darüber hinaus müssen an die LIG Betriebskosten geleistet werden. Im Landesvoranschlag 

2013 werden daf¿r ú 5.589.100,-- (Post 7028) auf verschiedenen Voranschlagsätzen 

veranschlagt.  

 

Aufgrund der Umstellung des Mietmodells sollen ab 2013 die Mieten an die LIG nur noch über 

die Post 7030 abgewickelt werden, welche somit die Mieten aus dem Verkauf und die 

Zusatzmieten ï resultierend aus Umbaumaßnahmen ï beinhaltet.  

 

Nach Vorschlag der LIG sind für das Jahr 2013 fertig zu stellende bzw. neue 

Investitionsvorhaben mit einem Betrag von rd. ú 16,94 Mio. exkl. USt. Gesamtbaukosten ohne 
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Einrichtung geplant. Der Landesanteil davon betrªgt rd. ú 15,81 Mio. und der LIG ï Anteil 

ú 1,14 Mio.  

Im Zuge der Instandhaltungspflicht und Erhaltungs- und Verbesserungsmaßnahmen werden 

seitens der LIG f¿r das Jahr 2013 zusªtzlich ú 5,83 Mio. angenommen. 

 

Größere Bauvorhaben, die entsprechend dem vorgesehenen Bauprogramm begonnen bzw. 

fortgesetzt werden sollen, sind: 

 

 Ê  Bau der TBS Villach Warmbad ú 16,44 Mio. (ohne Grund)  

 Ê Sanierung Amalienhof/Landesgesellschaften ca. ú 5,98 Mio.  

 Ê BH Völkermarkt ï Standortkonzentration ca. ú 1,97 Mio. 

 Ê Konzerthaus Klagenfurt/Konzertsaal ca. ú 2,16 Mio. 

 Ê UVS-Erweiterung ca. ú 1,3 Mio. 

 

 

INVESTITIONSMAßNAHMEN UND INVESTITIONSFÖRDERNDE MAßNAHMEN 

Landesstraßen B und L 

 

Aufgrund der angespannten Budgetsituation war es notwendig, bei fast allen 

Ermessensausgaben, somit auch bei den Investitionsmaßnahmen sowie investitions-

fördernden Maßnahmen des Landes eine Rücknahme des Budgetvolumens gegenüber den 

Vorjahren vorzunehmen. Insgesamt können im Jahr 2013 im Bereich des Straßenbaus 

Investitionen im AusmaÇ von rd. ú 45,68 Mio. (aus dem Budget des Landes stehen hierzu 

ú 45,58 Mio. zur Verfügung; ohne Rücklagenmittel für den Ausbau der B 100) finanziert 

werden. 

 

Ab dem Jahre 2011 fiel im Bereich der Landesstraßen L die Finanzierungsform des 

Forderungseinlösungsmodells gem. § 1422 ABGB weg (2005 ï 2010 jeweils ú 5 Mio.). Zur 

Abdeckung der Aufwendungen aus dieser Finanzierungsform sind im Jahr 2013 im 

Bewirtschaftungsbereich der Abt. 2 - Finanzen, Wirtschaft und Wohnbau - beim VA 1-61015-

8-7023.003 ĂAufwendungen aus Forderungseinlösungsmodell LandesstraÇen Lñ Budgetmittel 

im erforderlichen AusmaÇ von ú 3.325.000,-- veranschlagt. 

 

Das (geplante) Investitionsvolumen aus dem Forderungseinlösemodell für das Bauvorhaben 

ĂB 78 Obdacher BundesstraÇe - Umfahrung Bad St. Leonhard - war für das Jahr 2013 mit 

ú 500.000,-- bemessen. Tatsächlich eingelöst werden über diese Finanzierungsform jedoch 

nur ú 100.064,-- (Begleichung vorletzter Rate). 

Laut den Durchführungsbestimmungen 2011 könnte überdies das Einsparungsvolumen des 

Straßenbauvorhabens B 82 Seebergstraße (Umfahrung Völkermarkt) in der Höhe von 

ú 3,78 Mio. für die Umfahrung Bad. St. Leonhard herangezogen werden. Aus der nunmehr 

vorliegenden Endabrechnung ist allerdings ersichtlich, dass lediglich ein Betrag in der 

GrºÇenordnung von ca. ú 575.500,-- für die Ausfinanzierung dieses Projektes benötigt wird. 
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Aus Kostenüberlegungen wird für die Begleichung dieses Restbetrages im Rahmen des 

Straßenbaubudgets im LVA-Entwurf 2013 Vorsorge getroffen. 

Die Schuldendienstkosten aus dem Forderungseinlösemodell Bad St. Leonhard belaufen sich  

in diesem Jahr auf ú 3,16 Mio. und sind beim VA 1-61015-8-7023.002 ĂAufwendungen aus 

Forderungseinlºsungsmodellñ budgetiert. 

 

Das Bauvorhaben ĂUmfahrung Vºlkermarktñ wurde im Jahre 2010 abgeschlossen. Die 

Schuldendienstkosten für das Jahr 2013 wurden dafür ebenfalls beim VA 1-61015-8-7023.002 

iHv ú 4,92 Mio. angesetzt. 

 

Durch eine verfahrensbedingte mehrjährige Verzögerung des Ausbaues der B 100, die mit 

Sondermitteln des Bundes gem. ZweckzuschussG 2001 finanziert wird - letzte Rate des 

Bundes im Jahr 2010 iHv ú 160.000,-- - wurden in das Jahr 2013 rd. ú 9,46 Mio. übertragen 

und stehen somit beim VA 61017 ĂLandesstraßen B ï Sonderfinanzierungñ zusªtzlich zur 

Dotierungsgröße des Jahres 2013 als Rücklage zur Verfügung. 

 

Besonders zu erwähnen ist der Umstand, dass der Sektor des Straßenbaus jenen wenigen 

Bereichen zuzuordnen ist, welche keine Budgetkürzungen 2013 zu verzeichnen haben. 

Stattdessen wurden - einschließlich der oben angeführten Aufwendungen im Zusammenhang 

mit der Umfahrung Bad St. Leonhard - für weitere Impulse in der Straßenbauwirtschaft (z.B. 

Lieserschlucht) zusätzliche Finanzmittel im Wege des Normalbudgets im AusmaÇ von ú 3,13 

Mio. - gegenüber dem LVA 2012 - zur Verfügung gestellt. 

 

Die näheren Details zu den beabsichtigen Bauvorhaben im Straßenbau können der 

entsprechenden Anlage zum II. Teil des LVA-2013 entnommen werden. 

 

  



- 62 - 

 

STRASSENBAU 

Straßen-, Schienen- und Luftverkehr 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ländliches Wegenetz 

 

Gegenüber dem LVA im Jahre 2012 wurde im Landesvoranschlag 2013 im Bereich des 

ĂLändlichen Wegenetzesñ die Dotierung des Ausgabenansatzes 1-71016-5 ĂFºrderung 

Lªndliches Wegenetzñ um rd. ú 0,1 Mio. auf ú 6,6 Mio. erhºht.  

 

Weiters ist einnahmenseitig ein Betrag von ú 484.500,-- beim VA 2-71016-0-2471 ĂFºrderung 

ländliches Wegenetz ï Darlehen nat¿rliche Personenñ zweckgebunden für die Rückzahlung 
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von Darlehen, die im Zuge des Konjunkturbelebungs-Sonderprogrammes im Jahre 2001 an 

Weggenossenschaften aus Mitteln des Verkaufes der Wohnbauförderungsdarlehen gewährt 

wurden, zu berücksichtigen. 2013 ist dieser Betrag letztmalig zu budgetieren. 
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Energieförderung 

 

Energieförderungsmittel stehen im Jahre 2013 im Ausmaß von ú 7.219.000,-- zur Verfügung, 

was einer Steigerung der Ausgabendotation gegenüber dem Haushaltsjahr 2012 von 

rd. ú 182.600,-- entspricht. Allerdings stehen im Jahre 2013 keine zusätzlichen Kreditreste aus 

Vorjahren oder Sondermittel wie im Jahre 2012 zur Verfügung. 

 

Das Land Kärnten wird weiterhin bemüht sein, das ambitionierte Ziel die Kärntner 

Energiepolitik im Sinne der Kärntner Landesenergieleitlinien 2007 - 2015 zu verfolgen und den 

Energieeinsatz weiterhin zu senken, indem sie einen Anreiz zur Nutzung der heimischen 

Erneuerbaren Energie schafft und deshalb für die notwendige Infrastruktur dementsprechend 

auch Fördermittel zur Verfügung stellt. Auch in den nächsten Jahren wird die Energiepolitik - 

vorwiegend richtungsweisend durch das Kyoto Protokoll und den damit verbundenen EU-

Bestimmungen - ein zentrales Thema der Budgetpolitik darstellen.  

 

Den Schwerpunkt der Energieförderung bildet - wie alljährlich - neben der Förderung der 

Errichtung und Erweiterung von Nahwärmeversorgungsanlagen, die Biomassefern-

wärmeförderung sowie die Förderung von thermischen Solaranlagen, wobei für 

Fernwärmeanschlussförderungen im Rahmen der Sonderbedarfszuweisungen an Gemeinden 

gesondert ein Betrag von ú 0,6 Mio. dotiert wurde.  
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Wasserbau 

 

Im Zusammenhang mit der gegebenen Anforderung nach deutlich höheren Mittel für die 

Realisierung anstehender Projekte im Bereich der Abwasserentsorgung bzw. 

Wasserversorgung in den Kärntner Gemeinden wurde mit Beginn des Jahres 2005 die 

Einrichtung eines Landesfonds für die Kärntner Siedlungswasserwirtschaft geschaffen. Zu 

diesem Zwecke hat der Kärntner Landtag bereits mit Gesetz vom 16. Dezember 2004 (LGBl. 

Nr. 15/2005) einen Fonds zur Förderung von Maßnahmen der Siedlungswirtschaft (Kärntner 

Wasserwirtschaftsfondsgesetz ï K-WWFG) eingerichtet. Der Kärntner Wasserwirt-

schaftsfonds soll im Wege der Aufnahme von Fremdmittel am Kapitalmarkt in die Lage 

versetzt werden, in den kommenden Jahren die anstehenden Investitionsvorhaben in den 

Kärntner Gemeinden annähernd fristenkonform finanzieren zu können.  

 

So ist für das Jahr 2013 vorgesehen, dass von Seiten des Fonds, entsprechend seinem 

Auszahlungsbedarf Darlehensaufnahmen bei der ÖBFA in der Höhe von insgesamt ca. ú 10 

Mio. getätigt werden. An Förderzusagevolumen 2013 wurde ein Betrag von ú 8 Mio. f¿r den 

Fonds vereinbart. Die Darlehensaufnahmen durch den Fonds werden so gestaltet, dass sie in 

der Folge zur Gänze von Seiten der Förderungswerber (Gemeinden, Wasser- und Abwasser-

verbände und Sonstige) rückgezahlt werden. Von Seiten des Landes wird in den nächsten 

Jahren der Zinsaufwand aus den Darlehensaufnahmen abzudecken sein. Dafür wird im LVA 

2013 ein Präliminare im Ausmaß von ú 3,15 Mio. aufgenommen.  

 

Anzuführen ist, dass im Zuge der Budgetgespräche vereinbart wurde, einen etwaigen über die 

Dotierung im LVA 2013 hinausgehenden Mehrbedarf im Bereich des Ansatzes 63311 Schutz- 

und Regulierbauten im Jahr 2013 unter der Prämisse der anteiligen Bereitstellung von 

zusätzlichen Bundesmitteln gesondert durch überplanmäßige Zuführungen während des 

Haushaltsjahres (eventuell Nachtragsvoranschlag bzw. zusätzliche finanzielle Mittel 2014) 

aufbringen zu wollen. 
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INFRASTRUKTURMAßNAHMEN IN DEN KÄRNTNER GEMEINDEN 

Einen wesentlichen Schwerpunkt des vorliegenden Landesvoranschlages 2013 bildet 

wiederum die Unterstützung von Infrastrukturprojekten in Kärntner Gemeinden aus 

Landesmitteln. So stehen im Haushaltsjahr 2013 bei VA 1-94711-5-7305.022 ĂZusch¿sse an 

Gemeinden - Sonderbedarfszuweisungen -, Infrastrukturmaßnahmenñ Fºrdermittel in Hºhe 

von  ú 3,4 Mio. zur Verfügung. Verglichen mit dem Haushaltsjahr 2012 hat sich die Dotierung 

um ú 241.600,-- erhöht. 

 

Das Budget der Sonderbedarfszuweisungen im Haushaltsjahr 2013 beinhaltet ausgabenseitig 

auch die Dotierungen, f¿r das aus Mitteln des Zukunftsfonds geforderte Projekt ĂBurgenbau 

Friesachñ iHv ú 150.000,--. Über diesen Betrag ist eine Kreditsperre verhängt, welche im 

Zeitpunkt der tatsächlichen Anweisung der Mittel durch die Kärntner Landesholding 

aufzuheben sein wird. 

 

Der Bogen der zur Förderung anstehenden Projekte erstreckt sich über Förderungen von 

Vereinen, örtlicher und regionaler touristischer Infrastrukturprojekte, der Mitfinanzierung von 

Veranstaltungseinrichtungen in touristischen Zentren, der Unterstützung von Gewerbe- und 

Betriebsansiedlungen bis hin zur Schaffung von Sport- und Freizeiteinrichtungen in 

verschiedensten Kärntner Gemeinden. Das zugesicherte Fördervolumen der einzelnen 

Vorhaben wird zumeist über mehrere Jahre verteilt den jeweiligen Gemeinden ausbezahlt. So 

sind im Haushaltsjahr 2013 Auszahlungstranchen für Projekte vorgesehen, wie zB für 

folgende Vorhaben: 

 

ĂTherme Bad Bleibergñ iHV ú 500.000,--, ĂErrichtung Schwefelbad Bad St. Leonhardñ 

iHv ú 197.000,--, ĂGurktaler HºhenstraÇeñ iHv ú 196.000,--, ĂJUFA Knappenberg ï ein Dialog 

der Kulturen (H¿ttenberg)ñ iHv ú 491.833,--, ĂPyramidenkogel Keutschachñ iHv ú 500.000,-- Ă 

Schadensersatzleistungen Causa āóóLaura Fradnigóó Klebach-Lind iHv ú 500.000,-- etc. 

 

Bei der Ausgabenposition 7305 026 ĂSonderprogramm zur Stªrkung des lªndlichen Raumesñ 

wurde mit einer Dotierung im AusmaÇ von ú 142.500,--. für Sonderförderungen von 

Energieprojekten in verschiedenen Gemeinden budgetmäßig vorgesorgt. Insgesamt wurden 

bei VA 94711 ĂZusch¿sse an Gemeinden (Sonderbedarfszuweisungen)ñ im Landesvoran-

schlag 2013 Mittel in Hºhe von rd. ú 3,7 Mio. veranschlagt. 

 

Mit Gesetz vom 16. Dezember 2004 (LGBl.Nr. 8/2005) hat der Kärntner Landtag den Kärntner 

Regionalfonds zur Förderung von Maßnahmen der regionalen Verkehrsinfrastruktur als 

revolvierendes Förderinstrument für die Kärntner Gemeinden eingerichtet. Ursprünglicher 

Aufgabenschwerpunkt dieses Fonds war es, die Kärntner Gemeinden bei der Mitfinanzierung 

von überregionalen Radwegen, Beiträgen an das ländliche Wegenetz, 

Straßenbaumaßnahmen im Zusammenhang mit der Errichtung von Kanalisationsanlagen 

oder der Mitfinanzierung von Ortsdurchfahrten zu unterstützen. 

Zusätzlich gelangen Mittel des Regionalfonds für Zwecke der Beseitigung von 

Katastrophenschäden zum Einsatz. Allgemein steht die Ausgestaltung des Fonds als 

revolvierendes Förderungsinstrument im Mittelpunkt. 
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Ab dem Jahre 2012 übernimmt der Kärntner Regionalfonds weiters die Aufgaben des 

Bodenbeschaffungsfonds (siehe hierzu bodenpolitische Maßnahmen lt. § 4 Abs 4    K-RegFG) 

als dessen Rechtsnachfolger. 

 

Die Mittel der Motorbootabgabe (§ 9-K-MBGA, Abs 2) stehen diesem Fonds als 

Finanzierungsgröße zur Verfügung. Insgesamt werden somit 2013 ú 1,75 Mio. an Zuschüssen 

an den Fonds geleistet. Darin enthalten sind einmalige Mehreinnahmen bedingt durch 

Rückzahlungsverpflichtungen im Ausmaß von ú 500.000,--. Das Fördervolumen des Fonds 

selbst soll sich 2013 auf ú 12 Mio. belaufen. 

 

WIRTSCHAFTSFÖRDERUNG, WIRTSCHAFTSENTWICKLUNG UND TOURISMUSWERBUNG 

Der vorliegende Entwurf des Landesvoranschlages 2012 beinhaltet in den Bereichen der 

Wirtschaftsförderung, Wirtschaftsentwicklung und Tourismuswerbung folgende Schwerpunkte: 

 

Zwischen dem Land Kärnten und der Kärntner Landes- und Hypothekenbank Holding wurde 

am 21.1.2011 eine Vereinbarung betreffend die Finanzierung des KWF für die Jahre 2011 bis 

2014  geschlossen. Neben der Sicherstellung der finanziellen Basis des KWF zum Zwecke 

der Fondsverwaltung gemäß § 31 Abs. 1 und § 32 Abs. 1 lit. a KWF-G wurde im Sinne der 

auch gegenüber den ausgegliederten Rechtsträgern im Hinblick auf die Konsolidierung des 

Kärntner Landeshaushaltes bestehenden Vorgaben im Zeitraum 2011 bis 2014 eine Kürzung 

vorgenommen. Dabei wurde, ausgehend vom Basisjahr 2011, eine Reduzierung der 

Ausstattung des Fonds im Ausmaß von 15 % bis zum Ende der Legislaturperiode fixiert. 

 

Für Neuzusagen an Förderungen im Jahre 2013 werden dem KWF rd. ú 24,1 Mio. an 

Darlehensermªchtigung sowie ú 2 Mio. f¿r das Projekt Ausbau Technologiepark Villach zur 

Verfügung stehen. Zusätzlich sollen im Rahmen des Konjunkturbelebungsprogrammes 2009 ï 

2017 nicht genutzte, als gebundene R¿cklage bestehende Mittel von rd. ú 3,4 Mio. für neue 

Projekte eingesetzt werden können. 

 

Für die Finanzierung der Aktivitäten der als Ansiedlungsagentur und Wirtschaftsentwicklungs-

gesellschaft im Lande agierenden, nunmehr im Alleineigentum der KLHd stehenden 

Entwicklungsagentur Kärnten GmbH (EAK), ist wie im Vorjahr eine im Wege von 

Darlehensermächtigungen an den KWF bereitzustellende Mittelausstattung von ú 2 Mio. 

vorgesehen und wurde im LVA 2013 weiters eine aus Landesmitteln aufzubringende direkt an 

die EAK bereitzustellende Basisfinanzierung in Hºhe von ú 828.400,-- dotiert. 

Die im LVA 2013 beim KWF budgetierten Ausgaben zur Refinanzierung des Annuitäten-

dienstes des KWF betragen ú 21.525.200,--, wovon auf den Ersatz der Tilgungsquote 

ú 17.158.000,-- und auf den Ersatz der Zinsen ú 4.367.200,-- entfallen.  

 

Für die außeruniversitären Forschungszentren CTR Carinthian Tech Research AG, 

Kompetenz Holz GmbH (K-Wood) und Lakeside Labs GmbH werden auf gemäß 

entsprechender Beschlüsse der Kärntner Landesregierung jährliche Basisfinan-zierungen im 

Zeitraum 2012-2014 (bzw. für CTR  bis 2015) geleistet und wurde  im LVA 2013 für die im 
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Jahr 2013 zu bereitzustellenden Landesbeiträge eine Dotierung in Höhe von insgesamt 

ú 1.073.000,-- aufgenommen. 

 

Für den im Jahr 2012 in der BABEG-Kärntner Betriebsansiedlungs- und Beteiligungs GmbH 

zur Bereitstellung von Eigenkapital an wachstumsorientierte und wachstums-kräftige KMU in 

Weiterentwicklung des ĂBABEG-Zukunftsfondsñ neu eingerichteten ĂVenture Fondsñ werden 

zur teilweisen Finanzierung des geplanten Gesamtvolumens von  ú 18,5 Mio. Landesmittel in  

 

Hºhe von insgesamt ú 4 Mio. (ú 3,5 Mio. Budgetmittel des Landes, ú 0,5 Mio. 

ĂSondervermºgen Zukunft Kªrntenñ der KLHd) gewªhrt, wovon f¿r ú 2 Mio. im Jahr 2012 

Vorsorge getroffen wurde und ein Betrag in Hºhe von ú 1 Mio. 2013 und ein Betrag in Höhe 

von  ú 0,5 Mio. im Jahr 2014 dotiert werden. 

 

Weiters wurde im LVA 2013 zur Finanzierung der Leasingraten und des Betriebsabganges 

der Wºrtherseeb¿hne eine Dotierung in Hºhe von ú 500.000,-- aufgenommen.  

 

Im Hinblick auf die im Jahr 2009 zwischen dem Land Kärnten und der Kärntner Landesholding 

geschlossene Finanzierungsvereinbarung für die Jahre 2010 bis 2014 wurde für die vom Land 

Kärnten im Jahr 2013 zu leistenden Basisfinanzierungen  für die an die KLHd übertragenen 

Gesellschaften wie folgt Vorsorge getroffen:  

 

Für die Etablierung neuer und Erhaltung bestehender Fluglinien durch die Low Cost Carrier 

Air Berlin/Germanwings und Ryanair bzw. zur Abdeckung von damit im Zusammenhang 

stehenden Marketingkosten der Kärntner Flughafenbetriebsgesellschaft mbH bzw. 

Destinationsmanagement GmbH wurde für 2013 ein Landesbeitrag in Hºhe von ú 640.000,-- 

in Ansatz gebracht. 

 

Im Bereich der Tourismuswerbung wurde unter Berücksichtigung des nunmehr bestehenden 

gesetzlichen Anspruches nach dem Kärntner Tourismusgesetz für die Kärnten Werbung 

Marketing & Innovationsmanagement GmbH für das Jahr 2013 ein Landesbeitrag in Höhe von 

ú 9.950.000,-- dotiert.   

 

Des Weiteren wurde im Zusammenhang mit dem von der Kärntner Landesregierung am 

23.10.2007 beschlossenen Mezzaninkapital-Finanzierungsmodell, abzuwickeln im Wege der 

Kärnten Tourismusholding GmbH, mit einer Gesamtdotierung von ú 25 Mio. zur Finanzierung 

von dynamischen, innovativen, touristischen Wachstumsprojekten im LVA 2013 eine 

Dotierung in Hºhe von ú 945.500,-- in Ansatz gebracht und sollen für diese Zwecke weitere 

Restmittel aus der Kreditübertragung 2012/2013 zur Verfügung gestellt werde. 

 

Im Bereich der Landesbeteiligungen wurde bei der Kärntner Energieholding Beteiligungs 

GmbH (KEH) die erwartete auf den Geschäftsanteil des Landes entfallende Dividende 

einschließlich des zusätzlichen Dividendenanspruchs des Landes im Ausmaß von 9/12 der 

Dividende am verkauften KELAG-Anteil der KEH von 12,85% aus dem Geschäftsjahr 2012 in 

Hºhe von insgesamt ú 9,067.800,--  sowie die dem Land im Jahr 2013 zufließende 

Sonderdividende in Hºhe von ú 98 Mio. aus dem Verkauf von KELAG Anteilen der KEH 

dotiert und gleichzeitig die aus ggst. Verkaufserlös zu erwartende Sonderdividende der KEH 
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in Hºhe von ú 98 Mio. zum ausschließlichen Zweck der Abdeckung von Altschulden des 

Landes einer Tilgungsrücklage (VA 91211) zugeführt.   

 

 

WOHNBAUFÖRDERUNG  

Im LVA 2013 wurde der Ausgabenbedarf für Wohnbauförderungszwecke mit insgesamt 

ú 144,14 Mio eingestellt. Dies bedeutet gegenüber dem Präliminare des Vorjahres (2012 

ú 147,14 Mio) eine Ausgabenminderung um ú 3,0 Mio.  

Die Ausgabenminderung resultiert im Wesentlichen aus der für 2013 und 2014 vorgesehenen 

Kürzung von Wohnbauförderungsmitteln für Zwecke der Mittelverstärkung im Bereich 

ĂSozialbaudarlehenñ im AusmaÇ von ú 4,4 Mio und ú 4,95 Mio, wobei eine R¿ckf¿hrung dieser 

Mittel bereits im Budgetprogramm 2015 und 2016 berücksichtigt ist. Der Ausgabenminderung 

stehen allerdings auch Mehreinnahmen aus Darlehensrückflüssen gegenüber. Erwartet wird 

auch  eine Mittelersparnis bei den Ausgaben für Darlehen an natürliche Personen, da auch im 

Haushaltsjahr 2013 mit einem weiteren Rückgang im Bereich der Eigenheimanträge 

gerechnet werden muss.  

Einnahmenseitig berücksichtigt der Entwurf des Landesvoranschlages 2013 Rückflüsse aus 

Wohnbaufºrderungsdarlehen in Hºhe von ú 33,4 Mio (LVA 2012 ú 33,4 Mio). 

 

Schwerpunktmäßig werden die Wohnbauförderungsmittel im mehrgeschossigen Wohnbau 

gemeinnütziger Wohnbauträger/Gemeinden eingesetzt und betreffen die Realisierung von 

Bauvorhaben aus den Wohnbauprogrammen 2011 ï 2013 mit der vorgesehenen Errichtung 

von rd. 800 Wohnungen im geförderten bzw. kommunalen Wohnbau und weiters die 

Ausfinanzierung laufender Bauvorhaben. Mit diesem Schwerpunkt wird dem Grundbedürfnis 

des Menschen nach leistbarem und adäquatem Wohnraum Rechnung getragen. 

 

Ergänzt wird die Objektförderung durch die Gewährung von Wohnbeihilfen an sozial 

schwache Personen zur Unterstützung von Mieten und Betriebskosten in geförderten und 

nicht geförderten Mietwohnungen. Für den erhöhten Ausgabenbedarf zur Finanzierung der ab 

1.1.2013 wirksam gewordenen Betriebskostenerhöhung  gemäß der Änderung der Wohnbau-

förderungsgesetz-Durchführungsverordnung, LGBl.Nr. 123/2012, stehen nicht verbrauchte 

Mittel des Vorjahres (KÜ 2012/2013) zur Verfügung. 

 

Einen weiteren Schwerpunkt bildet die Sanierungsförderung, die insbesondere im Hinblick auf 

die Vorgaben der Artikel 15 a B-VG Vereinbarung zwischen den Bund und den Ländern u.a. 

zum Zwecke der Reduktion des Treibhausgase einen besonderen Anreiz für energetische 

Sanierungsmaßnahmen an Wohngebäuden bietet.  
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PERSONAL UND PENSIONEN 
 
Einleitende Ausführungen 
 

Die Aufschlüsselung der einzelnen Sammelnachweise, gegliedert nach Voranschlagsansätzen 

und Positionen ist den Zusammenstellungen des Personalaufwandes im Landesvoranschlag 

2013 zu entnehmen. 

 

Bei der Dotierung des Personalaufwandes im Haushaltsjahr 2013 im Bereich der 

Sammelnachweise von der ĂHoheits- und Wirtschaftsverwaltungñ bis zu den ĂSonstigen 

Personalaufwendungenñ ist eine Erhºhung der Personalausgaben gegen¿ber dem 

Landesvoranschlag 2012 im AusmaÇ + ú 1.826.300,00 bzw. von + 0,88 % gegeben.  

  

Gegenüber dem Rechnungsergebnis 2012 ergibt sich zum Landesvoranschlag 2013 (ohne 

Landeslehrer) eine Steigerung von rd. + ú 1,02 Mio. bzw. rd. + 0,49 %. Bei der Festsetzung 

der Veranschlagung für das Jahr 2013 wurden bereits bekannte bzw. einschätzbare 

Mehraufwendungen berücksichtigt, u.a. bedingt durch Nachbesetzungen bzw. 

Neueinstellungen in Abteilungen, Dienststellen und in den Landtagsklubs sowie der nach dem 

Regierungswechsel anstelle eines Ausscheidens aus dem Landesdienst erfolgten 

Weiterbeschäftigung von Bediensteten der ehemaligen Regierungsmitglieder und Einstellung 

von neuen Bediensteten in den Regierungsbüros, durch Übernahme von Bediensteten 

(Musikschullehrer) einer Personalleasingfirma in den Landesdienst, durch Zahlung der 

Anrechnungsbeträge gem. Bezügegesetz, durch Mehraufwendungen im Bereich der 

Pensionen sowie für qualitative Bezugserhöhungen.  

  

Bei der gegen¿ber 2012 im Landesvoranschlag 2013 um rd. + ú 1,83 Mio. bzw. + 0,88 % 

höheren Dotierung des Personalaufwandes der ĂAllgemeinen Verwaltungñ verªndern sich 

gegenüber dem Landesvoranschlag 2012 der nunmehr gesondert dargestellte 

LVA 2011 LRA 2011 LVA 2012 LRA 2012 LVA 2013

48011   Wohn- und Siedlungsfonds des Landes 100 0 100 0 100

48112  Wohnungsbau für Landarbeiter 90.300 90.300 90.300 85.785 85.700

48113  Wohnbau-Sonderprogramm 255.000 135.636 153.000 130.526 80.000

48211  Darlehen, Wohnbauhilfen, Wohnbeihilfen 108.838.200 104.293.306 104.297.700 106.192.522 98.771.800

48212  Forderungsverkäufe-Bevorschussungen 200 0 0 75.621 0

48213  Allgemeine Wohnbeihilfen 10.299.900 10.751.723 11.500.000 13.160.103 11.800.000

48311  Förd. n.d. Wohnhaussan.Gesetz 27.200.000 28.665.538 31.100.000 30.645.725 33.400.000

SUMME 146.683.700 143.936.502 147.141.100 150.290.282 144.137.600

+3.204.598 +3.149.182 -6.152.682

+2,23% +2,14%  -4,09%

 -2,04%

-3.003.500

 -1,87%

W O H N B A U F Ö R D E R U N G

-2.747.198
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Personalaufwand des LRH, bedingt durch eine Erhöhung der Dienstposten um drei Personen 

um rd. + ú 0,14 Mio. oder 13,78 %, der Bereich ĂHoheits- und Wirtschaftsverwaltungñ mit einer 

Erhºhung um rund + ú 1,97 Mio. bzw. + 1,61 %, der Bereich ĂMusiklehrerñ um rd. + ú 0,87 

Mio. bzw. + 2,8 % sowie die ĂSonstigen Personalaufwendungenñ um + ú 287.800,00 bzw. + 

6,27 %. Eine Verringerung der Ausgaben gegenüber der Veranschlagung 2012 ergeben sich 

in den Bereichen ĂBetriebe und Anstaltenñ um rd. - ú 0,88 Mio. bzw. ï 2,46 %, ĂLKH/Land 

(ABZ)ñ um - ú 218.800,00 bzw. ï 7,91 % sowie bei den ĂRefundierungenñ um rd. - ú 0,34 Mio. 

bzw. ï 3,41 %.  

 

Bezüglich des vorliegenden Stellenplanes 2013 der Verwaltung wird festgehalten, dass sich 

gegenüber dem Stellenplan 2012 Veränderungen dahingehend ergeben als im Stellenplan 

2013 um insgesamt + 133 bzw. um + 3,67 % mehr Planstellen 

(Vollbeschäftigungsäquivalente) als 2012 aufscheinen. Dazu darf angemerkt werden, dass 

diese Planstellenaufstockungen ¿berwiegend im Bereich der ĂHoheits- und Wirtschafts-

verwaltungñ (inkl. LRH) mit + 134 zusätzlichen Planstellen gegeben ist. Darin ist lt. den 

Erläuterungen der Fachabteilung zum Stellenplan 2013 u.a. die Vorsorge für die Übernahme 

von 80 in sog. Ălandesnahen Vereinen und Institutionenñ beschªftigten MitarbeiterInnen sowie 

für die bedingt durch die Neuzusammensetzung der Kärntner Landtages notwendige 

Aufstockung der Bediensteten in den Landtagsklubs und das Büro der 

Interessensgemeinschaft um 18 Bedienstete getroffen. Dabei soll die Übernahme der 80 

Bediensteten der Vereine und Institutionen weitestgehend keine budgeterhöhende Wirkung 

entfalten, da damit die als Sachaufwand an diese Einrichtungen bisher geleisteten Mittel im 

Gegenzug nicht mehr zum Tragen kommen würden. Weitere Erhöhungen bei den Planstellen 

verzeichnen die ĂMusiklehrerñ um + 15, bedingt durch die Übernahme der bisher über eine 

Personalleasingfirma tätigen Fachkräfte in den Landesdienst. Weiters kommt es im 

Sammelnachweis ĂAnstalten, Betrieben und Dienststellenñ zu einer Erhöhung um + 6 

Planstellen sowie bei den ĂKranken-, Heil- und Pflegeanstaltenñ (Medizinisch technischen 

Akademien/ Gesundheits- und Krankenpflegeschulen) um 1 Planstelle. Hingegen gibt es bei 

den ĂPersonal¿berlassungenñ (d. s. die sog. ĂRefundierungenñ) einen R¿ckgang um - 23 

Planstellen.  

 

 

Im Bereich der Lehrer mit FAG wird im Landesvoranschlag 2013 eine Erhöhung von rd. + 

ú 9,4 Mio. bzw. + 3,34 % ausgewiesen. Dieser Mehraufwand ist u.a. dadurch begründet, dass 

ab dem 1.1.2013 im Bereich der Landeslehrer an allgemeinbildendenden Pflichtschulen 

Dienstgeberbeiträge für den Pensionsbeitrag gem. § 22 b Abs. 2 GehG im Landeshaushalt 

aufzunehmen waren, die einnahmenseitig vom Bund mit dem Kostenersatz gem. FAG 

wiederum refundiert werden. Es handelt sich dabei somit um eine verrechnungstechnisch 

kostenneutrale Darstellung. Der seitens des Landes Kärnten zu tragende Überhang wird im 

gegenstªndlichen Landesvoranschlag 2013 mit rd. ú 14,1 Mio. angenommen. Im 

Rechnungsabschluss 2012 hatte das Land Kªrnten eine Kostenbelastung von rd. ú 11,9 Mio. 

zu tragen (siehe dazu die u.a. Ausf¿hrungen zu Ă05 Landeslehrer mit FAG). 

 

Bei den ĂPensionen der allgemeinen Verwaltungñ wird f¿r das Haushaltsjahr 2013 gegen¿ber 

dem Landesvoranschlag 2012 eine Erhöhung von + 1,32 % bzw. von rd. + ú 0,87 Mio. 

angesetzt. Gegenüber dem Rechnungsergebnis 2012 erhöht sich der Pensionsaufwand im 
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Bereich der allgemeinen Verwaltung um rd. + ú 0,94 Mio. bzw. rd. + 1,42 %. Die refundierten 

Pensionen der LKH-Bediensteten erhöhen sich gegenüber dem Landesvoranschlag 2012 um 

+ ú 79.300,00 bzw. + 0,77 %. Die vom Bund getragenen Pensionen der Lehrer mit FAG 

nehmen gegenüber 2012 um + ú 10,68 Mio. bzw. + 7,77 % zu. 

 

 

 

Im Bereich der ĂEntgelte f¿r Lehrlingeñ sind im laufenden Haushaltsjahr zwischen 70 und 85 

Lehrlinge (2012: 73 Lehrlinge mit Stichtag 30.5.2012) beim ĂAmt der Landesregierungñ 

beschäftigt. Zur Abdeckung der anfallenden Personalaufwendungen im Rahmen des Landes-

voranschlages 2013 wird mit einer Dotierung in Hºhe von ú 856.400,-- (2012: ú 840.400,00) 

bei den ĂEntgelten f¿r Landeslehrlingeñ Vorsorge getroffen.  

 

 

Nachstehend werden die einzelnen Personalsammelnachweise mit den Vergleichswerten des 

Landesvoranschlages 2012 zum Landesvoranschlag 2013 dargestellt. In Prozenten wird der 

Anteil des angegebenen Personalaufwandes im Verhältnis zu den Gesamtausgaben der Jahre 

2012 bzw. 2013 angegeben: 

 

 

              

        

       Anteil o.H. laut Stellenplan 

 

 01 Landesrechnungshof 

 LVA 2012 ú      1.012.800 oder 0,05% für 13 Dienstposten 

 LVA 2013 ú      1.152.400 oder 0,05% für 16 Dienstposten 

 

 01  Hoheits- und Wirtschaftsverwaltung (ohne LRH) 

 

LVA 2012 ú   122.575.000 oder   5,79% für 2.118 Dienstposten 

LVA 2013 ú   124.545.900 oder   5,45% für 2.249 Dienstposten 

 

  Siehe die o.a. Ausführungen.  

 

 

 02  Anstalten, Betriebe und sonstige Dienststellen 

 

LVA 2012 ú  35.668.100 oder   1,67% für 787,00 Dienstposten 

LVA 2013 ú  34.789.900 oder   1,52% für 793,00 Dienstposten 

 

 In diesem Bereich ergibt sich eine Verringerung der Dotierung 2013 gegenüber der 

Budgetierung 2012 um rd. - ú 0,88 Mio. bzw. ï 2,46 % hingegen eine Erhöhung der 

Dienstposten um 6 VBÄ (davon + 5 beim Konzerthaus Klagenfurt).  
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 03  Refundierungen 

  

LVA 2012 ú  10.081.000 oder   0,47% für 190,00 Dienstposten 

LVA 2013 ú    9.737.300 oder   0,43% für 167,00 Dienstposten 

  

 Die ausgewiesene Dotierung 2013 gegenüber der des Haushaltsjahres 2012 wurde um 

rd. ï ú 0,34 Mio. bzw. ï 3,41 % gesenkt. Im Stellenplan 2013 scheint beim 

Sammelnachweis 03 eine Senkung der Dienstposten im Bereich der ĂRefundierungenñ 

von - 23 Planstellen gegen¿ber 2012 auf. Dabei verzeichnet der Bereich ĂErhaltung 

von Autobahnen (ASFINAG)ñ einen Planstellenreduzierung von - 16,0 Dienstposten bei 

einer Ausgabenreduktion von rd. - ú 0,5 Mio.  

 

 

 04  Kranken-, Heil- und Pflegeanstalten (Ausbildungszentren) 

 

LVA 2012 ú   2.765.200 oder   0,13% für 46,00 Dienstposten 

LVA 2013 ú   2.546.400 oder   0,11% für 45,00 Dienstposten 

  

 Im Bereich der Kranken-, Heil- und Pflegeanstalten wurden die Personalausgaben 

gegenüber 2012 um - ú 218.800,00  bzw. ï 7,91 % gesenkt. Die Erhöung der 

Planstellen um insgesamt + 1 Dienstposten erfolgt beim Ausbildungszentrum für 

Gesundheitsberufe Klagenfurt.  

 

 

 05  Landeslehrer mit FAG 

 

LVA 2012 ú 282.020.400 oder 13,32% für 4.974,0 Dienstposten 

LVA 2013 ú 276.415.500 oder 12,14% für 4.669,0 Dienstposten 

 

 Der Personalaufwand der Landeslehrer mit FAG im Haushaltsjahr 2013 erfährt 

gegen¿ber der Dotierung 2012 eine Erhºhung um + 3,34 % oder rd. + ú 9,4 Mio. 

Gegenüber dem Rechnungsergebnis 2012 errechnet sich für das Haushaltsjahr 2013 

eine Steigerung um + 7,1 % oder rd. + ú 19,3 Mio.  

 

Dieser Mehraufwand ist u.a. dadurch begründet, dass ab dem 1.1.2013 im Bereich der 

Landeslehrer an allgemeinbildendenden Pflichtschulen Dienstgeberbeiträge für den 

Pensionsbeitrag gem. § 22 b, Abs. 2 GehG im Landeshaushalt aufzunehmen waren, 

die einnahmenseitig vom Bund mit dem Kostenersatz gem. FAG wiederum refundiert 

werden. Es handelt sich dabei somit um eine verrechnungstechnisch kostenneutrale 

Darstellung. 

Gegenüber dem Rechnungsergebnis 2012 errechnet sich für das Haushaltsjahr 2013 

eine Steigerung um + 7,1 % oder rd. + ú 19,3 Mio.  

 

Gegenüber dem Haushaltsjahr 2012 ist eine Verringerung der Anzahl der 

Lehrerdienstposten um insgesamt - 305 auf 4.669 geplant. Diese Personal-

einsparungen sollen durch die teilweise Nichtnachbesetzung von in den Ruhestand 
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versetzten Lehrern einerseits und durch die Inangriffnahme struktureller Maßnahmen 

andererseits erreicht werden. Es ist allerdings in diesem Zusammenhang festzuhalten, 

dass diese Planstellen der öffentlichen und privaten Volks-, Haupt- und Sonderschulen 

sowie der Polytechnischen Schulen in Kärnten für das Haushaltsjahr 2013 nicht der 

Stellenplanrichtlinie des Bundesministeriums für Unterricht, Kunst und Kultur 

entspricht. Gemäß den geltenden Stellenplanrichtlinien des Bundes und der 

vorliegenden Schülerzahlen für das laufende Schuljahr 2012/2013 werden seitens des 

Bundes nur für 3.701,3 Planstellen an APS-Lehrer Kostenrückersätze gem. FAG 

geleistet werden, wobei dies voraussichtlich das Höchstausmaß inklusive aller 

Vertretungsmaßnahmen (MDL) darstellt. Somit ist gemäß den als vorläufig geltenden 

Planstellendaten von Seiten des Landes Kärnten im Schuljahr 2012/2013 bzw. im 

Haushaltsjahr 2013 mit 398,7 bei den Lehrern an allgemeinbildenden Pflichtschulen 

und von 29 bei den Lehrern an Landwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen, somit 

mit einem Gesamtplanstellenüberhang im Ausmaß von ca. 427,7 (Vorjahr 552) 

Dienstposten zu rechnen. 

 

Bei den Lehrern an Landwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen wird seitens des 

Bundes entgegen den geltenden Rechtsgrundlagen aber abgesichert durch ein 

Verfassungsgerichtshoferkenntnis nur ein gedeckelter Betrag überwiesen, weshalb in 

diesem Bereich eine 50%ige Kostendeckung des Bundes nicht gegeben ist und somit 

ebenso wie bei den Lehrern an allgemeinbildenden Pflichtschulen ein Planstellen-

überhang im Landwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulenbereich vorliegt. In diesem 

Bereich stehen den geplanten Ausgaben von ú 10.215.500,00 Einnahmen in Höhe von 

ú 4.100.00,00 gegen¿ber. Die Mehrausgaben von rd. ú 2,0 Mio. werden zur Hªlfte aus 

Mitteln des Landwirtschaftsreferates in Form von Ausgabeneinsparungen getragen. 

 

Wie auch schon im Jahre 2012 werden die Stellenpläne für das Haushaltsjahr 2013 der 

Lehrer an Ă¥ffentlichen und privaten Volks-, Haupt- und Sonderschulenñ sowie der 

ĂPolytechnischen Lehrgªngeñ, der ĂBerufsschulenñ und ĂLandwirtschaftlichen Berufs- 

und Fachschulenñ in Kªrnten als gesonderte Regierungsvorlagen dem Kªrntner 

Landtag zur Beschlussfassung vorgelegt und näher erläutert werden. 

 

 Der vom Land Kärnten zu tragende Mehraufwand für den Planstellenüberhang bei den 

Lehrern an allgemeinbildenden Pflichtschulen wurde für das Haushaltsjahr 2013 mit rd. 

ú 14,1 Mio. festgelegt. Dies bedeutet gegenüber dem Rechnungsergebnis 2012 mit rd. 

+ ú 11,9 Mio. eine Erhºhung von rd. + ú 2,2 Mio. Seitens der Fachabteilung wird diese 

Erhöhung damit begründet, dass für die Budgeterstellung bei Einschätzung der 

Personalausgaben für die Lehrer vom aktuellen Stand der aktiven Dienstnehmer 

auszugehen ist. Ein nicht unwesentlicher Faktor, der von der Fachabteilung 

berücksichtigt wird, ist, dass der Bund durch den Schülerrückgang gegenüber dem 

Schuljahr 2011/2012 zum Schuljahr 2012/2013 um 79 Dienstnehmer weniger 

genehmigt hat. Durch die bestehende Altersstruktur dürfte 2013 nach Einschätzung der 

Fachabteilung eine weitere Pensionierungswelle (im Rechnungsjahr 2012 erfolgten 

216 Pensionierungen) erfolgen, deren finanzielle Auswirkungen jedoch erst mit dem 

Abschluss des Jahres 2013 sichtbar sein werden. 
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 06  Musiklehrer 

 

LVA 2012 ú  31.019.000 oder   1,45% für 467,00 Dienstposten 

LVA 2013 ú  31.887.700 oder   1,40% für 482,00 Dienstposten 

   

 Bei den Musiklehrern erhºht sich die Dotierung 2013 gegen¿ber 2012 um rd. + ú 0,87 

Mio. bzw. + 2,8 %. Begründet wird der Ausgabenzuwachs mit der Erhöhung um 15 

Planstellen, durch die Übernahme von bisher über Personalleasing beschäftigten 

Lehrern in den Landesdienst. 

 

 

 09  Sonstige Personalaufwendungen 

 

LVA 2012 ú   4.587.300 oder   0,21% für 0,00 Dienstposten 

LVA 2013 ú   4.875.100 oder   0,21% für 0,00 Dienstposten 

  

 Über diesen Sammelnachweis werden im Wesentlichen die Aufwendungen für 

Kollektivvertragsarbeiter des Wasserbauhofes, der landwirtschaftlichen Schulgüter, der 

Agrarbauhöfe und sonstige Vergütungen für im Auftrag des Landes erbrachte 

Leistungen abgerechnet. Die Dotierung 2013 erhöht sich gegenüber dem 

Haushaltsjahr 2012 um + ú 287.800,00 bzw. um + 6,27 %. 

 

 Da es sich bei diesem Personenkreis um zum Teil "ständig", zum anderen um "nicht 

ständig" beschäftigtes Personal handelt, ist eine dienstpostenmäßige Erfassung nicht 

möglich. Die Veranschlagung erfolgt daher nach Erfahrungswerten. 

 

 

 Summe Personalaufwand: 

 

LVA 2012 ú 489.728.800 oder  23,13% für 8.595,00 Dienstposten 

LVA 2013 ú 500.979.000 oder  21,93% für 8.423,00 Dienstposten 

 

 Der Gesamtpersonalaufwand 2013 erfährt gegenüber dem Landesvoranschlag 2012 

eine Erhºhung um + 2,3% oder rd. + ú 11,25. Mio. Gegenüber dem 

Rechnungsergebnis 2011 gibt es eine Erhöhung um rd. + ú 20,3 Mio. bzw. + 4,22 %. 

Zu beachten bei diesem ausgewiesenen Mehraufwand ist, dass davon ein Teil von rd. 

+ú 9,42 Mio. bei den Lehrern mit FAG aufgrund der verrechnungstechnisch 

erfolgsneutralen Darstellung des Ausweises der Dienstgeberbeiträge für die 

Pensionsbeiträge der Landeslehrer zurück zu führen ist. 

 

 Gegenüber dem Jahr 2012 sehen die Stellenpläne 2013 im Aktivbereich (Verwaltung 

sowie Musiklehrer) insgesamt eine Erhöhung von 133 Dienstposten vor (siehe dazu die 

o.a. Erläuterung). Bei Verringerung der Dienstposten um 305 gegenüber 2012 bei den 
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Lehrern mit FAG ist zu beachten, dass zum Zeitpunkt der Budgeterstellung 2012 von 

der Fachabteilung aufgrund des Nichtbestehens eines beschlossenen Stellenplanes für 

die Landeslehrer noch von geschätzten Planstellen ausgegangen wurde, während im 

Jahre 2013 bereits endgültig beschlossene Stellenpläne vorliegen. 

 

 

 

 

 Personalaufwand KABEG: 

 

LVA 2012 ú 360.420.500   für 6.400,00 Dienstposten 

LVA 2013 ú 371.507.600   für 6.265,00 Dienstposten 

 

 Der Personalaufwand der Krankenanstalten-Betriebsgesellschaft scheint im Budget 

des Landes nicht mehr auf und wird lediglich als Zusatzinformation zu den anderen 

Sammelnachweisen dargestellt. 

 
 Gemäß § 41 Abs. 1 des Krankenanstalten-Betriebsgesetzes hat die Landesanstalt bis 

zum 31.5. eines Kalenderjahres für das folgende Kalenderjahr für die Landesanstalt 
und die Landeskrankenanstalten der Landesregierung einen Entwurf eines 
Voranschlages vorzulegen. Zwischenzeitig liegt das beschlossene Budget der KABEG 
vom 19.12.2012 vor. 

 Die Dotierung für den Personalaufwand 2013, einschließlich dem dazugehörigen 

Stellenplan wurden diesem beschlossenen Budget der KABEG, mit denen ein 

Nettogebarungsabgang in der Höhe von rd. ú 242,0 Mio. definiert wurde, entnommen. 
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Geb.Gr. B e z e i c h n u n g LRA 2011 DP LRA 2012 DP LVA 2012 DP Differenz LVA 2013 / LVA 2012 LVA 2013 DP
ú % DP

0,1 Kärntner Landesrechnungshof 997.197 12 1.034.720 12 1.012.800 13 139.600 13,78% 3,00 1.152.400 16

0,1 Hoheits- u.Wirtschaftsverw altung 117.924.182 2.051 122.956.621 2.089,69 122.575.000 2.118 1.970.900 1,61% 131,00 124.545.900 2.249

0,2 Betriebe u. Anstalten                   35.579.722 773 35.131.766 745,35 35.668.100 787 -878.200 -2,46% 6,00 34.789.900 793

0,3 Refundierungen                           10.214.683 187 9.920.981 175,72 10.081.000 190 -343.700 -3,41% -23,00 9.737.300 167

0,4 LKH/Land (ABZ) 2.674.191 45 2.691.554 43,42 2.765.200 46 -218.800 -7,91% 1,00 2.546.400 47

0,6 Musiklehrer 27.310.936 392 32.219.187 459,00 31.019.000 467 868.700 2,80% 15,00 31.887.700 482

0,9 sonst. Personalaufw endungen 4.619.953 4.561.650 4.587.300 287.800 6,27% 0,00 4.875.100

Zwischensumme 198.323.667 3.460 208.516.479 3.513 207.708.400 3.621 1.826.300 0,88% 133,00 209.534.700 3.754

Anteil am GHH in %: 7,86% 9,81% 9,17%

0,5 Lehrer mit FAG 272.619.001 4.793 272.172.699 4.627,56 282.020.400 4.974 9.423.900 3,34% -305,00 291.444.300 4.669

Anteil am GHH in %: 10,81% 13,32% 12,76%

Summe 470.942.668 8.253 480.689.178 8.140,74 489.728.800 8.595 11.250.200 2,30% -172,00 500.979.000 8.423

Anteil am GHH in %: 18,67% 23,13% 21,93%

8,1 Pensionen allg. Verw altung 64.171.846 1.648 66.235.490 1.652,00 66.300.000 1.684 873.600 1,32% -14,00 67.173.600 1.670

Anteil am GHH in %: 2,54% 3,13% 2,94%

8,2 Pensionen LKH 10.030.472 290 10.148.774 286,04 10.278.200 313 79.300 0,77% -8,00 10.357.500 305

Anteil am GHH in %: 0,40% 0,49% 0,45%

Zwischensumme 74.202.318 1.937 76.384.264 1.938,04 76.578.200 1.997 952.900 1,24% -22,00 77.531.100 1.975

Anteil am GHH in %: 2,94% 3,62% 3,39%

8,3 Pensionen Lehrer mit FAG 131.631.718 3.526 140.773.756 3.657,59 137.500.000 3.663 10.680.000 7,77% 230,00 148.180.000 3.893

Anteil am GHH in %: 5,22% 6,50% 6,49%

8,6 Bezüge Organe v. Gebiets.Körp. 7.798.450 120 7.659.980 118,93 7.834.100 125 -101.200 -1,29% -4,00 7.732.900 121

Anteil am GHH in %: 0,31% 0,37% 0,34%

Summe 213.632.486 5.583 224.818.000 5.714,56 221.912.300 5.785 11.531.700 5,20% 204,00 233.444.000 5.989

Anteil am GHH in %: 8,47% 10,48% 10,22%

GESAMT 684.575.154 13.835 705.507.178 13.855,30 711.641.100 14.380 22.781.900 3,20% 32,00 734.423.000 14.412

Anteil am GHH in %: 27,14% 33,62% 32,15%

Gesamthaushalt: 2.521.968.580 2.369.997.462 2.116.931.400 2.284.557.200

0,8 LKH/KAB 369.267.586 6.561,10 373.935.120 6.314,10 360.420.500 6.400 11.087.100 3,08% -135,50 371.507.600 6.265

P E R S O N A L und P E N S I O N E N

Voranschlagsgegenüberstellung nach Gebarungsgruppen
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EU-RELEVANTE FINANZIERUNGSERFORDERNISSE 

Für die laufende Programmperiode werden ein- und ausgabenseitig Mittel, die von Seiten 

der EU für die Finanzierung von gemeinsamen Förderprogrammen erwartet werden, 

verrechnungstechnisch erfasst. Diese wurden am Haushaltsansatz VA 02203 ĂEU-

Sonderprogramme ï Periode 2007 ï 2013 in Hºhe von ú 2.163.200  budgetiert. In der 

Programmperiode 2007 ï 2013 wird bei der Budgetierung zwischen Projekte Dritter und 

Projekte des Landes differenziert. Es erfolgt eine Vereinnahmung auf der Post Ă8186 012 ï 

EU-Sonderprogramme Kofinanzierungsmittel 2007 ï 2013ñ. Bei den Projekten Dritter erfolgt 

die Projektabwicklung und der Verbrauch der zugeordneten EU-Mittel über die Post 

ĂFºrderung an Dritteñ, wªhrend bei den Landesprojekten die Projektabwicklung und der 

Verbrauch der dem Bewirtschafter zugeordneten EU- bzw. Landesmittel sich nach der Art 

der Ausgabe orientiert und über die üblichen Posten z. B. (7280 Entgelte für Leistungen von 

Firmen, 7280 Organisationsaufwand etc.) erfolgt. Es wird festgehalten, dass beim VA 

02203 ĂEU-Sonderprogramme Periode 2007 ï 2013ñ einnahmenseitig die Budgetierung auf 

der Haushaltspost ĂEU-Projekte ï Kofinanzierungñ erfolgt und ausgabenseitig werden die 

EU- Mittel auf die Haushaltsposten ĂEU-Kofinanzierungsmittel ï ELERñ in Hºhe von 

ú 180.000 und ĂEU-Kofinanzierungsmittel INTERREGñ in Hºhe von 

ú 2.163.200  aufgesplittet.  

 

 

Programm Ziel 2  

 

Auf Basis des von der Kªrntner Landesregierung beschlossenen ĂLandeskonzeptes  f¿r die 

Regional- und Strukturpolitik integrierte Regionalstrategie IRS.KTNñ wurde vom KWF das 

Fºrderprogramm ĂRegionale Wettbewerbsfähigkeit Kärnten 2007 ï 2013 ï operationelles 

Programm, das die Grundlage für die Programmfinanzierung aus dem Europäischen Fonds 

für Regionale Entwicklung ï EFRE im Rahmen der Strukturfondsperiode 2007 ï 2013 

bildet, erstellt. Dieses operationelle Programm Ziel 2 ist überwiegend auf die Lissabon Ziele 

ausgerichtet und berücksichtigt alle relevanten Kärntner Entwicklungsstrategien in den 

Bereichen Technologie, Gewerbe- und Industrie sowie Tourismus. Für das Ziel 2-Programm 

Kärnten stehen im Zeitraum 2007 ï 2013 rd. ú 67,388 Mio. an EU-Mitteln zur Verfügung, 

und der KWF bringt in derselben Höhe den nationalen Kofinanzierungsanteil auf. 

  

 

Programm ï Territoriale Kooperationen 

 

Die bisherigen INTERREG -Programme Österreich - Italien und Slowenien werden in der 

neuen EU-Strukturfondsperiode ab 2007 als Ziel 3-Programme ĂTerritoriale Kooperation mit 

Slowenien und Italienñ fortgesetzt. Der KWF ¿bernimmt gemªÇ Beschluss der Kärntner 

Landesregierung vom 25.10.2005 die Funktion der regionalen Koordinierungsstelle für die 

Ziel 3ïProgramme mit Slowenien und Italien. Die Abteilung 3 ï Unterabteilung 

Landesplanung- und ïentwicklung ist bereichsverantwortliche Abwicklungsstelle f¿r Ănicht 

wirtschaftlicheñ Projekte in diesen Programmen. 
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Die Schwerpunkte dieser Programme basieren einerseits auf der Lissabonstrategie mit 

einer verstärkten Berücksichtigung wirtschaftlicher Kooperationen einschließlich des 

Bereiches des themenorientierten Tourismus und widmet sich in Umsetzung des 

Göteborgzieles den Themen der Nachhaltigkeit insbesondere in den Bereichen Kultur, 

Gesundheit und Verkehr.  

 

Der finanzielle Rahmen an EU-Mitteln für diese grenzüberschreitenden EU-Programme 

wurde f¿r das Programm mit Slowenien mit ca. ú 15,187 Mio. und für jenes mit Italien mit 

rd. ú 7,873 Mio. festgesetzt. Im Hinblick auf die erforderliche Kofinanzierung werden private 

Mittel nicht mehr kofinanziert, sodass diese in der derzeitigen Programmperiode zur Gänze 

aus öffentlichen Mitteln bereitzustellen sind. Unter der Prämisse einer Aufteilung der 

öffentlichen Finanzierung im Verhältnis von 75 % EU-Mittel und 25 % Landesmittel besteht 

ein Bedarf an Landeskofinanzierungsmitteln in Hºhe von rund ú 5,3 Mio. auf die 

Programmlaufzeit, die im Verhältnis von 50:50 zwischen den wirtschaftsrelevanten und den 

Ănicht wirtschaftlichenñ MaÇnahmen vom Kªrntner Wirtschaftsfºrderungsfonds und dem 

Kompetenzcenter 3- Unterabteilung Landesplanung und ïentwicklung anteilsmäßig 

aufgebracht werden.  

 

Neue Rahmenbedingungen gelten auch für das Programm für die Entwicklung des 

ländlichen Raumes gemäß Verordnung des Rates VO (EG) 1698/2005 ab 2007. Dem 

landwirtschaftlichen Bereich sind die drei Schwerpunkte ĂVerbesserung der 

Wettbewerbsfähigkeit der Land ï und Forstwirtschaftñ, ĂVerbesserung der Umwelt und der 

Landschaftñ und ĂLebensqualitªt im lªndlichen Raum und Diversifizierung der lªndlichen 

Wirtschaftñ gewidmet. Vorgesehen ist, dass in dieser Strukturperiode  das LEADER+ 

Programm in den Achsen 3 und 4 dieses Programms abgewickelt wird, wobei ein 

Finanzierungsschlüssel von 55 % EU-Mittel und 45 % nationale Kofinanzierung vorgesehen 

ist.  

 

F¿r das Programm ĂEntwicklung des lªndlichen Raumes 2007 ï 2013ñ werden f¿r 

¥sterreich f¿r den Zeitraum 2007 bis 2013 insgesamt ú 3,911 Mrd. an EU-Mitteln erwartet. 

Für das Jahr 2013 werden EU-Mittel in Hºhe von rund ú 550 Mio. erwartet. Davon entfallen 

rund ú 58,06 Mio. auf Kªrnten. Der Anteil an Bundesmitteln f¿r Kªrnten im Jahr 2013 

betrªgt ú 34,84 Mio. Auf nationaler Ebene ist eine Aufteilung von 60:40 zwischen Bundes- 

und Landes-Kofinanzierungsmitteln vorgesehen. Eine Zuteilung von EU-Quoten auf 

einzelne Bundesländer ist nicht vorgesehen, vielmehr werden die Mittel Projekt im 

Antragsverfahren erstattet. Von der Abteilung 10 wird auf Grund der bisherigen Erfahrungen 

im Hinblick auf eine mögliche Ausschöpfung des Programmes im LVA 2013 ein Landes-

Kofinanzierungsbedarf in Hºhe von ú 23,225 Mio. budgetiert. Die EU-Mittel und 

Bundesmittel für das Programm zur Entwicklung des ländlichen Raumes werden über die 

AMA (Agrarmarkt Austria) ausbezahlt und finden im Landeshaushalt 

verrechnungstechnisch keinen Niederschlag. 
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EU-Strukturperiode 2007 ï 2013 

 

AUSGABEN STRUKTURPERIODE 2007 ï 2013:  

 

Bezeichnung 

Landes-

kofinanzierung 

EU 

Finanz-

zuweisungen Bundesmittel 

Ziel 2-Programm ESF       

Abteilung  6: 

- Bereich Bildung und  

   Generationen        -250.000,00****  

S u m m e : 0,00 0,00 -250.000,00 

 

Die in oben angef¿hrter Tabelle ausgewiesenen Bundesmittel iHv. ú 250.000 sind kofinanzierte 

Bundesmittel (Kofinanzierung aus Bundesmittel und EU-Mittel) und gehen auf den territorialen 

Beschäftigungspakt zurück und der EU-Anteil ist abhängig vom gewählten Schwerpunkt (z. B. 

Schwerpunkt 1 ï 46%)  

 

 

Bezeichnung 

Landes-

kofinanzierung 

EU 

Finanz- 

zuweisungen 

Bundes- 

mittel 

Sonderprogramme, 

      

Leader +, Interreg 

Slowenien und Italien III 

Landesamtsdirektion -1.290*** -7.310*** 
 

Abteilung 3: 

- Bereich Landesplanung und 

  -entwicklung 

-615.500,00 

(davon -100)* 

(davon -300,00)** -2.343.200   

Abteilung  4: Soziales -100,00     

Abteilung 7: Wirtschaftsrecht und 

Infrastruktur -30,00*** -70,00***   

Abteilung 8:       

- Bereich Umwelt -100,00** 

     

- Bereich Naturschutz -100,00**   

  

- Bereich Nationalparkfonds  

   Nockberge 

 

-100,00     

Abteilung 10: 

- Bereich - Landwirtschaft -170.500     

S u m m e : 787.720,00 -2.350.580,00  
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In den Landeskofinanzierungsmittel iHv. ú 787.420 sind ú100,-- Förderungsbeiträge an 

Dritte enthalten, die in o.a. Tabelle mit * gekennzeichnet sind und ú 500,-- entfallen auf 

haushaltstechnische Posten (z. B. Entgelte für Leistungen von Firmen) und sind mit ** 

gekennzeichnet. Die gekennzeichneten ĂLandeskofinanzierungsmittelñ kºnnen gem. EU-

Erlass Landes-, Bundes- oder/und EU-Mittel darstellen.  

 

Die in o.a. Tabelle bei der Landesamtsdirektion mit *** gekennzeichneten Landes- und EU-

Mittel gehen auf VA 1/17913 Katastrophenvorsorge zurück und wurden aufgrund des EU-

Mittel- und Landesmittelanteils des über ggst. VA abzuwickelnden EU-Projektes angesetzt, 

während die bei der Abteilung 7 mit *** gekennzeichneten Landes- und EU-Mittel auf den 

VA 1/64913 Verkehrskonzept zurückgehen und aufgrund des EU- Mittel- und 

Landesmittelanteils der über ggst. VA abzuwickelnden EU-Projekte angesetzt wurde. 

 

 

EINNAHMEN STRUKTURPERIODE 2007 ï 2013:  

 

  

Landes- 

kofinanzierung 

EU-Finanz- 

zuweisung Bundesmittel 

Abteilung 3 -Bereich Landesplanung 

und Entwicklung 

 

2.163.200,00   

Abteilung 6 - Bereich Bildung und 

Generationen    250.000,00* 

Abteilung 7 - Verkehrsinfrastruktur 30,00** 70,00** 

 

Abteilung 10 - Bereich  

Landwirtschaft 

 

100,00***   

  30,00 2.163.370,00 

       

250.000,00 

 

Die in oben angeführter Tabelle ausgewiesenen Einnahmen aus Bundesmittel iHv. 

ú 250.000, die mit * gekennzeichnet sind, stellen kofinanzierte Bundesmittel (Kofinan-

zierung aus Bundesmittel und EU-Mittel) dar und gehen auf den territorialen 

Beschäftigungspakt zurück, wobei der EU-Anteil abhängig vom gewählten Schwerpunkt ist 

(z. B. Schwerpunkt 1 ï 46%).  

 

Die in o.a. Tabelle bei der Abteilung 7 mit ** gekennzeichneten Einnahmen aus Landes- 

und EU-Mittel gehen auf den VA 1/64913 Verkehrskonzept Post ĂEU-Sonderprogramme-

Kofinanzierungsmittel 2007 ï 2013ñ zur¿ck und wurden aufgrund des EU- Mittel- und 

Landesmittelanteils der über ggst. VA abzuwickelnden EU-Projekte angesetzt. 

 

In den EU-Finanzzuweisungen iHv. ú 2.163.370 entfallen bei der Abteilung 10 Einnahmen 

iHv. ú100 auf die Post ĂEU-Sonderprogramme-Kofinanzierungsmittel 2007 ï 2013ñ und  

sind mit *** gekennzeichnet.  Die gekennzeichneten ĂLandeskofinanzierungsmittelñ können 

gem. EU-Erlass Landes- und/oder EU-Mittel darstellen. 
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Österreichisches Programm für die Entwicklung 

Des ländlichen Raumes für den Zeitraum 2007 - 2013 

 

 

AUSGABEN: 

 

 

EINNAHMEN: 

 

 

Ansatz-Text Fipos-Text LVA 2013 

ENTWICKLUNG LAENDLICHER RAUM RUECKERSATZ TECHNISCHE HILFE 380.000,00 

Gesamt   380.000,00 

 

 

 

 

  

Ansatz-Text Fipos-Text LVA 2013 

ENTWICKLUNG LAENDLICHER RAUM MASSNAHMEN ACHSE 1 -2.900.000 

ENTWICKLUNG LAENDLICHER RAUM AGRARUMWELTPROGRAMM -8.365.000 

ENTWICKLUNG LAENDLICHER RAUM SONSTIGE MASSNAHMEN ACHSE 2 -74.400 

ENTWICKLUNG LAENDLICHER RAUM MASSNAHMEN ACHSE 3 -2.830.000 

ENTWICKLUNG LAENDLICHER RAUM AUSGLEICHSZULAGE -7.376.000 

ENTWICKLUNG LAENDLICHER RAUM MUTTERKUH - KALBINNENPRAEMIE -1.100.000 

ENTWICKLUNG LAENDLICHER RAUM TECHNISCHE HILFE -580.000 

Gesamt   -23.225.400 
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Tabellendarstellungen verschiedener themenbereich (Sachaufwendungen) 

 

 

Aufwendungen für Umweltschutz 

Kulturförderung 

Sportförderung 
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PERSONAL UND PENSIONEN 

 

NATURSCHUTZ 

 

 

 
 

 

 

 

  

 

 








